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Vorwort

Die Rahmenbedingungen auf den Wohnungsmärkten im Land Bran-
denburg entwickeln sich sehr dynamisch und unterliegen zum Teil 
gravierenden Veränderungen. Im Jahr 2016 wurden insgesamt 11.261 
Wohnungen fertig gestellt, gut ein Fünftel mehr als noch im Jahr 
2015. Dabei bestehen aufgrund der demografischen Trends erhebli-
che räumliche Unterschiede in der Wohnungsnachfrage. Besonders 
hoch ist der Bedarf an neuen Wohnungen in den Städten und Gemein-
den im Berliner Umland. Steigende Bauland- und Mietpreise sind die 
Folge. Die Versorgung der Bevölkerung mit bezahlbarem Wohnraum 
ist ein wichtiges landes- und kommunalpolitisches Ziel. Während im 
oberen Preissegment der erforderliche Mietwohnungsneubau unter 
Marktbedingungen stattfindet, erfordert die Schaffung eines adäqua-

ten Wohnungsangebotes im mittleren und vor allem im unteren Mietpreissegment den Einsatz 
der sozialen Wohnraumförderung. Deshalb hat das Land Brandenburg bereits im Jahr 2014 
die Mietwohnungsbauförderungsrichtlinie zur Unterstützung des Mietwohnungsneubaus wieder 
eingeführt. 

Ein bedarfsgerechtes Wohnungsangebot setzt indessen auch ausreichend geeignetes Bauland 
voraus. Dies ist eine zentrale Selbstverwaltungsaufgabe der Kommunen. Angesichts der vielfäl-
tigen städtebaulichen, ökonomischen und sozialen Anforderungen des preiswerten Wohnungs-
baus ist dafür ein strategisches Flächenmanagement erforderlich. Eine reine Angebotsplanung, 
bei der sich die Gemeinden auf die Aufstellung von Bebauungsplänen beschränken, wird dazu 
nicht ausreichen. Vielmehr ist ein umsetzungsorientiertes Flächenmanagement erforderlich, das 
die bewährten hoheitlichen Instrumente und kooperativen Formen der Baulandentwicklung kom-
biniert. Dies ermöglicht den Gemeinden eine effiziente Steuerung des gesamten Baulandpro-
zesses bis hin zur Verwirklichung der Baurechte. In der kommunalen Praxis haben sich dafür 
ortsspezifische Baumodelle bewährt, die auf die örtlichen Anforderungen des Grundstücks- und 
Wohnungsmarktes sowie seiner Akteure ausgerichtet sind. Von wachsender Bedeutung für die 
kommunale Handlungsfähigkeit sind dabei Zwischenerwerbsmodelle und eine langfristige Bo-
denvorratspolitik.

Mit der vorliegenden Arbeitshilfe stellt das Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung den 
Kommunen einen handlungsorientierten Leitfaden für ein strategisches Flächenmanagement 
zur erfolgreichen Bewältigung der Bauland- und Wohnungsengpässe zur Verfügung. Die Ar-
beitshilfe liefert eine praxisgerechte Darstellung der relevanten Instrumente des Städtebaus und 
unterbreitet konkrete Vorschläge für deren rechtssichere Handhabung und für eine Kombination 
zu wirkungsvollen Strategien. Sie wendet sich an Entscheidungsträger aus Politik und Verwal-
tung in den Kommunen sowie an Wohnungsunternehmen und Erschließungsträger, Planer und 
Grundstückseigentümer.

Kathrin Schneider
Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung 
des Landes Brandenburg
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1.1	 Herausforderungen 

Die bedarfsgerechte Wohnraumversorgung 
aller Bevölkerungsgruppen stellt eine zentra-
le Herausforderung vor allem für die wach-
senden Städte und Gemeinden Branden-
burgs dar. Diese Aufgabe kann nicht allein 
dem Immobilienmarkt und dem freien Spiel 
der Kräfte von Angebot und Nachfrage über-
lassen werden, sondern bedarf angesichts 
der wachsenden quantitativen und qualita-
tiven Engpässe auf dem Wohnungsmarkt 
einer zielorientierten kommunalen Bauland-
politik und eines effizienten Flächenmana-
gements. Der Bodenmarkt ist ein dem Woh-
nungsmarkt vorgelagerter Markt. Diesen 
können die Kommunen mit Hilfe der Strate-
gien und Instrumente des Planungs-, Bau- 
und Bodenrechts maßgeblich steuern und 
regulieren. Die Handlungsspielräume hierbei 
werden durch das geltende Recht, durch die 
von Bund und Ländern verfolgte Förderpolitik 
sowie durch die kommunale Finanzsituation 
begrenzt. 

Die Wohnungsmärkte im Land Brandenburg 
weisen aufgrund der regionalen Wande-
rungsbewegungen und der räumlich stark 
divergierenden demografischen Trends eine 
heterogene Struktur auf. Während die Um-
landgemeinden Berlins von den Stadt-Um-
land-Wanderungen aus der Hauptstadt pro-
fitieren, kommt es im weiteren Großraum der 
Metropolregion Berlin-Brandenburg teilweise 
zu erheblichen Wanderungsverlusten. 

Der gültige Landesentwicklungsplan Berlin-
Brandenburg (LEP B-B) grenzt die Umland-
gemeinden durch den sogenannten Stadt-
Umland-Zusammenhang von Berlin und 
Potsdam ab, eine Region mit ca. 0,9 Mio. 
Einwohnern1. In der gesamten Metropolre-
gion leben circa 4,4 Mio. Menschen (Stand 
31.12.2014). Vor allem durch Suburbani-

1	 LEP B-B 2009

Ausgangssituation1.

sierung aus Berlin hat die Bevölkerung in 
den Umlandgemeinden seit der deutschen 
Wiedervereinigung stark zugenommen (von 
1991 bis 2014: + 38,7 %). 

In der aktuellen Prognose wird für Berlin 
(+ 265.000 Einwohner) und für die Berliner 
Umlandgemeinden (+ 45.000 Einwohner) (bis 
2030) von ganz erheblichen Wanderungsge-
winnen ausgegangen2. Als Hauptursache für 
die positive Bevölkerungsentwicklung im Ber-
liner Umland sind die Wanderungsgewinne 
gegenüber Berlin anzusehen. Diese werden 
sich hier u. a. in einer deutlichen Erhöhung 
der Wohnungsnachfrage niederschlagen.

Da Haushalte die Nachfrager am Wohnungs-
markt darstellen, ist angesichts des gegen-
wärtigen Trends zu immer kleineren Haus-
halten von einer noch stärkeren Erhöhung 
der Wohnungsnachfrage auszugehen. Wäh-
rend die durchschnittliche Haushaltsgröße 
in Brandenburg 2,0 Personen pro Haushalt 
beträgt, liegt diese in Berlin bei 1,8 Personen 
pro Haushalt. Für die wachsenden Kommu-
nen im Berliner Umland bedeutet diese Ent-
wicklung eine weitere Steigerung der Woh-
nungsnachfrage. 

Neben der Quantität wird sich die Wohnungs-
nachfrage, laut dem aktuellen Wohnungspoli-
tischen Kompass (2015) des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landesplanung des Landes 
Brandenburg (MIL), auch hinsichtlich ihrer 
Qualität verändern. Während derzeit vor al-
lem Arbeitslose, Sozialleistungsempfänger 
und Alleinerziehende preiswerten und/oder 
geförderten Wohnungsbau nachfragen, ist 
im Zuge der aktuellen gesellschaftlichen und 
ökonomischen Entwicklungen und damit ein-
hergehender sinkender Haushaltseinkom-
men damit zu rechnen, dass die Nachfrage in 
diesen Wohnungsmarktsegmenten in der Zu-
kunft auch durch weitere Bevölkerungsgrup-

2	 LEP HR 2016: 6

AUSGANGSSITUATION
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pen signifikant steigen wird. So beispiels-
weise durch eine zunehmende Anzahl von 
Personen in Altersarmut, durch Zuwanderer 
ohne aktuelle Arbeitsperspektive und durch 
eine steigende Anzahl sogenannter „Aufsto-
cker“.
 
Zugleich führt die Anspannung auf dem 
Wohnungsmarkt auf Grund von Angebots-
verschiebungen zu steigenden Neu- und 
Wiedervermietungsmieten, so dass auch 
Bezieher mittlerer Einkommen Probleme mit 
einer angemessenen Wohnraumversorgung 
bekommen können. Hinzu kommt, dass sich 
das Angebot in zahlreichen Kommunen im 
unteren und mittleren Preissegment durch 
das Auslaufen von Bindungen für geförder-
ten Wohnungsbau verringert. So werden im 
Vergleich zur wachsenden Nachfrage, auf 
der Angebotsseite zu wenig neue preiswer-
te kleine bis mittelgroße Mietwohnungen ge-
baut. Angesichts des geringen Zinsniveaus 
auf dem Finanzmarkt bietet die öffentliche 
Wohnraumförderung kaum Finanzierungs-
vorteile und damit wenig Anreize für private 
Wohnungsunternehmen entsprechenden 
Wohnraum zu erstellen. Zudem sind die 
marktwirtschaftlichen Anreize in diesem Seg-
ment des Immobilienmarktes ohnehin erheb-
lich geringer, als im gehobenen Segment.

Ein weiterer Einflussfaktor auf die zu geringe 
Neubaurate ist das Angebot an Bauflächen, 
die für einen preiswerten und geförderten 
Wohnungsbau in städtebaulicher und ökono-
mischer Hinsicht geeignet sind. Die bedarfs-
gerechte Baulandentwicklung und -bereit-
stellung stellt daher eine Schlüsselaufgabe 
der Kommunen dar, um die Wohnungsmarkt-
probleme zu bewältigen. 

Als Konsequenz dieser Entwicklungen hat 
sich der Wohnungsleerstand in den Umland-
gemeinden auf 2,5 % verringert und liegt 
damit unterhalb der Fluktuationsreserve – 
ein deutliches Kennzeichen für einen ange-
spannten Wohnungsmarkt. In Folge dessen 
sind die Mieten erheblich angestiegen3. Eine 
Auswahl der aktuellen Bestands- und Neu-
baumieten enthält Tabelle 1. Die wachsende 
Angebotsverknappung betrifft nicht nur das 
untere, sondern zunehmend auch das mittle-
re Preissegment des Wohnungsmarktes. 

3	  Vgl. BBU 2015 

Stadt bzw. Landkreis Mietspanne [€/m²] Bestandsmiete [€/m²] Neubaumiete [€/m²]

Potsdam 5,50 - 10,44 8,33 10,72

Brandenburg a.d.H. 4,10 - 6,45 5,30 7,20

Teltow-Fläming 4,46 - 8,06 6,09 8,36

Havelland 4,58 - 8,55 6,50 7,80

Barnim 4,75 - 7,87 6,27 8,39

Dahme-Spreewald 4,96 - 9,02 6,97 8,62

Tabelle 1: Mieten im Land Brandenburg (für ausgewählte Städte und Landkreise) 
(Quelle: iib 2016)

AUSGANGSSITUATION
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In diesem angespannten Wohnungsmarkt 
des Berliner Umlandes besteht damit für die 
Kommunen als wichtige Akteure am Bau-
land- und Wohnungsmarkt ein erheblicher 
Handlungs- und Steuerungsbedarf zur Be-
reitstellung von bezahlbarem Wohnraum.

In Reaktion hierauf wird auch der LEP B-B ge-
ändert und somit die textlichen Festsetzungen 
zur Siedlungs- und Wohnsiedlungsflächen-
entwicklung. Der Landesentwicklungsplan 
Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP 
HR) liegt derzeit (Oktober 2016) als Entwurf 
im Beteiligungsverfahren vor. Neben einer 
noch stärkeren Fokussierung auf eine sied-
lungsstrukturelle Innenentwicklung bei gleich-
zeitiger Berücksichtigung der klimabedingten 
Erwärmung der Innenstädte (G 5.1) enthalten 
die textlichen Festsetzungen einen neuen 
Grundsatz zur bedarfsgerechten Entwicklung 
von Wohnsiedlungsflächen (G 5.5). Des Wei-
teren qualifiziert der Entwurf zum LEP HR die 
räumlichen Ziele der Wohnsiedlungsflächen-
entwicklung in Berlin und Brandenburg (Z 5.6 
u. Z 5.7)4.

1.2	 Zielsetzung und Struktur 
	 der Arbeitshilfe

Die Wohnraumversorgung aller Bevölke-
rungsschichten ist als zentrale Aufgabe von 
Städten und Gemeinden sowohl im Bauge-
setzbuch, als auch in der brandenburgischen 
Kommunalverfassung festgeschrieben5. Um 
die Kommunen bei der Bewältigung dieser 
Aufgabe zu unterstützen und um speziell die 
Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum 
voranzutreiben, zeigt die Arbeitshilfe die ver-
schiedenen Möglichkeiten der kommunalen 
Bodenpolitik auf. Im Fokus stehen dabei eine 
aktive Baulandpolitik, die Bauleitplanung und 
die Beiträge, die städtebauliche Verträge zur 

4	 LEP HR Entwurf 2016
5	 Vgl. u.a. § 1 Abs. 5 & 6 BauGB sowie § 2 BbgKVerf

Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum 
leisten können. Die Einsatzmöglichkeiten 
und die Handhabung der Instrumente wer-
den praxisnah und problemlösungsorientiert 
erläutert. An dieser Stelle sei klarstellend 
erwähnt, dass diese Arbeitshilfe als ein ori-
entierungsgebender Handlungsleitfaden zu 
verstehen ist. Auf Grund der Komplexität der 
verschiedenen Instrumente und Strategien 
zur Baulandbereitstellung und der je nach 
Einzelfall verschiedenen Anwendungs- und 
Umsetzungsmöglichkeiten ist die Arbeitshilfe 
inhaltlich nicht abschließend und soll mit der 
Zeit bedarfsgerecht fortgeschrieben werden.

Der Struktur der Arbeitshilfe liegen folgende 
Leitfragen zugrunde:

•	 Welche Möglichkeiten bietet das Förderin-
strumentarium des Landes Brandenburgs, 
um das Angebot an bezahlbarem Woh-
nungsbau auszuweiten und welche Art 
von Wohnraum ist im Rahmen des Miet-
wohnungsbaus förderfähig?

•	 Welche Möglichkeiten bieten das aktuelle 
Planungs-, Bau- und Bodenrecht, insbe-
sondere das BauGB, um das Angebot an 
bezahlbaren Mietwohnungen auszuweiten?

•	 Welche umsetzungsorientierten und durch-
setzungsstarken Strategien der Bauland-
entwicklung sind zur Schaffung günstigen 
Wohnraums geeignet und wie kann die 
Handhabung der verfügbaren Instrumente 
der Bauleitplanung und des Flächenmana-
gements weiter optimiert werden?

•	 Wie kann der Einsatz der Fördermittel mit 
den Baulandstrategien kombiniert und wie 
können die entsprechenden planerischen 
Festsetzungen und vertragliche Verein-
barungen zielgenau und effektiv gestaltet 
werden?

Für die verbalen planerischen Darstellungen 
und Festsetzungen sowie für die vertragli-
chen Regelungen enthält die Arbeitshilfe For-
mulierungsvorschläge.

AUSGANGSSITUATION
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2.1	 Grundlagen und Fördergegenstände 

Eine zentrale Rolle für die Bereitstellung von 
preisgünstigem Wohnraum übernimmt die 
soziale Wohnraumförderung, die seit der Fö-
deralismusreform 2007 Aufgabe der Länder 
ist. Im Zeitraum 2007 bis 2013 wurden durch 
die brandenburgische Wohnraumförderung 
10.000 Wohnungen mit einem Gesamtförder-
volumen von 210 Mio. Euro neu gebaut oder 
modernisiert6.

Im Gegensatz zur Subjektförderung durch 
Wohngeld stellt die soziale Wohnraumför-
derung eine Objektförderung dar, die unmit-
telbar beim Wohnungsbau angesetzt wird. 
Die mit Auflagen vergebenen Fördermittel 
kommen daher zunächst den verschiedenen 
Anbietern von Wohnraum zugute. Damit ha-
ben die Kommunen eine direkte Möglichkeit 
das Angebot an preisgünstigen Wohnungen 
auf dem Wohnungsmarkt hinsichtlich seiner 
Quantität und Qualität zu steuern. Als wich-
tige Grundvoraussetzung zur Inanspruch-
nahme der Objektförderung ist ein Bedarf 
an gefördertem Wohnraum zu nennen. Die-
ser ist im Berliner Umland derzeit zweifellos 
gegeben und muss seitens der Kommunen 
bestätigt werden, um Leerstände und Fehl-
förderungen zu vermeiden.
 
Grundlagen der sozialen 
Wohnraumförderung in Brandenburg
Die wichtigsten rechtlichen Grundlagen für 
den sozialen Wohnungsneubau in Branden-
burg sind:

•	 Gesetz über die soziale Wohnraumförde-
rung (WoFG),

•	 Gesetz zur Sicherung der Zweckbestim-
mung von Sozialwohnungen (Wohnbin-
dungsgesetz) (WoBindG),

•	 Zweite Berechnungsverordnung (II. BV),
•	 Energieeinsparverordnung (EnEV),

6	 MIL 2016a

Geförderter Wohnungsbau 
im Land Brandenburg 2.

•	 Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Ener-
gien im Wärmebereich (EEWärmeG), 

•	 Baugesetzbuch (BauGB), 
•	 Bürgerliches Gesetzbuch – Mietrecht (BGB),

sowie die dazugehörigen Verordnungen.

Des Weiteren ist die Richtlinie zur Förderung 
der generationsgerechten und barrierefreien 
Anpassung von Mietwohngebäuden durch 
Modernisierung und Instandsetzung und des 
Mietwohnungsneubaus (Mietwohnungsbau­
förderungsR) geändert durch Erlass vom 
8. März 2017 als ermessenslenkende Selbst-
bindung der Verwaltung zu nennen.

Gegenstand der Förderung
Im Mittelpunkt dieser Arbeitshilfe stehen Maß-
nahmen zur Förderung des Wohnungsneubaus. 
Danach sind gemäß Mietwohnungsbauförde-
rungsR folgende Ausgaben förderfähig:

Ausgaben der Kostengruppen 100 bis 700 der 
DIN 276 für die Neuschaffung von Mietwoh-
nungen beziehungsweise für die Wiedernutz-
barmachung von Gebäuden zur dauerhaften 
Wohnnutzung durch Wiederherstellung, Er-
weiterung, Nutzungsänderung und Anpas-
sung an geänderte Wohnbedürfnisse sind 
ebenfalls zuwendungsfähig (vgl. Nr. 2.3.2 der 
MietwohnungsbauförderungsR).

Außerdem zuwendungsfähig sind Ausgaben 
der Kostengruppen 100 bis 700 der DIN 276 
für den sozialen Mietwohnungsneubau ins-
besondere in Gemeinden innerhalb der Anla-
ge 3 der Richtlinie. (vgl. Nr. 2.3.3).

2.2	 Förderschwerpunkt 
	 Mietwohnungsneubau

Die Förderung des Wohnungsneubaus wur-
de mit der MietwohnungsbauförderungsR 
vom 26. Februar 2014 in Brandenburg als re-
gulärer Förderprogrammteil wieder eingeführt. 
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12

In den letzten ca. 10 Jahren erfolgte vornehm-
lich die Bestandsförderung7. Ab 2016 werden 
für den sozialen Wohnungsbau vier Jahre 
lang 100 Millionen Euro jährlich bereitgestellt. 
Davon können bis zu 30 Millionen Euro als 
Zuschüsse und der Rest als Darlehen bewil-
ligt werden. Die Novelle der Mietwohnungs-
bauförderungsR vom 23.02.2016 (inzwi-
schen fortgeschrieben durch Runderlass vom 
8. März 2017) zielt unter anderem durch die 
Festlegung, den Neubau auch in den Konso-
lidierungsgebieten zuzulassen, darauf ab, der 
stark gestiegenen Nachfrage nach Wohnraum 
für untere und mittlere Einkommensschichten 
mit einer gezielten Förderung der Neubau-
tätigkeit zu begegnen. Bis 2019 sollen hier 
2.000 neue Mietwohneinheiten geschaffen 
werden8. Von den ca. 630.000 Mieterhaushal-
ten in Brandenburg liegen rd. 40 % unter der 
ersten Einkommensgrenze und etwa 30 % 
unter der zweiten Einkommensgrenze9. Hier-
mit haben somit etwa 70 % der brandenbur-
gischen Haushalte einen Anspruch auf sozial 
geförderten Wohnraum.

Gefördert werden der Mietwohnungsneubau, 
die Wiederherstellung und Erweiterung, der 
generationsgerechte und barrierefreie Um- 
und Ausbau von bestehenden Mietwohnge-
bäuden, die Modernisierung und Instandset-
zung sowie die Umnutzung zu Wohnzwecken 
von bisher nicht zu Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden.

Wesentliche Inhalte der Mietwohnungsbauför-
derungsR für die Neubauförderung sind:

•	 Der Anteil der Wohnungen mit Miet-
preis- und Belegungsbindung muss im 
geförderten Mietwohnungsneubau 75 % 

7	 Vgl. Nr. 2.1 c MietwohnungsbauförderungsR und 
ILB 2016a

8	 Vgl. u.a. ILB 2016a und Nr. 1.1 
MietwohnungsbauförderungsR

9	 Vgl. u.a. MIL 2016b

betragen. Belegungsbindungen sind hier 
gemäß § 26 Abs. 2 WoFG als Oberbegriff 
für allgemeine Belegungsrechte sowie Be-
nennungs- und Besetzungsrechte definiert.

•	 Mietpreisgrenze für gebundenen Wohn-
raum: Für Haushalte mit einem Wohnbe-
rechtigungsschein unterhalb der ersten 
Einkommensgrenze liegt die Mietpreis-
grenze im Berliner Umland bei 5,50 Euro/m² 
und im Berlin fernen Raum bei 4,90 Euro/m². 
Die erste Einkommensgrenze liegt gemäß 
§  21  WoFG bei 12.000  Euro Jahresein-
kommens für einen Einpersonenhaushalt 
(18.000 Euro für einen Zweipersonenhaus-
halt, für jede weitere zum Haushalt zurech-
nende Person + 4.100 Euro)10.

•	 Die Neuerung vom 23.02.2016 hat eine 
zweite Einkommensgrenze gebracht. 
Hierdurch haben Einkommensbezieher, 
deren Einkünfte die erste Einkommens-
grenze für einen Wohnberechtigungs-
schein um bis zu 40 % übersteigen, eben-
falls einen Anspruch auf eine geförderte 
Wohnung. Für das Berliner Umland liegt 
die Höchstmiete dann bei 7,00  Euro/m² 
(vgl. Nr.  4.7). Zielgruppen bezüglich der 
zweiten Einkommensgrenze sind vor al-
lem Familien mit Kindern, Senioren und 
Menschen mit Behinderung. 

•	 Die Belegungsbindungen des Wohn-
raums bestehen für mindestens 20 bzw. 
25 Jahre nach Fertigstellung (Nr. 4.7).

•	 Gemäß Nr. 5.4.3 können für den Mietwoh-
nungsneubau im Berliner Umland maxi-
mal 1.800 Euro/m² Wohnfläche gewährt 
werden (350  Euro/m² als Zuschüsse, zu-
sätzliche Baudarlehen bis 1.450 Euro/m²), 
sofern ein Zweckbindungszeitraum von 
25 Jahren vereinbart wird. Maßgeblich für 
die Höhe der gewährten Förderung ist die 
jeweils zu ermittelnde Objektwirtschaftlich-
keit. Mit Hilfe des „Förderrechners Miet-
wohnraumförderung“ auf der Internetseite 

10	 Für die Einkommensermittlung sind die §§ 20 bis 
24 WoFG maßgebend
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der ILB lässt sich ein möglicher Förderbe-
trag errechnen.

Die wesentlichen aktuellen Regelungen fasst 
Tabelle 2 zusammen.

2.3	 Zielgruppen, Zuwendungsempfänger 
und Zuwendungsvoraussetzungen

§ 1 WoFG regelt die Förderung der Wohn-
raumversorgung mit Mietwohnraum und 
selbst genutztem Wohneigentum. Als Ziel-
gruppe der Förderung gelten gemäß § 1 Abs. 
2 Satz 1 WoFG vor allem Haushalte mit ge-
ringem Einkommen – namentlich Familien 
und andere Haushalte mit Kindern, Allein-
erziehende, Schwangere, ältere Menschen, 
behinderte Menschen und sonstige hilfsbe-
dürftige Personen. Förderberechtigt gemäß 
MietwohnungsbauförderungsR sind Eigen-
tümer und Erbbauberechtigte von Grundstü-
cken sowie Verfügungsberechtigte von Miet-
wohngebäuden.

Förderart Darlehen und Zuschüsse

Förderhöhe Zuschüsse: 350 Euro/m² Wohnfläche
•	 zusätzliche Baudarlehen: bis 1.450 Euro/m² Wohnfläche
•	 oder Baudarlehen von bis zu 1.800 Euro/m² Wohnfläche

Höchstmieten für 
geförderten Wohnraum

•	 für Haushalte unterhalb der ersten Einkommensgrenze 
(Einpersonenhaushalte: 12.000 Euro, Zweipersonenhaushalte: 18.000 
Euro): 5,50 Euro/m² Wohnfläche

•	 für Haushalte unterhalb der zweiten Einkommensgrenze (d. h. 40 % 
über erster Einkommensgrenze): 7,00 Euro/m² Wohnfläche nach 
§ 9 WoFG

Belegungsbindungen Insgesamt 75 %, davon
•	 mindestens die Hälfte der gebundenen Wohnungen für Haushalte 

unterhalb der ersten Einkommensgrenze
•	 Rest für Haushalte unterhalb der zweiten Einkommensgrenze

Zweckbindung 20 Jahre oder 25 Jahre (zinslos)

Tilgung Mindestens 2 % jährlich (mit Differenzierungsmöglichkeiten)

Tabelle 2: Regelungen der Mietwohnungsneubauförderung im Berliner Umland 
(Quelle: MIL 2016c)

Städtebauliche Fördervoraussetzungen 
und förderfähige Gebietskulissen
Gemäß Nr. 1.1 der Förderrichtlinie sind bei 
der Schaffung von Mietwohnungsneubau fol-
gende städtebauliche Anforderungen beson-
ders zu beachten:

1.	 Stärkung der Innenstädte (Vorrang der 
Innenentwicklung) und Konzentration des 
Mietwohnungsneubaus auf die räumlich 
geeigneten Schwerpunkte der Landespla-
nung.

2.	 Priorisierung der Bestandsentwicklung. 
3.	 Schaffung und Stärkung sozial stabiler 

Siedlungsstrukturen.
4.	 Entwicklung von Standorten des Woh-

nungsbaus mit schienengebundener 
ÖPNV-Anbindung.

Letztgenannter Punkt ist nicht nur als Be-
standteil einer ökologischen und klimafreund-
lichen Stadt- und Siedlungsentwicklung 
bedeutsam (Reduzierung des motorisier-
ten Individualverkehrs), sondern auch im 
Hinblick auf die Nachfrager des geförderten 
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Wohnungsbaus. Einkommensschwächere 
Haushalte verfügen i. d. R. über eine unter-
durchschnittliche PKW-Ausstattung. 

Sofern die Förderung nicht innerhalb der 
innerstädtischen förmlich festgelegte Sa-
nierungs- und Entwicklungsgebiete stattfin-
det, sollen innerstädtische „Vorranggebiete 
Wohnen“ sowie „Konsolidierungsgebiete der 
Wohnraumförderung“ als Fördergebietskulis-
sen ausgewiesen werden: 

•	 Die „Vorranggebiete Wohnen“ sollen 
über Sanierungs- und Entwicklungsgebie-
te hinausgehen und dauerhaft stabil sein.

•	 Als „Konsolidierungsgebiete der Wohn-
raumförderung“ sollen Stadtquartiere 
mit sanierungsbedürftigem Mietwohnraum 
oder Gebiete mit Potenzialen zur Mietwohn-
raumbeschaffung ausgewiesen werden.

Diese Gebiete müssen sich aus den Inte-
grierten Stadtentwicklungskonzepten 
(INSEK) oder den Wohnungspolitischen 
Umsetzungsstrategien (WUS) ergeben, da 
eine gesamtstädtische Analyse und Beurtei-
lung der städtebaulichen, infrastrukturellen, 
wohnungsmarktlichen und sozialen Aspekte 
für die Standortentscheidungen unverzicht-
bar ist. Erst aus der Gegenüberstellung einer 
wohnungsmarktbezogenen Bestandsaufnah-
me und einer entsprechenden Bedarfsprog-
nose lässt sich eine solide Abwägungs- und 
Entscheidungsgrundlage für die notwenige 
Bestands-, Neubau- und Innenentwicklung 
ableiten. Hinsichtlich weiterer Informationen 
zur Erstellung von INSEKs wird auf die Ar-
beitshilfe zur Erstellung und Fortschreibung 
von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten 
des MILs verwiesen11.

Die Benennung und Abgrenzung der o. g. 
Gebiete erfolgt in Abstimmung mit dem Lan-
desamt für Bauen und Verkehr (LBV). Für 

11	 Vgl. MIL 2006 

die Maßnahmen des Mietwohnungsneubaus 
(nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 WoFG) sind weiter die 
raumordnerischen Festlegungen der Lan-
des- und Regionalplanung zur Konzent-
ration von Wohnsiedlungsentwicklung zu 
berücksichtigen (vgl. hierzu Kapitel 2.2.)12.

Objektbezogene 
Förderungsvoraussetzungen
•	 Die geförderten Mietwohngebäude müs-

sen jeweils mindestens drei Mietwohnun-
gen enthalten.

•	 Die Wohnflächenobergrenzen dürfen ge-
mäß § 10 der Verwaltungsvorschrift 
zum WoFG und WoBindG nicht über-
schritten werden:
•	 Einpersonenhaushalte: bis zu 50 m² 

oder 2 Wohnräume,
•	 Zweipersonenhaushalte: bis zu 65 m² 

oder 2 Wohnräume,
•	 Dreipersonenhaushalte: bis zu 80 m² 

oder 3 Wohnräume,
•	 Vierpersonenhaushalte: bis zu 90 m² 

oder 4 Wohnräume,
•	 für jeden weiteren Haushaltsangehö-

rigen erhöht sich die Wohnfläche um 
10 m² oder einen weiteren Wohnraum. 

Die Anzahl der Wohnräume ist unabhängig 
von der Wohnfläche und zuzüglich von Kü-
che und Nebenräumen zu verstehen. Die an-
gegebene Quadratmeterzahl schließt Küche 
und Nebenräume hingegen ein. 

Alle weiteren technischen und baulichen 
Anforderungen an förderfähigen Wohnraum 
sind in Nr.  4.4 der Mietwohnungsbauförde-
rungsR aufgeführt. Ferner ist die Energie-
einsparverordnung in der jeweils geltenden 
Fassung einzuhalten. 

12	 Vgl. Nr. 4.1 MietwohnungsbauförderungsR
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Die Instrumente der Bauleitplanung 3.

3.1	 Anforderungen des Wohnungsbaus

Die allgemeinen und besonderen Wohn-
bedürfnisse der Bevölkerung spielen in der 
Bauleitplanung eine zentrale Rolle. Grundla-
ge hierfür bildet die Planungsleitlinie gemäß 
§  1  Abs.  5  BauGB, nach der Bauleitpläne 
eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten 
sollen. Darüber hinaus sind folgende Belan-
ge (nach § 1 Abs. 6 BauGB) im Rahmen der 
planerischen Abwägung zu berücksichtigen:

1.	 Allgemeine Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse

 
Zur Konkretisierung des Begriffs „gesun-
de Wohn- und Arbeitsverhältnisse“ liefert 
§ 136 Abs. 3 Nr. 1 BauGB beispielhafte Beur-
teilungsmaßstäbe. Für die Bauleitplanung er-
gibt sich hieraus die Aufgabe, gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse zu ermöglichen bzw. 
dem Entstehen städtebaulicher und sozialer 
Missstände präventiv vorzubeugen13.

2.	 Die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, 
die sich angesichts des demografischen 
Wandels tiefgreifend verändern, die 
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 
Bevölkerungsstrukturen zur Vermeidung 
von sozialer Segregation und Ghetto-Bil-
dung, die Eigentumsbildung weiter Kreise 
der Bevölkerung, die sich als stabilisierend 
für die Stadtentwicklung erwiesen hat, die 
Anforderungen kostensparenden Bauens 
sowie die Bevölkerungsentwicklung.

Dieser Abwägungsbelang fordert die Ge-
meinden dazu auf, im Rahmen der Bauleit-
planung (in ausreichendem Maße) Flächen 
zu Wohnbauzwecken bereitzustellen. Dar-
über hinaus besteht das qualitative Ziel, bei 
der Aufstellung von Bauleitplänen sozial sta-

13	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 1 
Rn. 52-54

bile Strukturen zu schaffen und zu erhalten. 
Ebenfalls wird die Eigentumsbildung als we-
sentlicher Belang genannt. Dieser wird hier 
jedoch nicht weiter ausgeführt, da die Bereit-
stellung von gefördertem Mietwohnraum im 
Zentrum der vorliegenden Arbeitshilfe steht.

3.	 Die sozialen und kulturellen Bedürfnisse 
der Bevölkerung, insbesondere die Be-
dürfnisse der Familien, der jungen, alten 
und behinderten Menschen, unterschiedli-
che Auswirkungen auf Frauen und Männer 
sowie die Belange des Bildungswesens 
und von Sport, Freizeit und Erholung.

In der Abwägung sind die Bevölkerungs-
gruppen mit besonderem Wohnungsbedarf 
zu berücksichtigen. Die Wohnbedürfnisse 
einkommensschwacher bzw. einkommens-
schwächerer Haushalte, die im Hinblick auf 
die Bereitstellung geförderten Wohnraums 
relevant sind, werden an dieser Stelle nicht 
explizit aufgeführt14. 

Die Bauleitplanung stellt das zentrale Instru-
ment zur Steuerung der Bodennutzung einer 
Gemeinde und auch zur Realisierung von so-
zial gefördertem Wohnungsbau dar. Dennoch 
sind die Möglichkeiten der vorbereitenden 
und verbindlichen Bauleitplanung (Flächen-
nutzungs- und Bebauungsplan) zur Schaf-
fung von preiswertem Wohnraum begrenzt. 

3.2	 Flächennutzungsplan (§ 5 BauGB)

Der Flächennutzungsplan (FNP) als vorberei-
tender Bebauungsplan hat gemäß § 5 BauGB 
die Aufgabe die vorhandene und beabsichtig-
te Art der Bodennutzung für das gesamte Ge-
meindegebiet in den Grundzügen darzustel-
len. Der FNP ist Grundlage für die Aufstellung 
von Bebauungsplänen (§  8 Abs.  2  BauGB) 

14	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 1 
Rn. 57-59

DIE INSTRUMENTE DER BAULEITPLANUNG



16

und hat somit eine „Programmierungsfunk-
tion“ für die städtebauliche Entwicklung von 
Gemeinden. Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB 
haben Gemeinden sorgfältige Prognosen 
für die künftige Entwicklung zu erstellen, so 
ist der FNP „nach den voraussehbaren Be-
dürfnissen der Gemeinde“ aufzustellen. Dies 
umfasst auch die Aufgabe, den Bedarf an 
geförderten Wohnraum in geeigneter Weise 
zu erfassen bzw. sachgerecht abzuschätzen 
und entsprechende Flächen hierfür bereitzu-
stellen.

Der FNP hat durch seine generellen Festle-
gungen zur Bodennutzung eine strategische 
Bedeutung für die Kommunalentwicklung. 
Der integrierte Ansatz erfordert es, dass 
alle Interessen und Bedürfnisse von Bevöl-
kerung, Wirtschaft, Umwelt etc. frühzeitig in 
das Aufstellungsverfahren einzubinden sind. 
In der Praxis kann dies u.a. durch die früh-
zeitige Beteiligung der Behörden umgesetzt 
werden15. 

Konkret können im FNP die folgenden Bau-
flächen (gemäß § 1 Abs. 1 BauNVO) darge-
stellt werden: Wohnbauflächen, Gemischte 
Bauflächen, Gewerbliche Bauflächen und 
Sonderbauflächen. Allerdings können ent-
sprechend der planerischen Zielsetzungen 
und der städtebaulichen Notwendigkeit zur 
Steuerung der konkreteren Art der baulichen 
Nutzung, anstelle der o. g. allgemeineren 
Bauflächen, auch die konkreteren Bauge-
biete gemäß § 1 Abs. 2 BauNVO dargestellt 
werden16. Eine Konkretisierung der Wohn-
bauflächen bzw. der Wohngebiete in Hinblick 
auf den geförderten und bezahlbaren Woh-
nungsbau ist im FNP zwar möglich, hat aber 
indessen nur deklaratorische Wirkung. 

15	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 5 
Rn. 1-9

16	 Vgl. EZBK 2016: BauNVO § 1 Rn. 1-7

Empfehlung: 

Neue Wohnbauflächen für den geförderten 
Mietwohnungsneubau müssen die sied-
lungsstrukturellen Voraussetzungen der 
Landes- und Regionalplanung erfüllen. Eine 
wichtige Koordinierungsfunktion hinsichtlich 
der Standortwahl übernimmt der Landesent-
wicklungsplan. Der LEP B-B wird zukünftig 
durch den LEP HR abgelöst. Dieser liegt 
zurzeit im Entwurf vor. Nach dem neuen 
LEP HR sollen sich die Standorte des Miet-
wohnungsneubaus auf räumlich geeignete 
Schwerpunkte konzentrieren und zugleich 
der Innenentwicklung dienen, an vorhande-
ne Siedlungsflächen anschließen sowie über 
eine ÖPNV-Anbindung verfügen. Potentielle 
Wohnstandorte sollten in Hinblick auf ihre 
sonstige siedlungsstrukturelle Einbindung 
und die Erreichbarkeit von sozialen Infra-
struktur- und Nahversorgungseinrichtungen 
geprüft werden (siehe Z 5.6 und Z 5.7). 

Eine wichtige Neuerung im LEP HR, die im Rah-
men des FNPs berücksichtigt werden muss, 
stellt der Grundsatz 5.5 (G 5.5) dar. Dieser 
gibt für die bedarfsgerechte Entwicklung von 
Wohnsiedlungsflächen folgendes vor: „(1) In 
den Gemeinden in allen Teilräumen der Haupt-
stadtregion soll jeweils eine bedarfsgerechte 
Entwicklung von Siedlungsflächen für die Woh-
nungsversorgung sichergestellt werden. Dabei 
sollen die Bedarfskomponenten Neubedarf, Er-
satzbedarf sowie die Leerstandsreserven be-
rücksichtigt werden. (2) In den Ober- und Mit-
telzentren im weiteren Metropolraum, die aus 
der Metropole Berlin über die Schiene in we-
niger als 60 Fahrminuten erreichbar sind und 
damit Entlastungsfunktionen für den Kern der 
Hauptstadtregion übernehmen können, sollen 
Siedlungsflächen für die Wohnungsversorgung 
vorrangig im Umfeld der Schienenhaltepunk-
te entwickelt werden.“ Nähere Erläuterungen 
hierzu enthalten die entsprechenden textlichen 
Festsetzungen des LEP HR.
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3.3	 Bebauungsplan (§ 9 BauGB)

Durch Bebauungspläne kann die Wohnsied-
lungsflächenentwicklung hinsichtlich ihrer 
Standorte und bestimmter Bedarfsgruppen 
konkretisiert werden. So können einerseits 
Flächen für die soziale Wohnraumförderung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 7) und andererseits Flächen 
für Personengruppen mit besonderem Wohn-
bedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB) festgesetzt 
werden. Die Festsetzungen allein können 
aber nur begrenzt zur Schaffung von preis-
günstigem Wohnraum beitragen: Es kann 
nicht sichergestellt werden, ob die im Be-
bauungsplan festgesetzten Flächen auch 
tatsächlich zu geeigneten Preisen an einen 
Bedarfsträger des sozialen Wohnungsbaus 
veräußert werden und damit tatsächlich eine 
Förderung der Bereitstellung von bezahlba-
rem Wohnraum erfolgt. Die oben genannten 
Festsetzungen schaffen lediglich die notwen-
digen (städte-) baulichen und wohnraumbe-
zogenen Voraussetzungen. Weitere Konkre-
tisierungen und detaillierte Festsetzungen für 
den geförderten Wohnungsbau können auf 
Grundlage des geltenden Planungsrechts 
nicht erfolgen, da der Festsetzungskatalog 
des § 9 Abs. 1 BauGB abschließend ist17.

3.3.1	 Flächen für die soziale 
	 Wohnraumförderung 
	 (§ 9 Abs. 1 Nr. 7)

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 7 i. V. m. § 1 Abs. 3 BauGB 
können in Bebauungsplänen Flächen festge-
setzt werden, auf denen ganz oder teilweise 
nur Wohngebäude errichtet werden dürfen, 
die mit Mitteln der sozialen Wohnraumför-
derung gefördert werden könnten. Voraus-
setzung hierfür ist das Vorliegen städtebau-
licher Gründe.

17	 Vgl. BVerwG NJW 1993, 2695 und OVG Lüneburg 
NVWZ-RR 2000, 577

Folglich sind in Bebauungsplänen zwei Arten 
von Festsetzungen und planungsrechtlichen 
Umsetzungen möglich:

a)	 Alle Wohnungen im geplanten Wohnge-
bäude müssen entsprechend der Förde-
rungsvoraussetzungen errichtet werden, 
so dass grundsätzlich ausschließlich för-
derfähige Wohneinheiten entstehen.

b)	 Oder, nur ein bestimmter Anteil an Woh-
nungen wird entsprechend der Förder-
voraussetzungen errichtet.

Neben dem Neubau von Wohngebäuden, 
schließt diese Festsetzung, durch die Ver-
wendung des Begriffs „Errichten“, ebenfalls 
den Umbau bzw. die Änderung von Wohnge-
bäuden mit ein.

Zu beachten ist jedoch, dass mit den bau-
planungsrechtlichen Festsetzungen nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 7  BauGB nicht die tatsächliche 
Nutzung der zulässigen Gebäude für Zwecke 
des sozialen Wohnungsbaus sichergestellt 
werden kann. Vielmehr zielt die Festsetzung 
auf die baulichen Merkmale des zulässigen 
Wohnungsbauvorhabens ab. Auf den festge-
setzten Flächen sind demnach alle baulichen 
Vorhaben zulässig, die den gebäudebezoge-
nen Zuwendungsvoraussetzungen entspre-
chen und die damit zumindest theoretisch mit 
den Mitteln der sozialen Wohnraumförderung 
gefördert werden könnten18.

Mit einer Festsetzung nach § 9 Abs. 1 
Nr. 7 BauGB kann auf privaten Grundstücken 
die Errichtung von Wohnraum für Haushal-
te oberhalb der Einkommensgrenzen nicht 
durchgesetzt werden. Dafür bedarf es er-
gänzender vertraglicher Regelungen (siehe 
hierzu Kapitel 4.5).

18	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 9 
Rn. 46
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Anwendungsvoraussetzungen
Angewendet werden darf die Festsetzung nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 3 BauGB 
nur, wenn dies aus städtebaulichen Gründen 
bzw. für die städtebauliche Ordnung und Ent-
wicklung der Gemeinden erforderlich ist. 

Im BauGB ist der Begriff der städtebaulichen 
Gründe nicht klar definiert. Unter Zugrunde-
legung des im BauGB geregelten Städtebau-
rechts ist daher zu klären, was im Einzelfall 
unter städtebaulichen Gründen im Sinne 
von § 9 Abs. 1 BauGB zu verstehen ist. Mit 
Bebauungsplänen und den hierin jeweils 
möglichen Festsetzungen sollen die von der 
Kommune festgelegten Ziele im Sinne des 
§ 1 BauGB sowie im Sinne von § 1a BauGB 
erreicht werden19. Welche städtebaulichen 
Ziele sich die Kommunen setzen, liegt in ih-
rem jeweiligen planerischen Ermessen20.

Dementsprechend lassen sich auch die 
möglichen städtebaulichen Gründe aus den 
vorgenannten Paragraphen, besonders aus 
§ 1 Abs. 6 BauGB ableiten. Städtebauliche 
Gründe sind im Fall von § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB 
sicherlich der nachweisliche Bedarf an sozial 
gefördertem Wohnraum zur Deckung der ört-
lichen Nachfrage (vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 2 und 
3 BauGB). Ob ein Bedarf für eine konkrete 
Planung besteht, ist im Rahmen der Abwä-
gung zu ermitteln und zu bewerten21.

19	 Vgl. § 1 BauGB 
20	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 1 

Rn. 26
21	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 1 

Rn. 26

Festsetzungsbeispiel 1: In den Baugebieten WA 1 und WA 2 sind gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB nur Wohneinheiten zulässig, die mit Mitteln des geförderten Woh-
nungsbaus gemäß MietwohnungsbauförderungsR gefördert werden könnten.

Festsetzungsbeispiel 2: In den Baublöcken X, Y und Z sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB 
40 % der Wohneinheiten so zu planen, dass sie mit Mitteln des geförderten Wohnungs-
baus gemäß MietwohnungsbauförderungsR gefördert werden könnten.

Empfehlung 1: 

Entsprechend des Planungsleitsatzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB, sozial stabi-
le und damit durchmischte Bevölkerungs- 
und Wohnstrukturen herbeizuführen, ist 
das Festsetzungsbeispiel 2, dem Festset-
zungsbeispiel 1 vorzuziehen.

Empfehlung 2: 

Die Baulandmodelle in Großstädten (z. B. 
Berlin, München, Köln, Stuttgart oder Müns-
ter) schreiben vor, dass eine feste Quote 
(z. B. 30 %) der realisierten Geschossfläche 
(GF) bzw. der neu entstehenden Wohnbau-
fläche für den geförderten Mietwohnungsbau 
zu nutzen ist. Die Quote greift erst ab einer 
bestimmten Mindestgröße der zu entwickeln-
den Bauflächen bzw. ab einer bestimmten 
Anzahl neu errichteter Wohneinheiten (z. B. 
Köln: ab 25 Wohneinheiten oder Stuttgart: 
ab 2.000 m2 Baugrundstücksgröße)22. An-
gesichts erheblich gestiegener Mietkosten 
wurde in Freiburg 2015 eine 50 %-Quote be-
schlossen, um auch Haushalte mit mittlerem 
Einkommen zu berücksichtigen23. Eine feste 
Quote an gefördertem Mietwohnungsbau 
empfiehlt sich auch in klein- und mittelgroßen 
Städten mit angespanntem Wohnungsmarkt. 

22	 Vgl. Regelungsinhalte der genannten 
Baulandmodelle im Anhang

23	 Vgl. Badische Zeitung vom 21.5.2015
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Empfehlung 3: 

Die Festsetzungen zu den baulichen und 
sonstigen Merkmalen des Wohnungsbauvor-
habens müssen den Fördervoraussetzun-
gen des Landes Brandenburg entsprechen.

3.3.2	 Flächen für Personengruppen mit 
besonderem Wohnbedarf 

	 (§ 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB)

Nach § 9 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 1 Abs. 3 BauGB 
können in Bebauungsplänen einzelne Flä-
chen festgesetzt werden, auf denen ganz 
oder teilweise nur Wohngebäude errichtet 
werden dürfen, die für Personengruppen mit 
besonderem Wohnbedarf bestimmt sind.

Diese Festsetzung kann nicht bedingungslos 
für die Bereitstellung von sozial gefördertem 
Wohnungsbau genutzt werden. Zum einen 
muss für die Anwendung dieser Festsetzung 
die Personengruppe genau definiert werden 
z. B. als Senioren, Flüchtlinge, Studenten 
oder Menschen mit körperlichen oder geisti-
gen Beeinträchtigungen. Zum anderen muss 
der besondere Wohnbedarf der definierten 
Personengruppen in den baulichen Merkma-
len der Wohngebäude zum Ausdruck kom-
men. Als Beispiele wären hier z. B. kleine 
Wohneinheiten mit Gemeinschaftsräumen 
für Studenten (Studentenwohnheime) oder 
barrierefreie Wohnungen mit rollstuhlgerech-
tem Ausbau für ältere Menschen zu nennen. 

Im Gegensatz zur Festsetzung nach Nr. 7 darf 
sich eine Festsetzung nach Nr. 8 nur auf ein-
zelne Flächen erstrecken. Es soll kein größe-
res geschlossenes Gebiet mit Wohnraum für 
Personengruppen mit besonderem Wohnbe-
darf entstehen, um einer Gettoisierung und 
möglichen Ausgrenzung vorzubeugen. Darü-
ber hinaus ist die Wahl zwischen zwei Festset-
zungsalternativen möglich, sodass auf einer 
bestimmten Fläche des B-Plans entweder,

a.	 nur Gebäude mit Wohneinheiten errichtet 
werden, die für die definierten Personen-
gruppen geeignet sind, oder

b.	 Gebäude zulässig sind, die zu einem be-
stimmten Anteil Wohnraum für die defi-
nierten Personengruppen bereitstellen24.

Ein geringes Einkommen allein begründet 
keinen besonderen Wohnraumbedarf im Sin-
ne des § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB25. Die Fest-
setzung von Flächen für sozial geförderten 
Wohnungsbau ist hiermit also nicht möglich. 
Die Festsetzung kann jedoch zur Versor-
gung einkommensschwächerer Haushalte 
beitragen, die generell einen Anspruch auf 
geförderten Wohnraum haben und als Per-
sonengruppe mit besonderem Wohnbedarf 
definiert werden können. 

Eine Entlastung des Wohnungsmarktes im 
unteren und mittleren Preissegment ist durch 
diese Festsetzung also zumindest bedingt 
möglich. Nachfrager dieser Preissegmen-
te sind u.a. Studenten, Auszubildende aber 
auch zunehmend ältere Menschen, welche 
gemäß Festsetzung Nr. 8 als Personengrup-
pe mit besonderem Wohnraumbedarf defi-
niert werden können26.

24	 Vgl. Schwier 2002: BauGB § 9 Rn. 49
25	 Vgl. BVerwG, Beschl. vom 12.12.1992 – 4 N 2/91, 

BVerwG 91, 318
26	 Vgl. u.a. RegioKontext GmbH 2015: 60 f
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Empfehlung 1: 

Die Verwirklichung der Festsetzungen nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB ist im Rahmen der 
obligatorischen Baugenehmigung durch 
folgende Maßnahmen sicherzustellen: 

1.	 Das Erteilen der Baugenehmigung 
kann von einer damit verbundenen 
Betreuungs- und Beratungsaufgabe 
der Gemeinde gegenüber den Grund-
stückseigentümern abhängig gemacht 
werden. Diese soll die Verwirklichung 
der Festsetzung gewährleisten und 
muss daher von der Gemeinde zwin-
gend sichergestellt werden. 

2.	 Es ist deshalb sinnvoll, bereits im Be-
bauungsplanverfahren vor dem Sat-
zungsbeschluss, mit den Eigentümern 
entsprechende Vereinbarungen zu tref-
fen. Solche Vereinbarungen lassen sich 
ggf. durch eine Vertragsstrafe oder eine 
beschränkte persönliche Dienstbarkeit 
nach §  1090  BGB absichern. Dies ist 
bereits deshalb zweckmäßig, weil nach 
§ 40 Abs. 1  S. 1 Nr. 2 BauGB Entschä-
digungsforderungen bei nicht Einhaltung 
der Betreuungs- und Beratungsaufgaben 
auf die Gemeinde zukommen könnten27.

27	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 9 
Rn. 51

Festsetzungsbeispiel 1: Wohngebäude im Baugebiet WA 1 müssen auf mindestens 
30  % ihrer Nutzfläche Wohnungen für Alleinerziehende und die zugehörigen Gemein-
schaftseinrichtungen enthalten.

Festsetzungsbeispiel 2: Im WA 2 sind nur Wohngebäude für studentisches Wohnen zulässig. 

Festsetzungsbeispiel 3: Im WA 3 sind nur Wohngebäude zulässig, deren Nutzflächen 
zu mindestens 40 % für das Wohnen von Studenten oder anderen Auszubildenden und 
zu weiteren mindestens 20 % für das barrierefrei Wohnen von Älteren errichtet werden.
Festsetzungsbeispiel 1: Wohngebäude im Baugebiet WA 1 müssen auf mindestens 30 % 
ihrer Nutzfläche Wohnungen für Alleinerziehende und die zugehörigen Gemeinschaftsein-
richtungen enthalten.

Empfehlung 2: 

Um sozialer und räumlicher Ausgrenzung 
und negativen Konzentrationsfolgen vor-
zubeugen, sollten Festsetzungen nach 
Nr. 8 nur für kleine Bereiche und nur für 
bestimmte Personengruppen getroffen 
werden. Zu bevorzugen ist in jedem Fall 
eine Festsetzung mit lediglich anteiliger 
Wohnraumbindung für die definierte Per-
sonengruppe. 

3.4	 Zulässigkeit von Vorhaben des 
	 sozialen Wohnungsbaus in 
	 Baugebieten nach BauNVO

Die Zulässigkeit von Vorhaben des sozialen 
Wohnungsbaus in Baugebieten eines Bebau-
ungsplans regeln die §§ 2 bis 11 der BauNVO 
(siehe Tabelle 2). Entsprechend der BauNVO 
sind Vorhaben des sozialen Wohnungsbaus 
als „Wohnnutzungen“ bzw. „Wohngebäude“ 
zu bewerten. Diese sind allgemein zulässig 
in den Baugebieten der §§ 2 bis 7 BauNVO.

Der Begriff „Wohnen“ ist planungsrechtlich 
nicht definiert; es gilt jedoch die Auffassung, 
dass das Wohnen durch „eine auf Dauer an-
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gelegte Häuslichkeit, die Eigengestaltung 
der Haushaltsführung und des häuslichen 
Wirkungskreises sowie die Freiwilligkeit des 
Aufenthaltes“ gekennzeichnet ist28. Demnach 
sind Wohngebäude solche Gebäude, die 
dem Wohnen dienen. 

Aufgrund der objektbezogenen Fördervor-
aussetzungen (vgl. Kapitel 2 sowie Nummer 
4.3 der MietwohnungsbauförderungsR) ha-
ben sozial geförderte Mietwohnungen be-
stimmte bauliche Eigenschaften zu erfüllen 

28	 Vgl. Schwier 2002: §§ 1-23 BauNVO Rn. 03.01-02

und sind deshalb nicht in allen, der Wohn-
nutzung dienenden Gebietskategorien allge-
mein zulässig. So müssen förderfähige Miet-
wohngebäude beispielsweise mindestens 
drei Mietwohnungen enthalten (Nummer 4.3 
MietwohnungsbauförderungsR). Die sich hie-
raus ergebenden eingeschränkten Gebiets-
zulässigkeiten sind in Tabelle 2 dargestellt.

Darüber hinaus muss entsprechend des 
§ 15 BauNVO die Gebietsverträglichkeit des 
konkreten Vorhabens berücksichtigt werden.

Tabelle 3: Zulässigkeit von Vorhaben des sozialen Wohnungsbaus in den Gebietstypen der BauNVO
(rot = nicht zulässig, gelb = ausnahmsweise oder bedingt zulässig, grün = allgemein zulässig)

Reine Wohngebiete
§ 3 BauNVO

allgemein zulässig

Allgemeine Wohngebiete
§ 4 BauNVO

allgemein zulässig

Besondere Wohngebiete
§ 4a BauNVO

allgemein zulässig

Besondere Wohngebiete dienen v.a. der Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzung 
in einem Gebiet und sind daher generell für die Unterbringung von sozial gefördertem 
Wohnraum geeignet.

Kleinsiedlungsgebiete
§ 2 BauNVO

nicht zulässig

Dorfgebiete
§ 5 BauNVO

im Sinne von Abs. 2 Satz 2 nicht zulässig

im Sinne von Abs. 2 Satz 3 faktisch zulässig 

Mit Blick auf die planerische Funktion von festgesetzten Dorfgebieten scheinen größere 
Vorhaben des sozialen Wohnungsbaus hier jedoch eher ungeeignet: So soll die Fest-
setzung von Dorfgebieten, vorrangig die Belange der dort ansässigen Land- und Forst-
wirtschaft sichern und innerhalb eines Gemeindegebiets den „harmonischen Übergang 
von Baugebieten mit städtischem Charakter zum Außenbereich“ gewährleisten29.

Mischgebiete
§ 6 BauNVO

allgemein zulässig 

Zu beachten ist dabei jedoch das dem Mischgebiet grundlegende ausgewogene 
Mischungsverhältnis zwischen gewerblicher Nutzung und Wohnnutzung

Kerngebiete
§ 7 BauNVO

ausnahmsweise zulässig gem. § 7 Abs. 3 Satz 2

Festsetzung von Wohngeschossen gem. § 7 Abs. 4 Satz 1

Gewerbegebiete
§ 8 BauNVO

nicht zulässig

Industriegebiete
§ 9 BauNVO

nicht zulässig

Sondergebiete
§§ 10 und 11 BauNVO

nicht zulässig

29	  Vgl. Stüer 2015a: § 5 BauNVO Rn. 307-308
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4.1.	 Baulandstrategien im Überblick

Voraussetzung für die Anwendung der so-
zialen Wohnraumförderung und damit für 
die Realisierung von sozial gefördertem 
Wohnraum ist die Bereitstellung von geeig-
netem Bauland. Bei der bedarfsgerechten 
Versorgung mit Bauland handelt es sich um 
eine kommunale Pflichtaufgabe. Um dieser 
ortsspezifischen Aufgabe nachzukommen, 
bietet das Städtebaurecht eine Vielzahl un-
terschiedlicher Instrumente an, die von den 
Kommunen angewendet und zu Strategien 
zusammengestellt werden können (Bauland-
modelle). Eine systematisierende Übersicht 
der verschiedenen Strategien, die sich zur 
Bereitstellung von Bauland für preisgünsti-
gen bzw. geförderten Wohnungsbau eignen, 
zeigt Abbildung 1. 29

29	

Strategien der Baulandentwicklung zur 
Schaffung preisgünstigen Wohnraums4.

Abbildung 1: Strategien, Instrumente und Akteure der Baulandentwicklung
(Quelle: eigene Darstellung)

Hoheitliche Strategien 

Strategietyp A 1 
Soweit sich die Gemeinde auf die Wahrneh-
mung der kommunalen Planungshoheit be-
schränkt und die Realisierung von Bebauungs-
plänen und sonstigen Satzungen ausschließlich 
den Eigentümern und geeigneten Erschlie-
ßungsträgern oder Wohnungsunternehmen 
überlässt, handelt es sich um eine reine An-
gebotsstrategie. Tatsächlich fällt die Zustän-
digkeit nach der aktuellen Bodenverfassung in 
Deutschland für die Verwirklichung der Bauleit-
pläne zunächst den Grundstückseigentümern 
zu, so dass eine reine Angebotsstrategie als 
verfassungsgemäßes Standardmodell der 
Baulandentwicklung anzusehen ist. Erst wenn 
es zu keiner privatautonomen (d. h. freiwilligen) 
Lösung, durch Einigung zwischen den entspre-
chenden Grundstückseigentümern kommt, be-
steht Regulierungsbedarf für die Gemeinde30.

30	 Vgl. BVerfG-Beschluss, vom 22.05.2001 – 1 BvR 
1512/97 

STRATEGIEN DER BAULANDENTWICKLUNG ZUR SCHAFFUNG PREISGÜNSTIGEN WOHNRAUMS

A 1 Gemeinde
• Bebauungsplan
• ggfs. Bodenordnung durch 

Umlegung nach § 45 ff. 
BauGB mit Abschöpfung 
des Umlegungsvorteils

• öff.-rechtl. Erschließung
• Erschließungsbeitrage

A 2 Gemeinde
• Städtebauliche 

Entwicklungsmaßnahme
• Zwischenerwerb ggfs. 

durch Enteignung
• Bebauungsplan
• Abschöpfung der 

entwicklungsbedingten 
Bodenwertsteigerung

• Reprivatisierung und 
Erbbaurechte

K 1 Gemeinde - Eigentümer
• Bebauungsplan
• ggfs. private Umlegung
• Erschließungsvertrag
• Folgekostenvertrag
• sonstige Regelungen durch 

städtebauliche Verträge

K 2 Gemeinde - Entwickler
• Vorhabenbezogener 

Bebauungsplan mit:
− Vorhaben- und 

Erschließungsplan
− Durchführungsvertrag
− Satzung

Z 1 Gemeinde 
• Zwischenerwerb
• Bebauungsplan
• Erschließung
• Grundstücksvermarktung

Z 2 Treuhänder
• Zwischenerwerb
• Bebauungsplan
• Erschließungsvertrag
• Grundstücksvermarktung

Z 3 Entwickler
• Zwischenerwerb
• Bebauungsplan
• Erschließungsvertrag
• Grundstücksvermarktung

Kommunale Grundsatzbeschlüsse

Hoheitliche Strategien Kooperationsstrategien Zwischenerwerbsstrategien

Abb. 1: Strategien des Flächenmanagements zur  Baulandentwicklung © Kötter
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In Planungsgebieten mit kleinteiliger Eigen-
tumsstruktur oder wenn sich die Eigentümer 
nicht auf eine private Lösung einigen können, 
bedarf es zur Verwirklichung der qualitativen 
und quantitativen Planungsziele bzw. zur Be-
reitstellung von baureifem Land häufig einer 
Bodenordnung, z. B. durch ein Umlegungs-
verfahren nach § 45  ff oder § 80  ff BauGB, 
an die sich die Erschließung nach §  127  ff  
BauGB anschließt. 

Flächen für den sozialen Wohnungsbau 
können nach § 85  ff BauGB durch das Ins-
trument der Enteignung beschafft werden, 
da die bedarfsgerechte Versorgung der Be-
völkerung mit bezahlbarem Wohnraum eine 
öffentliche Aufgabe darstellt. Das Instrument 
stellt indessen eine „ultima ratio“ dar. 

Im Einzelfall kann die plangemäße Bau-
rechtsnutzung auf privaten Grundstücken 
hoheitlich durch das Bau- und Anpassungs-
gebot nach § 176 BauGB durchgesetzt wer-
den. Die Möglichkeiten zur Unterstützung 
und Bereitstellung von preisgünstigem und 
gefördertem Wohnraum im Strategietyp A1 
sind begrenzt.

Strategietyp A 2
Sofern es das Wohl der Allgemeinheit er-
fordert, kann die Baulandentwicklung, 
einschließlich der Flächen für den sozi-
alen Wohnungsbau, mittels einer städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahme (nach 
§ 165  ff BauGB) als geschlossene Gesamt-
maßnahme erfolgen. Dies ist allerdings kein 
Instrument für den städtebaulichen „Alltags-
fall“. Sondern setzt u.a. einen erhöhten Be-
darf an Wohnungen in einer Gemeinde vo-
raus. Die Anwendung einer städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme, als „schärfstes 
Schwert“ des Städtebaurechts, verlangt es 
daher, dass dieser Bedarf detailliert ermittelt 
wird, um die Erforderlichkeit der Maßnahme 
zum Wohle der Allgemeinheit nachzuweisen. 

Kooperationsstrategien

Strategietyp K 1
Gegenüber den Angebotstypen der Bauland-
entwicklung A 1 und A 2 sehen die Koopera-
tionsformen der Baulandentwicklung K 1 und 
K  2 jeweils eine Kombination der Schaffung 
des erforderlichen Planungsrechts durch Bau-
leitpläne und deren Verwirklichung durch städ-
tebauliche Verträge vor. Mit dem Strategietyp 
K  1 können die beispielhaft in §  11  BauGB 
aufgelisteten städtebaulichen Vertragstypen 
und Regelungsinhalte angewendet werden. 
Dazu gehören ausdrücklich die Deckung des 
Wohnbedarfs von Bevölkerungsgruppen mit 
besonderen Wohnraumversorgungsproble-
men, die Bodenordnung, die Erschließung 
und die Übernahme der Entwicklungskosten, 
so dass eine effiziente Steuerung des geför-
derten Wohnungsbaus möglich ist. Städte-
bauliche Verträge mit den Grundstückseigen-
tümern sind grundsätzlich vor der Schaffung 
des Baurechts abzuschließen. Die inhaltliche 
Steuerungsfähigkeit für die Gemeinde ergibt 
sich dadurch, dass die Baurechtschaffung von 
der Mitwirkungsbereitschaft der Grundstücks-
eigentümer abhängig gemacht wird.

Strategietyp K 2
Bei einem Vorhaben- und Erschließungsplan 
ist die Kombination von Planungsrecht (Sat-
zung über den Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan) und Durchführungsvertrag bereits 
in § 12 BauGB verankert. Vertragspartner ist 
im Gegensatz zum Strategietyp K 1 lediglich 
ein Vertragspartner (der Entwickler), der über 
alle Flächen des Baugebiets verfügen muss. 
Aus Sicht der Gemeinde handelt es sich um 
eine aus wirtschaftlicher Sicht risikoarme Ent-
wicklungsvariante für den geförderten Woh-
nungsbau, bei der im Durchführungsvertrag 
z. B. die Kostenübernahme für die innere und 
äußere Erschließung, die Verwirklichung der 
Vorhaben für den geförderten Wohnungsbau 
sowie bestimmte Realisierungsfristen verein-
bart werden können. 

STRATEGIEN DER BAULANDENTWICKLUNG ZUR SCHAFFUNG PREISGÜNSTIGEN WOHNRAUMS
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Insgesamt haben sich die kooperativen For-
men der Baulandentwicklung für die Schaf-
fung preisgünstigen Wohnraums in der Pra-
xis als besonders relevant erwiesen.

Zwischenerwerbsstrategien

Strategietyp Z 1
Die nach wie vor effektivste Strategie stellt 
der Zwischenerwerb der zu entwickelnden 
Flächen durch die Gemeinde dar. Der Er-
werb erfolgt freihändig, entweder im Rahmen 
einer langfristigen Bodenvorratspolitik, oder 
projektbezogen im Vorfeld eines konkreten 
Bebauungsplans. Die Veräußerung im Zuge 
der Vermarktung der Grundstücke mit einem 
Kaufvertrag nach § 433 BGB ermöglicht bei 
dieser Strategie die zielgruppenorientierte 
Vermarktung an Wohnungsunternehmen, 
die vertraglich dazu verpflichtet werden, den 
gewünschten geförderten Wohnraum zu er-
richten. Dadurch ergeben sich umfassende 
Steuerungsmöglichkeiten für die Gemeinde, 
die im Rahmen des Grundstückskaufver-
trags festgelegt werden können. Ein Risiko 
besteht bei diesem Typ indessen darin, dass 
die Grundstücke aufgrund der Marktent-
wicklungen nicht, oder nur nicht zu einem 
wirtschaftlich tragfähigen Preis, veräußert 
werden können. Andererseits können die Bo-
denwertsteigerungen zwischen Ankaufspreis 
und Verkaufspreis beim Typ Z  1 zugunsten 
der Gemeinde abgeschöpft und für die Ent-
wicklung genutzt werden. 

Strategietyp Z 2
Bei diesem Strategietyp beauftragt die Ge-
meinde ein geeignetes privates Unterneh-
men (als Treuhänder der Gemeinde) die 
Baulandentwicklung durchzuführen sowie 
ggf. auch den geförderten Wohnungsbau zu 
realisieren. Die Schaffung des Baurechts ist 
dabei naturgemäß Aufgabe der Gemeinde, 
im Rahmen ihrer Planungshoheit. Der Vorteil 
aus kommunaler Sicht besteht hierbei darin, 

dass die Finanzierung der Entwicklung über 
ein externes Treuhandkonto erfolgt und den 
kommunalen Haushalt nicht belastet. Aller-
dings trägt die Gemeinde das wirtschaftliche 
Risiko der Maßnahme, denn nach Abschluss 
und Auflösung des Treuhandkontos hat sie 
ein ggf. negatives Saldo auszugleichen.

Strategietyp Z 3
Im Gegensatz zum Strategietyp Z  2 über-
nimmt ein privater Entwickler im Auftrag der 
Gemeinde die gesamte Baulandentwicklung 
und ggf. auch die Realisierung des geför-
derten Wohnungsbaus, nicht nur im eigenen 
Namen, sondern auch auf eigene Rechnung. 
Die Gemeinde hat daher kein wirtschaftliches 
Risiko zu tragen.

Insgesamt sind die Zwischenerwerbsstrategi-
en, aufgrund der weitreichenden Steuerungs-
möglichkeiten und der sonstigen vorgenann-
ten Aspekte, besonders für die Realisierung 
des geförderten Wohnungsbaus geeignet. 

Kommunale Grundsatzbeschlüsse
Mit kommunalen Grundsatzbeschlüssen 
können Gemeinden ein ortspezifisches 
Baulandmodell, im Sinne einer grundsätz-
lichen Strategie, mit Verfahren und Inst-
rumenten für die Baulandentwicklung und 
für das Flächenmanagement, festlegen. 
Baulandmodelle stellen eine Kombination 
aus Baurechtschaffung durch die Gemein-
de und städtebaulichen Verträgen nach 
§ 11 BauGB dar. Sie bilden ferner das Re-
gelwerk für den Abschluss der erforderlichen 
städtebaulichen Verträge zur Steuerung 
der Bodennutzung, zur Refinanzierung der 
Siedlungsentwicklung und zur Umsetzung 
von Qualitätszielen der Stadtentwicklung. 
Sie ersetzen „Fall-zu-Fall-Entscheidungen“ 
unter Beachtung der einzelfallspezifischen 
Anforderungen, sie werden durch einen 
kommunalen Beschluss des Stadt- bzw. 
Gemeinderates abgesichert und bieten da-
mit einen Rahmen für das baulandpolitische 
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Handeln der Verwaltung. Auch die hoheitli-
chen Instrumente der Bodenordnung kön-
nen dabei eingesetzt werden.

Mit Baulandmodellen können die Städte vor 
allem das Ziel verfolgen, das Wohnungsange-
bot an gefördertem Wohnraum auszuweiten, 
indem bei jeder neuen Baurechtschaffung ein 
festgelegter Anteil für den geförderten Woh-
nungsbau bereitgestellt wird (Festlegung ei-
ner Mindestquote). 

Welche Strategie ist anzuwenden?
Für die Auswahl einer für den Einzelfall ge-
eigneten Baulandstrategie ist die Unterschei-
dung in angebots- und umsetzungsorientier-
te Strategien hilfreich und zielführend. Diese 
Differenzierung kann anhand Abbildung 2 
erfolgen. 

Die Angebotsstrategien (z. B. Strategie A 1) 
sind dadurch gekennzeichnet, dass sie le-
diglich die Phasen 1 bis maximal 4 des 

Abbildung 2: Flächenmanagement zur Baulandentwicklung als Prozess 
(Quelle: eigene Darstellung)

Flächenmanagements zur Baulandentwick-
lung umfassen. Also die Baurechtschaffung 
und deren Sicherung (§  14  ff  BauGB) so-
wie die Baurechtsnutzung durch Boden-
ordnung (§  45  ff  BauGB) und Erschließung 
(§ 127 ff BauGB) ermöglichen, indessen aber 
nicht steuern (vgl. Abbildung 2). Da hierbei 
die Baurechtsnutzung i.d.R nicht durchge-
setzt werden kann (Ausnahme im Einzelfall: 
Baugebot §  176  BauGB), sondern dem Ei-
gentümer überlassen bleibt, handelt es sich 
um angebotsorientierte Ansätze.

Die umsetzungsorientierten Strategien des 
Flächenmanagements (z. B. A  2 sowie die 
Kooperations- und Zwischenerwerbsstrate-
gien) lassen sich dadurch charakterisieren, 
dass sie neben den Phasen 1 und 2 (Bau-
rechtschaffung und dessen Sicherung) mit 
den Phasen 3 bis 7 des Flächenmanage-
ments zur Baulandentwicklung alle zusätz-
lichen Handhaben für den Vollzug der Pla-
nung, einschließlich der Durchsetzung der 
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Baurechtsnutzung, abdecken. Der Begriff 
der Umsetzung bezieht sich hier auf folgende 
Phasen des Flächenmanagements:

Phase 3: 	 Plankonforme Neuordnung der 
Grundstücke durch Modelle der frei-
willigen  Bodenordnung per Vertrag.

Phase 4: 	 Erschließung des Baugebiets 
durch Herstellung der erforderli-
chen technischen, grünen und so-
zialen Infrastruktur.

Phase 5: 	 Mobilisierung der im Bestand be-
reits vorhandenen oder der neuen 
baureifen Grundstücke.

Phase 6: 	 Finanzierung der mit der Bauland-
entwicklung verbundenen Pla-
nungs-, Herstellungs- und Folge-
kosten, vor allem für die technische, 
grüne und soziale städtebauliche 
Infrastruktur, durch Überwälzung 
auf die Planungsbegünstigten.

Phase 7: 	 Baurechtsnutzung nach Maßgabe 
der in der informellen und formel-
len Planung formulierten Ziele.

Bei umsetzungsorientierten Ansätzen erfolgt 
die Realisierung in der Praxis grundsätzlich 
durch freihändigen Zwischenerwerb oder 
durch städtebaulichen Vertrag. Eine Aus-
nahme bildet die städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme nach § 165 BauGB, bei der 
zumindest der flächendeckende Zwischener-
werb der Grundstücke ggf. durch Enteignung 
durchgesetzt werden kann. Umsetzungsori-
entierte Ansätze umfassen alle sieben Pha-
sen des Flächenmanagements und können 
deshalb auch als geschlossene städtebauli-
che Gesamtmaßnahmen bezeichnet werden.

4.2	 Wahl passender Baulandstrategien

Bei der Wahl der einzusetzenden Strategie 
gilt der Grundsatz, dass es für jeden Sach-
verhalt nur eine sachgerechte Option gibt. 
Es besteht keine freie Wahlmöglichkeit zwi-

schen den dargestellten Alternativen, viel-
mehr hat bei der Ermessensentscheidung 
eine schlüssige Abwägung unter Beachtung 
rechtlicher Gesichtspunkte stattzufinden. Die 
wesentlichen Kriterien hierfür liefert das Ver-
hältnismäßigkeitsprinzip, das beim hoheitli-
chen Handeln einer Gemeinde strikt zu be-
achten ist. Danach ist eine Baulandstrategie 
verhältnismäßig, wenn

•	 damit ein legitimer Zweck verfolgt wird 
(z. B. Schaffung von Bauland für Haushal-
te mit geringem Einkommen bzw. von ge-
fördertem Wohnraum), 

•	 diese zur Erreichung des Zwecks grund-
sätzlich geeignet ist (z. B. die Baulandum-
legung für die Schaffung von nach Lage, 
Form und Größe geeigneten Grundstü-
cken bei mehreren Eigentümern und klein-
teiliger Eigentumsstruktur),

•	 diese zur Zielerreichung erforderlich ist 
und nicht dasselbe Ziel mit einem milde-
ren Mittel erreicht werden kann (z. B. wenn 
keine Einigung der beteiligten Eigentümer 
vorliegt und eine freiwillige Bodenordnung 
deshalb ausscheidet) (Subsidiaritätsprin-
zip) und wenn

•	 diese für den angestrebten Zweck auch 
angemessen ist, das heißt, dass Auf-
wand und Nutzen in einem ausgewogenen 
Verhältnis stehen (wenn z. B. durch die 
Abschöpfung des Umlegungsvorteils die 
mit der Bodenordnung verbundenen Auf-
wendungen refinanziert und nachfragege-
rechte Grundstücke in ausreichender Zahl 
und Qualität zur Verfügung gestellt werden 
können).

Zur Nachvollziehbarkeit der Auswahl kann 
folgendes Prüfschema (siehe Tab. 4 u. Tab. 
5) verwendet werden, mit dem sich die sach-
gerechte Strategie für die jeweilige zu entwi-
ckelnde Fläche ermitteln lässt. Dabei wird je 
nach Einzelfall auch eine Kombination von 
Instrumenten zur Baulandbereitstellung sinn-
voll sein.
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Kriterien Merkmale der 
Ausgangssituation

Handlungsoptionen (Strategietyp)

Planungsrecht

Agrarland

Prüfungen vor FNP-Änderung: 

•	 Voraussetzungen für SEM gegeben? (A 2)

•	 Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer gegeben? (K 1, K 2, 
K 3)

•	 Zwischenerwerb möglich, erforderlich und wirtschaftlich? (Z 1, 
Z 2, Z 3) 

Bauerwartungsland

Prüfung vor B-Plan-Aufstellung:

•	 Voraussetzungen für SEM gegeben? (A 2)

•	 Mitwirkungsbereitschaft der Eigentümer gegeben? (K 1, K 2, 
K 3)

•	 Zwischenerwerb möglich, erforderlich und wirtschaftlich? (Z 1, 
Z 2, Z 3)

Rohbauland

Hoheitliche Umlegung und gemeindliche Erschließung (A 1)

Freiwillige Umlegung und Erschließung durch 
Grundstückseigentümer bzw. Erschließungsträger sowie 
Folgekostenvertrag (K 1)

Erschließung durch Träger mit eigenen Bauflächen im Gebiet nach 
§ 11 BauGB und Folgekostenvertrag (K 1)

Erschließung durch Trägers ohne eigene Bauflächen nach 
§  631 BGB 

Baureifes Land
Keine kommunalen Steuerungsmöglichkeiten! (ggf. Baugebot 
gemäß § 176 BauGB)

Eigentums-
verhältnisse 

Fläche im Eigentum der 
Gemeinde

Baurechtschaffung je nach Planungsstand und Veräußerung 
an Wohnungsbauunternehmen zur Erschließung und mit 
Bauverpflichtung und Bindungen gemäß § 11 BauGB (analog Z 3)

Beauftragung Erschließungsträger gemäß § 631 BGB und 
Veräußerung der Bauflächen an Wohnungsunternehmen gemäß 
§ 311b  BGB mit Bauverpflichtung und Bindungen (analog Z 3)

Fläche im Privateigentum 
zahlreicher 
Eigentümer, kleinteilige 
Eigentumsstruktur

Freiwillige Umlegung und private Erschließung gemäß 
§ 11 BauGB; Doppelverpflichtungsmodell* (K 1)

Hoheitliche Baulandumlegung nach § 45 ff BauGB und private 
Erschließung nach § 11 BauGB* (K 1)

Fläche im Privateigentum 
eines Eigentümers

Vorhaben- und Erschließungsplan gemäß § 12 BauGB (K 2)*

*ggf. nach Maßgabe des lokalen Baulandmodells

Tabelle 4: Checkliste zur Instrumentenauswahl (Quelle: eigene Darstellung)
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Grundsätzlich ist nach dem Verhältnismä-
ßigkeitsprinzip, als einem zentralen rechts-
staatlichen Prinzip, diejenige Strategie ein-
zusetzen, die bei gleichen Ergebnissen mit 
geringeren Eingriffen in das Eigentum ver-
bunden ist. Es hat daher eine einzelfallbezo-
gene, sachgerechte Prüfung und Abwägung 
nach rechtlichen und nicht nach wirtschaft-
lichen Belangen anhand der vorgenannten 
Kriterien zu erfolgen, um ein Übermaß ho-
heitlichen Handelns zu vermeiden. 

4.3	 Hoheitliche Angebotsstrategien

4.3.1	Bauleitplanung und Bodenordnung 

Das klassische Angebotsmodell mit Bebau-
ungsplan, Bodenordnung und Erschließung 
durch die Gemeinde gehörte bislang zu den 

Tabelle 5: Checkliste zur Instrumentenwahl (Fortsetzung) (Quelle: eigene Darstellung)

Kriterien Merkmale der 
Ausgangssituation

Handlungsoptionen (Strategietyp)

Mitwirkungs-
bereitschaft 
der 
Eigentümer

Verkaufsbereitschaft 
vorhanden

Projektbezogener Zwischenerwerb, falls erforderlich und 
wirtschaftlich (Z 1, Z 2, Z 3)

Mitwirkungsbereitschaft 
zur Umsetzung der 
städtebaulichen 
Planungsziele der 
Gemeinde

Abschluss individueller städtebaulicher Verträge nach § 11 BauGB 
und Aufstellung eines B-Plans (K 1)

Akzeptanz der 
Regelungen des 
kommunalen 
Baulandmodells

Abschluss städtebaulicher Verträge nach § 11 BauGB gemäß 
Baulandmodell und Aufstellung eines B-Plans (K 1)

Kommunales 
Baulandmodell liegt vor, 
dessen Regelungen 
die Eigentümer nicht 
akzeptieren

Keine Aufstellung eines B-Plans und Verzicht auf Entwicklung der 
Fläche

Keine 
Verkaufsbereitschaft aber 
grundsätzliches Interesse 
an Baulandentwicklung

Aufstellung eines B-Plans sowie freiwillige Bodenordnung oder 
hoheitliche Baulandumlegung nach § 45 ff BauGB

Keine Verkaufs- und 
Mitwirkungsbereitschaft, 
aber erhöhter Bedarf an 
Wohnungen

Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme nach § 165 ff BauGB und 
Aufstellung eines B-Plans

*ggf. nach Maßgabe des lokalen Baulandmodells

am häufigsten eingesetzten Strategien der 
Kommunen für die Baulandentwicklung. Die 
Angebotsplanung erfolgt aufgrund der allge-
meinen Bedarfsprognose in der Gemeinde, 
meistens aber ohne konkreten Vorhabenbe-
zug. Dabei übernimmt die Gemeinde nicht 
nur die hoheitliche Pflichtaufgabe der verbind-
lichen Bauleitplanung, sondern führt auch die 
ggf. notwendige Baulandumlegung sowie die 
technischen Erschließungsmaßnahmen ge-
mäß BauGB und Landesbauordnung durch 
und stellt die erforderlichen Gemeinbedarfs-
einrichtungen bereit. Dieser Strategietyp 
weist zwei gravierende Nachteile auf: 

1.	 Der kommunale Haushalt wird durch die 
Vorfinanzierung der Baulandbereitstellung 
erheblich belastet und eine Refinanzierung 
durch Erschließungsbeiträge beschränkt 
sich auf die beitragsfähigen Erschließungs-
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anlagen, so dass ein kommunaler Eigen-
anteil von mindestens 10 % verbleibt. 

2.	 Auf die Mobilisierung der baureifen Grund-
stücke und auf die Baurechtsnutzung der 
privaten Grundstücke hat die Gemeinde 
keinen direkten Einfluss.

Für die Schaffung preisgünstigen Wohnraums 
ist diese Strategie daher nur begrenzt zweck-
mäßig. Ohne eigene Baugrundstücke kön-
nen Gemeinden mit diesem Strategietyp den 
örtlichen Bauland- und Wohnungsmarkt nur 
wenig beeinflussen, da die direkten Möglich-
keiten zur Förderung des sozialen Wohnungs-
baus auf Grundstücken Dritter im Rahmen der 
hoheitlichen Bauleitplanung limitiert sind.

4.3.2	Flächenbereitstellung durch 
	 Baulandumlegung 

Die Bereitstellung und Mobilisierung von 
Baugrundstücken für den geförderten Woh-
nungsbau sowie die Finanzierung der mit der 
Baulandbereitstellung verbundenen Kosten 
können durch die Baulandumlegung nach 
§ 45 ff bzw. § 80 ff BauGB (im Rahmen des 
Angebotsmodells) erheblich unterstützt wer-
den31. Neben der klassischen Umlegung 
(§ 45  ff BauGB) und der vereinfachten Um-
legung (§  80  ff  BauGB) als hoheitliche Bo-
denordnungsinstrumente, sei an dieser Stel-
le ebenfalls die freiwillige Umlegung mittels 
städtebaulicher Verträge als kooperatives 
Instrument genannt. Zur Absicherung einer 
freiwilligen Umlegung empfiehlt es sich, die 
Kooperationsbereitschaft aller Beteiligten vor 
Beginn der Umlegung vertraglich festzuhal-
ten und notariell beglaubigen zu lassen.

Ziele und Zwecke
Eine bauliche oder sonstige Nutzung auf den 
Grundstücken entsprechend den Festsetzun-
gen eines Bebauungsplanes oder entspre-

31	 Vgl. Kötter 2010: 469-561

chend der Eigenart der näheren Umgebung, 
in einem im Zusammenhang bebauten Orts-
teil, kann oftmals deswegen nicht verwirklicht 
werden, weil der Zuschnitt der Grundstücke 
oder die vorhandenen Eigentumsverhältnis-
se dem entgegenstehen. Durch bodenordne-
rischer Maßnahmen im Rahmen einer Umle-
gung können für die bauliche oder sonstige 
Nutzung nach Lage, Form und Größe zweck-
mäßige Grundstücke bereitgestellt werden. 
Eine Umlegung kann daher auch als ein ge-
setzlich geregeltes Grundstückstauschver-
fahren definiert werden.

Anwendungsvoraussetzungen
Das BVerfG hat die Baulandumlegung im 
Gegensatz zur Enteignung als Inhalts- und 
Schrankenbestimmung eingeordnet: „Das Inst-
rument der Baulandumlegung ist in erster Linie 
auf den Ausgleich der privaten Interessen der 
Eigentümer gerichtet. Es soll diesen die bau-
liche Nutzung ihrer Grundstücke auch in den 
Fällen ermöglichen, in denen diese sich nicht 
selbst auf die hierzu notwendige Neuordnung 
der Eigentumsverhältnisse einigen.“32. Zu-
gleich liegt die Umlegung aber auch im öffent-
lichen Interesse, da die Grundstücke mit dem 
Ziel neugeordnet werden, eine plangerechte 
und zweckmäßige Bebauung sowie sonstige 
Nutzung zu ermöglichen. Die Sozialbindung 
des Eigentums gemäß Artikel  14 Abs.  2  GG 
und die Unvermehrbarkeit von Grund und Bo-
den verbieten es, seine Nutzung dem freien 
Spiel der Kräfte und dem Belieben des Einzel-
nen vollständig zu überlassen. Daher besteht 
an einer Verwirklichung eines Bebauungspla-
nes ein öffentliches Interesse.

Durch eine Umlegung können sowohl eine 
erstmalige Baureifmachung von Bauland (Er-
schließungsumlegung) als auch eine Neu-
ordnung und städtebauliche Optimierung in 
bereits bebauten Gebieten (Neugestaltungs-

32	 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 22.05.2001 – 1 BvR 
1512/97
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umlegung) erfolgen. Wesentlicher Bestandteil 
der Neuordnung ist oftmals auch die Bereitstel-
lung von festgesetzten öffentlichen Verkehrs-
flächen und der Flächen für sonstige Anlagen, 
die überwiegend den Bewohnern des Um-
legungsgebietes zugutekommen. Auch dies 
dient dem Interessenausgleich, ist doch die Er-
schließung eine unabdingbare Voraussetzung 
für die Bebaubarkeit des Gebietes und damit 
auch für die der einzelnen Grundstücke.

Räumlicher Anwendungsbereich
Gemäß §  45  BauGB ist eine Umlegung 
zum einen im Geltungsbereich eines Be-
bauungsplanes nach §  30  BauGB zulässig, 
zum anderen aber auch innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteils im Sin-
ne des § 34 BauGB. Einschränkend gilt hier 
aber, dass sich aus der Eigenart der näheren 
Umgebung (ggf. ergänzt durch Bebauungs-
planfestsetzungen) hinreichende Kriterien für 
die Neuordnung der Grundstücke ergeben 
müssen. Durch Art und Maß der baulichen 
Nutzung, durch die Bauweise und die über-
bauten Grundstücksteile muss klar ablesbar 
sein, was im Umlegungsgebiet zulässig ist33.

Prinzipien der Umlegung
Die für die Umlegung wesentlichen Grund-
sätze und Prinzipien lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen:

•	 Privatnützigkeit: Die Umlegung dient nicht 
nur dem öffentlichen Interesse, sondern 
auch dem privaten Interesse der Eigentü-
mer im Umlegungsgebiet – unerschlosse-
nes Rohbauland wird zu erschließungsflä-
chenbeitragsfreiem Bauland entwickelt.

•	 Solidaritätsprinzip: Flächen für gemein-
schaftliche und öffentliche Anlagen sind 
von allen Eigentümern zu gleichen Teilen 
abzutreten.

33	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 45 
Rn. 3

•	 Konservationsprinzip: Das Eigentum 
bleibt grundsätzlich in seiner Substanz 
enthalten – es besteht Anspruch auf ein 
wertgleiches Grundstück.

•	 Konformitätsprinzip: Die Eigentums- 
und Rechtsverhältnisse an Grundstücken 
werden entsprechend der planungsrecht-
lichen Vorgaben (nach § 30 BauGB oder 
nach § 34 BauGB) neu geordnet.

•	 Surrogationsprinzip: Rechte und Belas-
tungen alter Grundstücke gehen auf neue 
Grundstücke über.

Ablauf der Umlegung
Ein Beispiel für ein Umlegungsverfahren 
zeigt Abbildung 3. Der Ablauf eines klassi-
schen Umlegungsverfahrens wird durch die 
§§ 45 bis 79 BauGB geregelt. Die technischen 
Arbeitsschritte (Umlegungstechnik) sind in Ab-
bildung 4 schematisch dargestellt. Den recht-
lichen Ablauf in Koordination mit der Bebau-
ungsplanung zeigt Abbildung 5. Das rechtliche 
Umlegungsverfahren wird im Folgenden kurz 
beschrieben und anhand der in Abbildung 4 
dargestellten Verfahrensschritte erläutert.

Das Umlegungsgebiet ist nach § 52 BauGB so 
zu begrenzen, dass die Umlegung zweckmäßig 
durchführbar ist. Maßstab für die äußere Ab-
grenzung des Umlegungsgebietes ist demnach 
die Zweckmäßigkeit der Durchführung. Was 
konkret als zweckmäßige erachtet wird, ist von 
der Umlegungsstelle zu bestimmen, wird jedoch 
auch durch verschiedene Vorschriften begrenzt. 
So darf ein Umlegungsgebiet z. B. nicht über 
den Geltungsbereich eines Bebauungsplanes 
hinausreichen, aber hinter ihm zurückbleiben. 
In jedem Fall müssen die oben geschilderten 
Grundsätze und Prinzipien eingehalten wer-
den. Nicht erforderlich ist es nach § 52 Abs. 1 
BauGB, dass das Umlegungsgebiet aus einem 
zusammenhängenden Bereich besteht.

Nach zweckmäßiger Abgrenzung des Umle-
gungsgebietes muss gemäß § 53 BauGB eine 
Bestandskarte der Grundstücke im Umlegungs-
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gebiet und ein Bestandsverzeichnis über die ent-
sprechenden Eigentümer angefertigt werden. 
Alle Flurstücke werden sodann rein rechnerisch 
im Umlegungsgebiet zu der Umlegungsmasse 
zusammengefasst. Von der Umlegungsmas-
se werden vorab die Erschließungsflächen für 
örtliche Zwecke abgezogen (Flächenabzug 
nach §  55  Abs.  2  BauGB), die der Gemein-
de zugeteilt werden. Darüber hinaus können 
Flächen für sonstige öffentliche Zwecke nach 
§ 55 Abs. 2 BauGB abgezogen werden, sofern 
geeignetes Ersatzland innerhalb oder außerhalb 
des Umlegungsgebietes zur Verfügung steht.

Die verbleibenden Flächen werden als Vertei-
lungsmasse bezeichnet (§ 55 Abs. 4 BauGB), 
die nach der sachgerechten Wahl eines ge-
eigneten Verteilungsmaßstabes an die alten 
Grundstückseigentümer zu verteilen sind. 
Dazu ist der jeweilige Sollanspruch (Rechts-
anspruch an der Verteilungsmasse) der Grund-
stückseigentümer zu ermitteln. Für die Vertei-
lung der neuen Grundstücke stehen mit dem 
Wertmaßstab nach §  57  BauGB und dem 
Flächenmaßstab nach § 58 BauGB zwei ge-
setzliche Verteilungsmaßstäbe zur Verfügung. 

Die Umlegung schafft für die Eigentümer er-
hebliche geldwerte Vorteile dadurch, dass er-
schließungsflächenbeitragsfreie Grundstücke 
zugeteilt werden (Erschließungsvorteil), die 
nach Lage, Form und Größe bebauungsfähig 
sind (Gestaltungsvorteil). Zudem wird die War-
tezeit bis zur Baureife durch das Verfahren ge-
genüber einem freiwilligen Einigungsprozess 
meisten erheblich abgekürzt (Zeitvorteil). Zu-
dem ersparen die Eigentümer Aufwendungen, 
da weder Grunderwerbssteuer, Notargebüh-
ren, Kosten für Gutachten und Vermessung 
noch Kataster- und Grundbuchgebühren an-
fallen (Kostenvorteil). Der Umlegungsvorteil 
ist durch die Kommune abzuschöpfen. Je 
nach Verteilungsmaßstab erfolgt die Abschöp-
fung entweder in Geld (Wertmaßstab) oder in 
Fläche und Geld (Flächenmaßstab). Der ab-
geschöpfte Geldbetrag kann von der Gemein-

de ohne Zweckbindung in den kommunalen 
Haushalt eingestellt werden.

Planung

Bestand

Zuteilung

Abbildung 3: Beispiel einer Umlegung 
(Quelle: Spitthöver & Jungemann 2007)
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Abbildung 4: Umlegungsablauf und Umlegungstechnik (Quelle: eigene Darstellung)
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Abbildung 5: Rechtlicher Ablauf der Baulandumlegung nach § 45 ff. BauGB und Koordination 
von Umlegung und Bebauungsplanung (Parallelverfahren) (Quelle: eigene Darstellung)
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Umlegung und sozialer Wohnungsbau
Im Rahmen der Umlegung können auch Flä-
chen für sonstige öffentliche Zwecke wie bei-
spielsweise für den geförderten Wohnungsbau 
bereitgestellt werden (§  55  Abs.  5  BauGB). 
Voraussetzung ist deren Festsetzung in einem 
Bebauungsplan. Solche Flächen können der 
Gemeinde oder einem Vorhabenträger jedoch 
nur dann übertragen werden, wenn gleichwer-
tige Ersatzflächen innerhalb oder außerhalb 
des Umlegungsgebietes für die Alteigentümer 
zur Verfügung stehen. Ersatzflächen müssen 
hinsichtlich ihrer Lage, Nutzbarkeit und Be-
schaffenheit mit den bereitzustellenden Flä-
chen für öffentliche Zwecke vergleichbar sein. 
Da diese Flächenbereitstellung nicht dem Inte-
ressenausgleich der Grundstückseigentümer 
dient, demnach nicht privatnützig, sondern 
fremdnützig ist, darf eine derartige Flächen-
bereitstellung im Rahmen der gesamten Um-
legung nur von untergeordneter Bedeutung 
sein. Insbesondere darf die Verteilungsmasse 
für die Beteiligten durch die Flächenbeschaf-
fung nicht vermindert werden. 

Flächenbereitstellungen sind darüber hinaus 
nur dann zulässig, wenn ein zeitnaher Bedarf 
(an gefördertem Wohnungsbau) besteht und 
die Maßnahme tatsächlich in den nächsten 
Jahren verwirklicht wird. Sofern der Bedarfs-
träger kein geeignetes Ersatzland bereitstel-
len kann und auch nicht in der Lage ist im 
Umlegungsgebiet die benötigten Flächen zu 
erwerben, kann unter den Voraussetzungen 
des §  87  BauGB eine Enteignung zur Ver-
wirklichung des geförderten Wohnungsbaus 
betrieben werden, da die bedarfsgerechte 
Schaffung von gefördertem Wohnungsbau 
eine öffentliche Aufgabe darstellt.

Insgesamt bietet die Umlegung folgende 
Möglichkeiten zur Flächenbereitstellung für 
den geförderten Wohnungsbau:

1.	 Die für den sozialen Wohnungsbau am 
besten geeigneten Flächen können im 

Rahmen der Umlegung nach Lage, Form 
und Größe zweckmäßig gestaltet und zeit-
nah bereitgestellt werden (z. B. Vorweg-
nahme der Entscheidung § 76 BauGB). 

2.	 Einem Vorhabenträger, der geeignete Flä-
chen außerhalb des Umlegungsgebietes 
zur Verfügung stellt, können im Rahmen 
der Umlegung Flächen für den sozialen 
Wohnungsbau innerhalb des Umlegungs-
gebietes bereitgestellt werden. 

3.	 Die obligatorische Abschöpfung des Um-
legungsvorteils und die anschließende 
Erschließung bewirken eine höhere Mo-
bilisierungs- und bauliche Nutzungsquote 
für alle Grundstücke. 

4.	 Die Abschöpfung des Umlegungsvor-
teils in Geld beim Wertmaßstab nach 
§  57  BauGB leistet einen erheblichen 
Beitrag zur Finanzierung der Baulandent-
wicklung und der städtebaulichen Infra-
struktur. 

5.	 Die Abschöpfung des Umlegungsvorteils 
durch den Flächenbeitrag von bis zu 30 % 
der eingeworfenen Fläche beim Flächen-
maßstab nach § 58 BauGB kann von den 
Kommunen für den sozialen Wohnungs-
bau verwendet und an einen geeigneten 
Vorhabenträger zum entsprechend redu-
zierten Preis veräußert werden. 

6.	 Im Modell der vereinbarten amtlichen Um-
legung (Kombination der amtlichen Umle-
gung mit einem städtebaulichen Vertrag 
nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) kann ein 
zusätzlicher Flächenbeitrag für den so-
zialen Wohnungsbau vereinbart werden 
(„Sozialbeitrag“)34. 

7.	 Der Anreiz für die Grundstückseigentü-
mer, einen zusätzlichen Flächenbeitrag 
für den sozialen Wohnungsbau zu leisten, 
kann dadurch gesteigert werden, dass 
der obligatorische Flächenbeitrag z. B. 
um 50 % reduziert wird (sog. Stuttgarter 
Modell)35.

34	  Vgl. Dieterich 2006: 350 f
35	  Vgl. Dieterich 2006: 342 f
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4.3.3	Organisation der Umlegung: 
	 Umlegungsausschuss und 
	 Geschäftsstelle 

Für die praktische Durchführung einer ho-
heitlichen Umlegung hat die Gemeinde 
gemäß Umlegungsausschussverordnung 
(UmlAussV v. 23.2.2009) einen Umlegungs-
ausschuss zu bilden. Für die Durchführung 
einer vereinfachten Umlegung ist die Bildung 
eines Umlegungsausschusses nicht erfor-
derlich. Mehrere Gemeinden können durch 
öffentlich-rechtliche Vereinbarung einen ge-
meinsamen Umlegungsausschuss bilden. 
Eine amtsangehörige Gemeinde kann die 
Bildung des Umlegungsausschusses gemäß 
§ 135 Absatz 5 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg auf das Amt über-
tragen. 

Die Vorbereitung der in einem Umlegungs-
verfahren zu treffenden Entscheidungen so-
wie alle mit der Durchführung verbundenen 
administrativen Aufgaben sind durch eine 
Geschäftsstelle vorzunehmen. Diese Aufga-
ben der Geschäftsstelle des Umlegungsaus-
schusses kann die Gemeinde bzw. das Amt 
übertragen auf:

1.	 Die räumlich zuständige Katasterbehörde,
2.	 eine anderen Katasterbehörde oder 
3.	 eine Öffentlich bestellte Vermessungsin-

genieurin oder einen Öffentlich bestellten 
Vermessungsingenieur (ÖbVI). 

Wichtige Anwendungsprinzipien für eine Umlegung nach § 45 ff BauGB

Verhältnismäßigkeitsgebot
Die hoheitliche (amtliche) Umlegung ist erst dann anwendbar, wenn keine 
kooperativen Maßnahmen der Bodenordnung, z. B. eine freiwillige Umlegung, 
zustande kommen.

Anwendungsbereich
Eine Umlegung ist zulässig: Im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes nach 
§  30  BauGB, §  13  BauGB oder §  13  a  BauGB sowie auch innerhalb eines im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil im Sinne des § 34 BauGB.

Privatnützigkeitsgebot
Die Umlegung hat dem Ausgleich privater Interessen zu dienen. Darüber hinaus sind 
auch die weiteren Prinzipien der amtlichen Umlegung wie das Konservationsprinzip, 
das Solidaritätsprinzip und das Konformitätsprinzip zwingend einzuhalten.

Die Kosten für die Geschäftsstelle trägt die 
Gemeinde. 

Auch für die Durchführung einer freiwilligen 
Umlegung nach § 11 BauGB empfiehlt sich 
die Übertragung der Aufgaben auf eine ge-
eignete Stelle (Katasterbehörde oder ÖbVI). 
Desweitern kann auch das MIL in Umle-
gungsfragen konsultiert werden.

4.4	 Hoheitliche umsetzungsorientierte 
Strategien (Städtebauliche

	 Entwicklungsmaßnahme)

4.4.1	Grundprinzipien und 
	 Anwendungsvoraussetzungen

Bei einer Städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme nach § 165 ff BauGB handelt es 
sich um eine geschlossene städtebauliche 
Gesamtmaßnahme, mit allen Phasen des 
Flächenmanagements (vgl. Abbildung 2), 
die den Kommunen vielfältige Steuerungs-
möglichkeiten bei der Baulandentwicklung 
ermöglicht. Dazu gehören vor allem der flä-
chendeckende Grunderwerb (gegebenen-
falls durch Enteignung) sowie die Mobilisie-
rung aller Grundstücke, die Finanzierung der 
erforderlichen technischen, grünen und so-
zialen städtebaulichen Infrastruktur und die 
Durchsetzung der Baurechtsnutzung. Diese 
Möglichkeiten ergeben sich aus der grund-
sätzlichen Verpflichtung der Gemeinde zum 

STRATEGIEN DER BAULANDENTWICKLUNG ZUR SCHAFFUNG PREISGÜNSTIGEN WOHNRAUMS



36

flächendeckenden Grunderwerb, der letztlich 
auch durch eine (transitorische) Enteignung 
zugunsten der Gemeinde oder eines von 
ihr beauftragten treuhänderischen Entwick-
lungsträgers durchgesetzt werden kann.

Die Enteignungsmöglichkeit besteht im Ent-
wicklungsbereich bereits auf Grundlage der 
Entwicklungssatzung und daher vor Rechts-
kraft eines Bebauungsplanes. Im Sinne des 
Verhältnismäßigkeitsgebots und des Über-
maßverbots kann die Entwicklungsmaßnahme 
mit der Pflicht zum kommunalen Zwischener-
werb aber nur zur Anwendung kommen, wenn 
sich die städtebaulichen Ziele mit keinem mil-
deren Mittel des Städtebaurechts realisieren 
lassen36. Bei einer Anwendung für den geför-
derten Wohnungsbau sind die nachfolgend 
erläuterten Anforderungen zu beachten.

Ziele und Zwecke
Städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 
können sowohl zur erstmaligen Entwicklung 
von Siedlungsflächen, als auch zur städte-
baulichen Neuordnung von Ortsteilen oder 
anderen Teilen des Gemeindegebiets ange-
wendet werden. 

Als Entwicklungsbereich kann also auch ein 
Gebiet mit vorhandener Bebauung festge-
setzt werden, sofern die Bebauung besei-
tigt oder grundlegend geändert werden soll. 
§  166  Abs.  2 BauGB definiert hierzu eine 
Art „Qualitätsziel“ der Neuentwicklung bzw. 
Neuordnung. Demnach ist es Aufgabe der 
Gemeinde, dass ein funktionsfähiger Be-
reich entsteht, der nach seinem wirtschaft-
lichen Gefüge und hinsichtlich der sozialen 
Zusammensetzung der Wohnbevölkerung 
den Zielen und Zwecken der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme entspricht. Ferner 
sollen mittels städtebaulicher Entwicklungs-
maßnahmen monofunktionale Gebiete ver-

36	 Vgl. BVerwG, Urt. v. 03.07.1998 - 4 CN 5.97 – 
sowie § 165 Abs. 3 BauGB

mieden und wohnortnahe Versorgungsstruk-
turen entwickelt oder bewahrt werden37. 

§  169  Abs.  7  BauGB verpflichtet die Ge-
meinden, sicherzustellen, dass die Ziele und 
Zwecke der Entwicklungsmaßnahme auch 
tatsächlich erreicht werden. Besonders ef-
fektive Instrumente zur Zielabsicherung sind 
sowohl privat-rechtliche als auch öffentlich-
rechtliche Verträge38. Insbesondere sind bei 
der Reprivatisierung der Grundstücke im 
Kaufvertrag eine Bauverpflichtung für den 
geförderten Wohnungsbau, Belegungs- und 
Mietpreisbindungen sowie ggf. weitere Quali-
tätsziele verbindlich regelbar.

Räumlicher Anwendungsbereich
Nach § 165 Abs. 2 BauGB hat eine städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahme zum Ziel, 
Ortsteile und andere Teile des Gemeindege-
bietes entsprechend ihrer Bedeutung für die 
städtebauliche Entwicklung und Ordnung der 
Gemeinde im Hinblick auf die angestrebte 
Entwicklung des Landesgebietes oder der 
Region erstmalig zu entwickeln oder neu zu 
ordnen. Unter einem Ortsteil ist eine Sied-
lungserweiterung zu verstehen, die neben 
Wohnungsbau für unterschiedliche Ziel-
gruppen mindestens auch die erforderlichen 
Wohnfolgeeinrichtungen umfasst. Ein dafür 
regelmäßig erforderliches größeres Entwick-
lungsgebiet bietet die Möglichkeit, durch eine 
Mischung von gefördertem und freifinanzier-
tem Wohnungsbau eine quartiersverträgliche 
soziale Mischung zu realisieren.

Generelle Aussagen über die Mindestgrö-
ße der Ortsteile bzw. des Geltungsberei-
ches einer städtebaulichen Entwicklungs-
maßnahme enthält das BauGB nicht. Nach 
§ 165 Abs. 2 BauGB kommt es vielmehr da-
rauf an, dass der festzulegende städtebauli-

37	 Vgl. u.a. Bunzel 1994: 69
38	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 

169 Rn. 22
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che Entwicklungsbereich eine besondere Be-
deutung für die städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung der Gemeinde, der Region oder 
des Landesgebietes hat. Dies müssen keine 
förmlich festgelegten Ziele der Raumordnung 
gem. § 1 Abs. 4 BauGB sein. Relevant ist also 
die qualitative Bedeutung der Entwicklungs-
maßnahme für die räumliche Planung. Grund-
sätzlich ist es auch zulässig, voneinander ge-
trennte Teilflächen zu einem städtebaulichen 
Entwicklungsbereich zusammenzufassen39.

Materiell-rechtliche 
Anwendungsvoraussetzungen 
Als materiell-rechtliche Voraussetzungen für 
die Festlegung eines Entwicklungsbereiches 
bzw. für die Durchführung einer städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahme gelten gemäß 
§ 165 Abs. 3 BauGB folgende Tatbestände:

1.	 Die geplanten Maßnahmen müs-
sen den Zielen und Zwecken nach 
§ 165 Abs. 2 BauGB entsprechen (räumli-
ches Anwendungsgebiet).

2.	 Die Maßnahme muss zum Wohle der 
Allgemeinheit erforderlich sein, z. B. 
zur Deckung eines erhöhten Bedarfs an 
Wohn- oder Arbeitsstätten oder zur Wie-
dernutzung von brachliegenden Flächen 
(Abs.  3  Nr.  2  BauGB). Ein erhöhter Be-
darf unterscheidet sich von einem norma-
len Bedarf dadurch, dass die Nachfrage 
auch mittelfristig erheblich über dem Bau-
landangebot liegt, das mit den Instrumen-
ten des allgemeinen Städtebaurechts be-
reitgestellt werden kann40.

3.	 Die Anwendung setzt voraus, dass sich 
die Ziele und Zwecke der Maßnahme 
einvernehmlich durch städtebauliche Ver-
träge oder durch andere verfügbare Inst-
rumente des Städtebaurechts nicht errei-

39	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 
165 Rn. 9

40	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 
165 Rn. 20 u. 21

chen lassen (Subsidiaritätsprinzip). Dies 
schließt ein, dass z. B. die Eigentümer 
nicht bereit sind, ihre Grundstücke zum 
entwicklungsunbeeinflussten Anfangs-
wert zu veräußern. 

4.	 Ferner müssen eine zügige Durchfüh-
rung und Finanzierbarkeit der Maßnahme 
gewährleistet sein. Die öffentlichen und 
privaten Belange sind zum Satzungsbe-
schluss gegeneinander und untereinan-
der gerecht abzuwägen41. 

5.	 Eine quantitativ und qualitativ bedarfsge-
rechte Wohnraumversorgung und die brei-
te Streuung des Eigentums an Grund und 
Boden gehören zu den zentralen boden-
politischen Aufgaben der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme, welche die Flä-
chenbereitstellung für preisgünstigen und 
geförderten Wohnungsbau einschließen.

4.4.2	Verfahren und Durchführung

Gemäß § 166 Abs. 1 BauGB ist die Vorberei-
tung und Durchführung von städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen Aufgabe der Ge-
meinde. Es besteht die Pflicht der Gemeinde, 
flächendeckend Bebauungspläne für den ge-
samten städtebaulichen Entwicklungsbereich 
aufzustellen. Dies sollte erst nach dem Einlei-
tungsbeschluss oder dem Satzungsbeschluss 
vorgenommen werden, damit die hiermit be-
wirkte planungsbedingte Bodenwertsteige-
rung abgeschöpft und für die Finanzierung der 
Maßnahme einschließlich der Flächenbereit-
stellung für den preisgünstigen Wohnungsbau 
genutzt werden kann. Die Durchführung einer 
Entwicklungsmaßnahme beinhaltet im We-
sentlichen folgende Teilaufgaben:

Vorbereitungsphase: Einleitungsbeschluss, 
vorbereitende Untersuchungen sowie Grund-
stücksbewertung, Grundstückserwerb und 
Aufstellung von Bebauungsplänen

41	 Vgl. u.a. Bunzel 1994: 60
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Durchführungsphase: Satzungsbeschluss, 
Ordnungs- und Baumaßnahmen, Neuord-
nung der Grundstücke, Herstellung der Er-
schließungsanlagen und gezielte Reprivati-
sierung der privaten Baugrundstücke
Abschlussphase: Aufhebung der Satzung 
und Abrechnung

Eine detaillierte Darstellung dieser Arbeits- 
und Verfahrensschritte enthält Abbildung 6. 
Die Gemeinde hat eine Gesamtverantwor-
tung hinsichtlich der zu erfüllenden Aufga-
ben, es besteht jedoch keine Gesamtzustän-
digkeit. Die Beauftragung eines anerkannten 
und mit dem erforderlichen Know-how, Er-
fahrungen und Personalkompetenzen aus-
gestatteten Entwicklungsträgers als Treu-
händer ist zu empfehlen. Die Gemeinde kann 
auf den Zwischenerwerb von Grundstücken 
verzichten (Abwendungsvereinbarung nach 
§ 166 Abs. 3 BauGB), sofern der Eigentümer 
die städtebaulichen Ziele der Maßnahme 
in gleicher Weise realisiert42. Eine Abwen-
dungsvereinbarung bietet sich bereits aus 
wirtschaftlichen Gründen auch zugunsten ei-
nes Wohnungsunternehmens an, das preis-
günstigen oder geförderten Wohnungsbau 
errichten will, denn hiermit wird die doppelte 
Grunderwerbssteuer eingespart.
 
Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
ist als gesetzlich geregeltes Zwischener-
werbsverfahren organisiert und findet daher 
ebenfalls in Kapitel 4.6 (Zwischenerwerbs-
strategien) Erwähnung. Hinsichtlich weiter-
führender Informationen zu städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen sei auf die ent-
sprechende Arbeitshilfe des MIL verwiesen43.

42	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 
166 Rn. 2 u. 4-6

43	 Vgl. MIL 2000

Vor- und Nachteile sowie Risiken, die mit ei-
ner Durchführung einer städtebaulichen Ent-
wicklungsmaßnahme, im Vergleich zu Inst-
rumenten des allgemeinen Städtebaurechts 
(Bauleitplanung etc.), für eine Kommune 
entstehen können, sind in der nachfolgenden 
Tabelle dargestellt (Tabelle 6).
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Abbildung 6: Ablauf einer städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
(Quelle: eigene Darstellung) 
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Anwendungsmöglichkeiten zur 
Schaffung von (gefördertem) Wohnraum
Gemäß §  165 Abs.  3  Nr.  2  BauGB können 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen 
zur Deckung eines „erhöhten Wohnungs-
bedarfs“ durchgeführt werden. Es handelt 
sich hierbei um einen unbestimmten Rechts-
begriff, den das BauGB nicht näher erläu-
tert. Das OVG Münster entschied im Jahr 
1998, dass es sich mindestens um einen 
mittelfristigen Bedarf an neuen Wohnungen 
handeln muss44. Ein ggf. nur gegenwärtig 
bestehender Wohnraumbedarf reiche hin-
gegen nicht aus, um die Anwendung einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
zu begründen. Des Weiteren muss die Be-
darfssituation planerisch durch eine metho-
disch zuverlässige Prognose belegt werden 
und es gilt zu prüfen, ob im Gemeindegebiet 
bereits ausreichend Bauland zur Verfügung 
steht und ob dieses ggf. durch Bauleitpla-
nung oder andere Instrumente des allge-
meinen Städtebaurechts mobilisiert werden 

44	 Vgl. OVG Münster, Urteil vom 01.12.1997 - 10 a D 
62/94

Vorteile Nachteile Risiken

•	 Durchsetzungsstarkes Instrument 
aufgrund des flächendeckenden 
transitorischen Grunderwerbs 

•	 Vollständige Abschöpfung 
der entwicklungsbedingten 
Bodenwertsteigerungen 

•	 Finanzierung der 
Gesamtmaßnahme einschließlich 
der nicht beitragsfähigen sozialen 
Infrastruktur

•	 Inanspruchnahme von 
Städtebauförderungsmitteln zur 
Anschubfinanzierung möglich

•	 Flächendeckende (Neu-) 
Entwicklung eines neuen Stadt- 
oder Ortsteils mit vollständiger 
städtebaulicher Infrastruktur 
möglich

•	 Erheblicher formaler 
Verfahrensaufwand

•	 Hohe fachliche Anforderungen 
an Verfahrenssteuerung in 
rechtlicher, wirtschaftlicher und 
organisatorischer Hinsicht

•	 Kein Instrument für 
den „Alltagsfall“ der 
Baulandentwicklung 

•	 Eingeschränkte 
Anwendungsmöglichkeit 
(Verhältnismäßigkeitsgebot) 

•	 Hohe materiell-rechtliche 
Anwendungsvoraussetzungen 
(erhöhter Bedarf, zügige 
Durchführbarkeit, neuer Stadt- 
oder Ortsteil etc.)

•	 Akzeptanz bei 
Eigentümern aufgrund der 
Abschöpfungsmöglichkeit 
der entwicklungsbedingten 
Bodenwertsteigerung

•	 Wirtschaftlichkeit der Maßnahme 
bei Kostensteigerungen z. B. des 
Grunderwerbs, der Infrastruktur 
und anderer Entwicklungskosten

•	 Politischen Unterstützung 
über den gesamten 
Durchführungszeitraum 
auch bei nachlassender 
Mitwirkungsbereitschaft einzelner 
Eigentümer und bei Enteignungen 
einzelner Grundstücke

•	 Risiko bei gerichtlichen 
Auseinandersetzungen 

Tabelle 6: Vor- und Nachteile sowie mögliche Risiken bei der Durchführung einer städtebauli-
chen Entwicklungsmaßnahme

kann (Verhältnismäßigkeitsgebot)45. Ferner 
müssen strukturelle Gründe und regionale 
Besonderheiten (z. B. in Form eines hohen 
Siedlungsdrucks) für das Angebotsdefizit 
vorliegen. Bundesweit vorherrschende Ent-
wicklungen und Marktsituationen rechtferti-
gen hingegen keine Anwendung einer städ-
tebaulichen Entwicklungsmaßnahme46. 

Die Errichtung von gefördertem Wohnungs-
bau durch eine städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme ist für Kommunen im Rahmen 
der Pflicht zur Reprivatisierung der durch 
Zwischenerwerb erworbenen Flächen an 
geeignete Bedarfsträger möglich. Über die 
Festsetzungen der Bauleitplanung hinaus  
können Kommunen mittels öffentlich-recht-
licher oder zivilrechtlicher Verträge im Zuge 
der Grundstücksveräußerung sicherstellen, 
dass die Grundstücke im Entwicklungsbe-
reich entsprechend den formulierten Zielen 
und Zwecken der Maßnahme genutzt werden 
(Wohnraumbereitstellung für bestimmte Per-

45	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: § 165 
BauGB Rn. 20 u. 22

46	 Vgl. BeckOK 2016: BauGB § 165 Rn. 15-16.1
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sonengruppen, geförderter Wohnraum u.a.). 
Zu Vorschlägen für Vertragsklauseln städte-
baulicher Verträge siehe Kapitel 4.5. Darüber 
hinaus können die im Rahmen der Maßnah-
me entstehenden entwicklungsbedingten 
Bodenwertsteigerungen entweder durch Zwi-
schenerwerb oder durch Ablösevereinbarun-
gen abgeschöpft und für die Finanzierung der 
Gesamtmaßnahme, einschließlich der tech-
nischen und sozialen Infrastruktur, sowie zur 
preisreduzierten Veräußerung von Grundstü-
cken für den geförderten Wohnungsbau an 
geeignete Bedarfsträger genutzt werden.

Beispiele

Bocholt Feldmark: Im ca. 43 ha großen 
Entwicklungsbereich wurden durch eine Ent-
wicklungsmaßnahme 850 Wohneinheiten 
inklusive der kompletten städtebaulichen In-
frastruktur mit 2,6 Mio. Euro Beteiligung der 
Stadt geschaffen. Bei der Auslobung eines 
Ideen- und Realisierungswettbewerbs wur-
den qualitative städtebauliche, ökologische 
und soziale Kriterien für den geplanten Sied-
lungs- und Wohnungsbau definiert und durch 
die Realisierung von vielfältigen Haus- und 
Wohnungstypen im Rahmen des freifinan-
zierten und öffentlich geförderten Wohnungs-
baus umgesetzt47.

Frankfurt a.M. Riedberg: Der neue Stadtteil 
Riedberg ist für ca. 15.000 Bewohner in ca. 
6.000 Wohneinheiten konzipiert und soll bis 
2020 verwirklicht werden. Die bauliche Ent-
wicklung des 267  ha großen Entwicklungs-
bereichs begann im Jahr 2001, nachdem die 
Stadt bereits 1997 die vorbereitenden Unter-
suchungen beschlossen hatte. Der Anteil der 
Mietwohnungen beträgt lediglich 37 %, davon 
entfallen wiederrum 36 % auf Wohneigentum 
und 27 % auf Reihen- und Doppelhäuser. 
Hiermit wird der Anteil der geförderten Woh-

47	  Vgl. Stadt Bocholt 1995

nungen insgesamt, unterhalb der aktuell in 
Frankfurt beschlossenen Quote (1/3 aller neu 
gebauten Wohnungen) liegen48. 

Freiburg Vauban: Im nachhaltigen Modell-
stadtteil entstanden auf dem Gelände der 
ehemaligen französischen Kaserne Vauban 
in der Zeit von 1997-2006 durch eine städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme ca. 2.000 
Wohneinheiten mit einer großen Vielfalt an 
Eigentums- und Wohnformen49.

Trier Tarforster Höhe: Die Entwicklungs-
maßnahme „Tarforster Höhe“ stellt mit der 
Erweiterung um weitere 850 Wohneinheiten 
und der zusätzlichen Infrastruktur (Schule & 
Kindergarten) das zurzeit größte Wohnungs-
bauprojekt der Stadt Trier dar. Die Maßnah-
me wird in 4 Abschnitten bis voraussichtlich 
2016 realisiert50. Für den Wohnungsneubau 
hat der Stadtrat 2014 eine Quote von 25 % 
für den sozialen Wohnungsbau beschlossen.

Potsdam Bornstedter Feld: Satzungsbe-
schluss 1991 zum städtebaulichen Entwick-
lungsbereich mit ca. 300 ha auf ehemals 
militärisch genutzter Fläche. Neubau von 
6.850 Wohneinheiten und 900 Appartements 
bis 2020 für insgesamt 13.400 Bewohnerin-
nen und Bewohner einschließlich Studen-
ten, Azubis und Senioren. Daseinsvorsorge: 
Zwei Grundschulen mit fünf Zügen und fünf 
Kindertagesstätten; zwei weitere Kinderta-
gesstätten und zwei Grundschulen sind ge-
plant51.

Als weitere Entwicklungsmaßnahme im Land 
Brandenburg sei der „Entwicklungsbereich 
Nieder Neuendorf“ in Hennigsdorf genannt52.

48	 Vgl. Stadtplanungsamt Stadt Frankfurt 2016 & 
Frankfurter Rundschau 2016

49	 Vgl. Vauban 2013
50	 Stadt Trier 2016 
51	 Vgl. u.a. Pro Potsdam 2016
52	 Stadt Hennigsdorf (2016)
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Weitere Informationen zu den Entwicklungs-
maßnahmen sind den angegebenen Quellen 
zu entnehmen.

4.4.3	Organisation und Einschaltung 
	 eines Entwicklungsträgers

Die Vorbereitung und Durchführung einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
erfordern ein hohes fachliches Know how in 
rechtlicher, administrativer, wirtschaftlicher 
und technischer Hinsicht. Deshalb empfiehlt 
sich die Übertragung dieser Aufgaben, so-
weit es sich nicht um hoheitliche Maßnahmen 
handelt, auf ein rechtlich geeignetes, fach-
kompetentes und erfahrenes Unternehmen, 
das gemäß § 167 BauGB für die Gemeinde 
treuhänderisch tätig wird. Dafür können ent-
weder landes- oder bundesweit tätige und 
bestätigte Entwicklungsträger eingeschal-
tet werden. Die Gemeinde kann zu diesem 
Zweck auch eine eigene kommunale Ent-
wicklungsgesellschaft z. B. als GmbH oder 
eine Gesellschaft mit qualifizierter kommuna-
ler Beteiligung gründen53. Um die Personal-
ausstattung der kommunalen Gesellschaft 
zu optimieren, kann für die fachkompetente 
Geschäftsbesorgung wiederum ein erfahre-
nes Unternehmen mit entsprechender Per-
sonalausstattung und Erfahrung beauftragt 
werden. 

Der Treuhänder handelt grundsätzlich im 
eigenen Namen und auf Rechnung der Ge-
meinde. Daher trägt die Gemeinde auch bei 
dieser Konstellation das wirtschaftliche Risi-
ko der Maßnahme. Der Treuhänder muss für 

53	 Zu den Voraussetzungen für die Bestätigung 
eines Treuhänders vgl. Nr. 7.4.1 der Arbeitshilfe 
des Ministeriums für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr zu städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahmen nach den §§ 165 bis 171 
des Baugesetzbuches (Stand 2.8.2000) (ABl./00, 
[Nr. 37], S.570) https://bravors.brandenburg.de/de/
verwaltungsvorschriften-216703

die Durchführung seiner Tätigkeit ein Treu-
handvermögen bilden, dessen Eigentümer er 
selbst ist, das wirtschaftlich jedoch der Ge-
meinde zuzurechnen ist. Die gesamte städte-
bauliche Entwicklungsmaßnahme wird über 
dieses Treuhandkonto außerhalb des städti-
schen Haushaltes abgewickelt. Dies sichert 
eine entsprechende Flexibilität bei der Maß-
nahmendurchführung. Das Treuhandkonto 
wird nach Abschluss der Maßnahme aufge-
löst, und die Gemeinde hat den Abschluss-
saldo zu übernehmen.

4.5	 Kooperationsstrategien mit 
	 städtebaulichen Verträgen

4.5.1	Städtebauliche Verträge

Public-Private-Partnership-Ansätze weisen 
eine zentrale Bedeutung für die Bauland-
entwicklung für den geförderten Wohnungs-
bau, sowie auch für dessen Realisierung 
auf. Grundsätzlich kooperiert die Gemeinde 
hierbei mittels städtebaulicher Verträge mit 
den einzelnen Grundstückseigentümern, 
mit einem Erschließungsträger und/oder 
Wohnungsunternehmen. Letzterem kann 
die gesamte Baugebietsentwicklung (Bau-
reifmachung, Erschließung, Hochbau) auf 
Grundlage von Vereinbarungen in städtebau-
lichen Verträgen übertragen werden. Dabei 
können sich die Kommunen durch städte-
bauliche Verträge bestimmte Leistungen von 
Privaten zusichern lassen. Die Beauftragung 
eines Erschließungsträgers empfiehlt sich 
bei größeren Gebieten, die neben dem ge-
förderten Wohnungsbau auch weitere Bau-
vorhaben Dritter vorsehen. Hierdurch wird 
die Realisierung der Erschließung des Ge-
samtgebietes aus einem Guss gewährleistet. 
In der Praxis hat sich in diesem Zusammen-
hang das sog. Doppelverpflichtungsmodell 
bewährt (vgl. Abbildung 7). Ansonsten kann 
das Wohnungsunternehmen auch mit der Er-
schließung beauftragt werden. 
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Mit städtebaulichen Verträgen lassen sich nur 
solche städtebauliche Ziele und Maßnahmen 
realisieren, die in einem Bebauungsplan oder 
einer anderen Baurechtssatzung hoheitlich 
nicht festgesetzt und damit auch nicht geregelt 
werden können. § 11 BauGB enthält eine bei-
spielhafte und daher nicht abschließende Auf-
zählung möglicher Vertragsgegenstände. Den 
Abschluss städtebaulicher Verträge für den ge-
förderten Wohnungsbau erreicht die Gemeinde 
dadurch, dass sie die Schaffung von Baurecht 
(i. d. R. Bebauungsplan nach §§ 12, 13 a oder 
30 BauGB, ausnahmsweise Satzung nach 
§ 34 BauGB) von der Mitwirkungsbereitschaft 
der Planungsbegünstigten abhängig macht. 

Durch die Kombination von kommunaler 
Planungshoheit (Bauleitplanung) und städ-
tebaulichen Verträgen (z. B. für Bodenord-
nung, Erschließung, Kostenüberwälzung 
auf die Planungsbegünstigten, geförderten 
Wohnungsbau, Bauverpflichtung etc.) (vgl. 
Abbildung 2) verfügt die Gemeinde über ein 

Abbildung 7: Kooperative Baulandentwicklung für geförderten Wohnungsbau mit dem Doppel-
verpflichtungsmodell (Quelle: eigene Darstellung)

effektives Steuerungsinstrument, das sie ent-
sprechend ihrer städtebaulichen Ziele und 
Aufgaben zu einem ortsspezifischen Modell 
der Baulandbereitstellung ausgestalten kann 
(bodenpolitischer Grundsatzbeschluss für 
ein kommunales Baulandmodell).

Entsprechend § 13 Abs. 2 Satz 2 WoFG sind 
die städtebaulichen Verträge des § 11 BauGB 
zur Bereitstellung von gefördertem Woh-
nungsbau anwendbar. Darüber hinaus sind 
ebenfalls Kooperationsverträge unabhängig 
vom BauGB zulässig54.

4.5.2	Erschließungsträger

Die Gemeinde kann die Erschließung eines 
Baugebietes gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
auf einen Dritten übertragen. Üblicherweise 
übernimmt ein unternehmerischer Erschlie-

54	 Vgl. Bunzel et al. 2013: 138
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ßungsträger, der zugleich auch über die Bau-
flächen im Erschließungsgebiet verfügt, ver-
traglich 100 % der Erschließungskosten und 
überträgt der Gemeinde die fertig gestellten 
Erschließungsanlagen unentgeltlich. Ein der-
artiger Erschließungsträger kann auch eine 
(100 %-ige) kommunale Eigengesellschaft 
sein. 

Beim Doppelverpflichtungsmodell (vgl. Abb. 
7) handelt es sich indessen um einen grund-
stückslosen Erschließungsträger, der als rei-
ner Dienstleister in einer Doppelfunktion tätig 
ist: Er ist Vertragspartner sowohl der Gemein-
de wie auch der Grundstückseigentümer und 
er übernimmt beiden gegenüber Pflichten. 
Aus Gründen der Interessenneutralität bei 
dieser Doppelfunktion, nämlich Herstellung 
und Übertragung der Erschließung ohne 
Kostenerstattung an die Gemeinde sowie 
Schaffung des „Erschlossenseins“ und der 
Beitragsfreiheit mit Kostenerstattung gegen-
über den Eigentümern, sollte diese Aufgabe 
nicht von einer kommunalen Entwicklungs-
gesellschaft durchgeführt werden55. Die Neu-
tralität ist in Frage gestellt, wenn der Erschlie-
ßungsträger aufgrund seiner „rechtlichen 
Konstruktion” den Weisungen der Gemeinde 
unterworfen werden kann. 

4.5.3	Materielle Anforderungen

Grundsätzlich dürfen städtebauliche Verträge 
nicht gegen geltendes Recht oder die Verfas-
sung verstoßen. Bei städtebaulichen Verträ-
gen mit vorwiegend privatrechtlichem Charak-
ter müssen die Regelungen des BGB über die 
Gestaltung rechtsgeschäftlicher Schuldver-
hältnisse durch die allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (§§  305-310  BGB) beachtet 
werden56. Ferner gilt es bei Vergaberelevanz, 
neben dem bundesspezifischen Vergaberecht, 

55	 Vgl. Birk 2013
56	 Vgl. Bunzel et al. 2013: 41

die Vergaberichtlinien der Europäischen Union 
zu beachten (vgl. hierzu Kapitel 5). Kommunen 
können sich beim Abschluss städtebaulicher 
Verträge nicht auf das Prinzip der Vertragsfrei-
heit berufen. Mit dem Kausalitäts- und Kop-
pelungsverbot sowie dem Angemessenheits-
gebot bestehen für städtebauliche Verträge 
wichtige Prinzipien, die sorgfältig zu beachten 
sind. Die Prinzipien ergeben sich aus dem 
VwVfG sowie dem § 11 Abs. 2 ff BauGB und 
sind durch höchstrichterliche Rechtsprechung 
konkretisiert worden.

1. Kausalitätsgebot und Kopplungsverbot 
Nach dem Kausalitätsgebot sind nur solche 
Kosten und Leistungen übertragbar, die in 
einem ursächlichen Zusammenhang mit der 
vertraglichen Baulandentwicklung stehen. 
Die überwälzten Kosten und Leistungen 
müssen demnach Voraussetzung oder Folge 
der Baulandentwicklung sein und in einem 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 
mit der vereinbarten Maßnahme stehen57.
 
Nach dem Koppelungsverbot darf eine ho-
heitliche Leistung (wie z. B. die Aufstellung 
eines B-Plans) nicht ohne rechtliche Grund-
lage von wirtschaftlichen Gegenleistungen 
abhängig gemacht werden58. Danach sind 
vertragliche Vereinbarungen unzulässig, 
die den Vertragspartner zur Erbringung von 
Leistungen verpflichten, auf die er auch ohne 
die Vereinbarungen ein Anrecht hätte. Hinzu 
kommt, dass mit städtebaulichen Verträgen 
grundsätzlich nur städtebauliche Ziele verfolgt 
werden können. Die soziale Wohnraumver-
sorgung ist gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB 
ein bedeutsames städtebauliches Ziel der 
Bauleitplanung und damit legitimer Gegen-
stand eines städtebaulichen Vertrags. Dazu 
gehören eine Verpflichtung zum Bau geför-
derten Wohnraums, zur Inanspruchnahme 

57	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 11 
Rn. 73-74

58	 Vgl. Bunzel et al. 2013: 41 f
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von Fördermitteln sowie zur Mietpreis- und 
Belegungsbindung. 

Auch das Erforderlichkeitsgebot der Bauleit-
planung nach § 1 Abs.  3  BauGB, das den 
Gemeinden vorschreibt, Bauleitpläne nur 
dann aufzustellen, „sobald und soweit es für 
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung 
erforderlich ist“, kann einem Abschluss städ-
tebaulicher Verträge zu den vorgenannten 
Zwecken nicht entgegengehalten werden. 
Der Zeitpunkt und der räumliche Umfang der 
Bauleitplanung richten sich nach § 2 Abs. 3 
BauGB, wonach alle Belange, die für die 
Abwägung von Bedeutung sind, zu ermitteln 
und zu bewerten sind. Die Mitwirkungsbereit-
schaft der Eigentümer ist wesentliche Vor-
aussetzung für die Schaffung von preisgüns-
tigem und gefördertem Wohnraum und für 
die Finanzierung der infrastrukturellen Folge-
kosten. Dies sind wesentliche Belange in der 
Abwägung. Ein derartiges Vorgehen ist beim 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 
aufgrund eines kommunalen Baulandmo-
dells nicht zu beanstanden.

Diese Grundsatzproblematik hat das Bun-
desverwaltungsgericht (BVerwG) in seinem 
Urteil zur Zulässigkeit des so genannten 
Weilheimer Modells bereits 1993 behandelt59. 
In diesem Fall hatte die Gemeinde einen 
Bebauungsplan erst dann beschlossen, als 
alle Grundstückseigentümer im Plangebiet 
sich bereit erklärt hatten, Grundstücke im be-
stimmten Umfang nur an „Einheimische“ zu 
veräußern. Zur Begründung hat das BVer-
wG auf die Regelung des § 1 Abs. 5 BauGB 
sowie auf § 89 Abs.  2 WoBauG verwiesen, 
die den Gemeinden die Beschaffung „für den 
Wohnungsbau namentlich für eine Bebauung 
mit Familienheimen, geeigneter Grundstü-
cke“ vorschreibt. Dies kann analog auch für 
den geförderten und preisgünstigen Woh-
nungsbau gelten.

59	 Vgl. BVerwG, Urteil v. 11.02.1993 – 4 C 18/91

2. Angemessenheitsgebot 
Die vertraglich vereinbarten Leistungen 
müssen den gesamten Umständen nach 
angemessen sein. Angemessen ist eine Ge-
genleistung dann, wenn sie dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit entspricht, d. h. die 
wirtschaftlichen Werte von Leistung und Ge-
genleistungen müssen in einem ausgewo-
genen Verhältnis zueinander stehen. Für die 
Bemessung ist eine Gesamtbetrachtung der 
vertraglich vereinbarten Leistungen maßgeb-
lich. Das Gebot der Angemessenheit ist nicht 
für jede einzelne Regelung zu beachten60. So 
sind bei der Angemessenheit die Gesamtum-
stände zu berücksichtigen, also etwa die Er-
träge eines Wohnungsunternehmens aus der 
Gebäudenutzung. 

Hierzu hat der Gesetzgeber zugleich klarge-
stellt, dass z. B. die Übernahme nicht bei-
tragsfähiger Kosten und auch des 10 %-igen 
Eigenanteils bei der Erschließung nicht 
grundsätzlich unangemessen ist61. Die Kos-
tenbeteiligungen der Planungsbegünstigten 
haben den Charakter von Abgaben, denn 
diese dienen dem Aufwendungsersatz der 
Gemeinde, für die ihr entstandenen Kosten 
bei der kommunalen Infrastruktur, die sie an-
derweitig nicht decken kann. Insofern kann 
theoretisch wohl eine Abschöpfung bis zu 
100 % der dadurch begründeten planungs- 
und maßnahmenbedingten Bodenwertstei-
gerungen erfolgen. 

60	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 11 
Rn. 75-76

61	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 11 
Rn. 36-37
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Für die Beurteilung der Angemessenheit von 
Vereinbarungen zur kooperativen Umset-
zung des geförderten Wohnungsbau sind 
die Kostenübernahmen für die Infrastruktur, 
die mitunter verbilligte Bereitstellung von 
Baugrundstücken für den geförderten Woh-
nungsbau sowie die Belegungs- und Miet-
preisbindungen hinsichtlich der ökonomi-
schen Wirkungen zu prüfen (vgl. Abbildung 
8). In jedem Fall muss eine angemessene 
Rendite für den Vorhabenträger verbleiben. 
Die Angemessenheit der Überwälzung von 
direkten und indirekten Kosten ist durch eine 
städtebauliche Kalkulation zu überprüfen. In-
nerhalb der Grenzen der „Angemessenheit“ 
herrscht insofern Vertragsfreiheit. 

Weiterhin ist zur Beurteilung der Angemes-
senheit die nach dem Gleichheitsgrundsatz 
gebotene Lastengleichheit zu prüfen. Eine 
durch kommunalen Grundsatzbeschluss ge-
meindeweit einheitlich festgelegte Quote für 
den geförderten Wohnungsbau würde diese 
Anforderung erfüllen.

Abbildung 8: Generalisierte Kostenstruktur der Baulandentwicklung 
(Quelle: eigene Darstellung)

4.5.4	Städtebauliche Verträge zur 
	 Schaffung von gefördertem 
	 Wohnraum und zur Verwendung 

von Mitteln der sozialen 
	 Wohnraumförderung

Nach § 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB kann die Ge-
meinde städtebauliche Verträge zur Wohn-
raumversorgung von Bevölkerungsgruppen 
mit besonderen Wohnraumversorgungspro-
blemen schließen (Zielbindungsverträge) und 
damit die Festsetzungen im Bebauungsplan 
ergänzen und konkretisieren sowie, vor allem 
deren Umsetzung vereinbaren. Im Gegen-
satz zu Festsetzungen im Bebauungsplan 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB (sozialer Woh-
nungsbau) kann vertraglich eine differenzier-
tere zielgruppenorientierte Feinsteuerung er-
folgen. Hinsichtlich der Festsetzungen nach 
§ 9 Abs.  1 Nr.  8 BauGB (Personengruppen 
mit besonderem Wohnbedarf) kann durch 
städtebauliche Verträge beispielsweise auch 
der Nachfrage von Haushalten der unteren 
und mittleren Einkommensschichten, von 
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Um- und Aussiedlern sowie von Asylbewer-
bern Rechnung getragen werden62. Vor allem 
kann ergänzend zu den Festsetzungen eines 
Bebauungsplans, dass die Gebäude den 
Standards des geförderten Wohnungsbaus 
entsprechen müssen, vereinbart werden, 
dass diese Wohnungen auch tatsächlich an 
die entsprechenden Zielgruppen zu den för-
derrechtlichen Konditionen vermietet werden. 

Weiterhin kann die Verwendung von Mitteln 
des sozialen Wohnungsbaus des Landes 
Brandenburg vertraglich geregelt werden. 
Die möglichen vertraglichen Vereinbarungen 
zur Wohnraumversorgung mit Mitteln des 
sozialen Wohnungsbaus basieren auf dem 
WoFG (Bund) und der Mietwohnungsbauför-
derungsR (Land Brandenburg) und können 
folgende Verpflichtungen eines Vorhabenträ-
gers vorsehen:

•	 Errichtung von Wohnungen im Standard 
und mit den Mitteln des sozialen Woh-
nungsbaus,

•	 Einräumung von Belegungsrechten zu-
gunsten der Gemeinde (mit bestimmten 
Bindungsfristen) gem. § 26 WoFG und Nr. 
4.5 der MietwohnungsbauförderungsR,

•	 Wahrung von Mietpreisbindungen nach 
§  9  Abs.  2  WoFG und Nr. 4.6 Mietwoh-
nungsbauförderungsR sowie

•	 Veräußerungsbeschränkungen nach 
§  32  WoFG und Nr. 4.5 Mietwohnungs-
bauförderungsR.

Die Gemeinde kann einen Vorhabenträger 
(Wohnungsbauunternehmen, Eigentümer 
oder Developer) mittels eines städtebauli-
chen Vertrags nach § 11 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
dazu verpflichten, einen bestimmten Anteil 
der Wohnungen im Gebiet eines B-Plans 
bzw. der dort zu realisierenden Geschossflä-
che im Standard und mit den Mitteln des sozi-

62	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 11 
Rn. 50

alen Wohnungsbaus zu errichten. Diese Ver-
pflichtung muss freilich unter dem Vorbehalt 
stehen, dass solche Mittel auch tatsächlich 
bewilligt werden. Durch die vertragliche Ver-
einbarung zur Nutzung der Fördermittel wer-
den die Bindungen gemäß § 26 WoFG und 
Nr. 4.5 der MietwohnungsbauförderungsR 
wirksam. Wesentliche Regelungen zur Bele-
gungs- und Mietpreisbindung in Brandenburg 
stellt Tabelle 7 dar. In Ergänzung zu den bau-
planungsrechtlichen Festsetzungen wird si-
chergestellt, dass die errichteten Wohnungen 
nur an förderberechtigte Haushalte vergeben 
werden dürfen63. 

Die Kommunen können zur Steuerung des 
geförderten Wohnungsbaus neben städte-
baulichen auch andere öffentlich-rechtliche 
Verträge abschließen, deren potenzielle Re-
gelungen nachfolgend erläutert werden64. 

63	 Vgl. Bunzel et al 2013: 136 ff
64	 Vgl. Battis, Krautzberger & Löhr 2016: BauGB § 11 

Rn. 51
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Allgemeines Belegungsrecht

§ 26 Abs. 2 Satz 2 WoFG, 
Nr. 4.5 Mietwohnungs-
bauförderungsR

Die geförderte Wohnung darf nur an Personen mit einem 
Wohnberechtigungsschein abgegeben werden.

1.	 Mindestens die Hälfte der gebundenen Wohnungen ist Berechtigten 
zu überlassen, die die Einkommensgrenze nach § 9 Abs. 2 WoFG 
einhalten (erste Einkommensgrenze) und einen entsprechenden 
Wohnberechtigungsschein nachweisen können.

2.	 Die danach verbleibenden gebundenen Wohnungen sind berechtigten zu 
überlassen, die die Einkommensgrenze des § 9 Abs. 2 WoFG um maximal 
40 % überschreiten (zweite Einkommensgrenze) und einen entsprechenden 
Wohnberechtigungsschein nachweisen.

Benennungsrecht

§ 26 Abs. 2 Satz 3 WoFG, 
Nr. 4.5  Mietwohnungs-
bauförderungsR

Die zuständige Stelle hat das Recht, dem Verfügungsberechtigten für die 
Vermietung einer bestimmten belegungsgebundenen Wohnung mindestens drei 
Wohnungssuchende zur Auswahl zu stellen.

Besetzungsrecht

§ 26 Abs. 2 Satz 4 WoFG, 
Nr. 4.5 Mietwohnungs-
bauförderungsR

Die zuständige Stelle hat das Recht einen Wohnungssuchenden zu bestimmen, 
dem der Verfügungsberechtigte eine bestimmte belegungsgebundene Wohnung 
zu überlassen hat.

Höchstzulässige Miete

§ 28 WoFG, 
Nr. 4.6 Mietwohnungs-

bauförderungsR

Mit der Mietpreisbindung verpflichtet sich der Verfügungsberechtigte, keine 
höhere als die nach Vertrag festgeschriebene Miete zu verlangen.

Höchstzulässige Nettokaltmiete je m² Wohnfläche im Berliner Umland:

-	 5,50 Euro (erste Einkommensgrenze) 

-	 7,00 Euro (zweite Einkommensgrenze)

Belegungsrechte hinsichtlich des Mietwohnungsneubaus (Nr. 4.5 MietwohnungsbauförderungsR): 

(1.) Zweckbindung besteht zunächst für 20 bzw. 25 Jahre nach Fertigstellung der Maßnahme. 

(2.) Der Anteil der Mietpreis- und Belegungsbindungen muss im Mietwohnungsneubau nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 WoFG 
mindestens 75 % der geförderten Wohnungen betragen.

Zur Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Strukturen können Belegungsrechte auch an anderen Wohnungen 
begründet werden (mittelbare Belegung). Der Anteil der mittelbar gebundenen Wohnungen darf 50 % der 
geförderten Wohnungen und deren Wohnfläche nicht überschreiten. Näheres hierzu regelt Nr. 4.5 
MietwohnungsbauförderungsR.

Tabelle 7: Wesentliche Regelungen zur Belegungs- und Mietpreisbindung in Brandenburg

Um diesbezüglich frühzeitig Kalkulationssi-
cherheit zu erreichen, stellt der Projektträger 
rechtzeitig einen Antrag bei der zuständigen 
Verwaltung des Landes Brandenburg. Damit 
wird das Projekt für eine Aufnahme in das 
Wohnungsbauförderprogramm vorgemerkt 
und eine Förderung vorbehaltlich der Erfül-

lung der geltenden Wohnungsbauförderbe-
stimmungen in Aussicht gestellt. Die Ertei-
lung des Bewilligungsbescheides erfolgt zu 
einem späteren Zeitpunkt. 

Falls der Projektträger auf die Beantragung 
von Wohnraumfördermitteln verzichtet oder 
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falls ihm keine oder weniger Mittel als bean-
tragt, bewilligt werden, so soll die Möglichkeit 
genutzt werden, im Bebauungsplan auch auf 
Flächen für den frei finanzierten Wohnungs-
bau einen Anteil für förderfähigen Wohnraum 
auszuweisen und zu verwirklichen. Auch 
hier können Wohnungen mit Mietpreis- und 
Belegungsbindungen errichtet werden, die 
den Anforderungen der Wohnungsbauförde-
rungsbestimmungen entsprechen. Die aus 
den Mietpreis- und Belegungsbindungen ent-
stehenden finanziellen Belastungen des Pro-
jektträgers werden angerechnet.

Empfehlung 1: 

Die Art des Belegungsrechts kann durch 
städtebaulichen Vertrag geregelt werden. 
Die im Land Brandenburg vertraglich mög-
lichen Belegungsrechte führt Tabelle 7 auf. 
Die Belegungsrechte nach §  26  WoFG 
werden durch Nr. 4.5 der Mietwohnungs-
bauförderungsR präzisiert. Hinzu kommen 
die Regelungen zur Miethöhe entspre-
chend Nr. 4.5. Mietwohnungsbauförde-
rungsR.

Empfehlung 2: 

Zur dauerhaften Sicherung des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus sowie zur Si-
cherung der Belegungsrechte kann in Ab-
teilung II des Grundbuchs eine beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit sowie zur Si-
cherung des Förderdarlehens eine Grund-
schuld in nachbereiter Stelle in Abteilung 
III des Grundbuchs des jeweiligen Grund-
stücks eingetragen werden.

Beispielhafte Vertragsklauseln zur Schaffung 
von preisgünstigem und gefördertem Miet-
wohnungsbau finden sich in der nachfolgen-
den Aufstellung.65

65	
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Ablösung von Belegungsbindungen
Eine Ablösung der Belegungsbindungen 
nach § 26 Abs. WoFG und Nr. 4.5 Mietwoh-
nungsbauförderR durch Zahlung eines dem 
wirtschaftlichen Wert der Bindung entspre-
chenden Gelbetrags ist grundsätzlich mög-
lich, indessen ist deren Zulässigkeit rechtlich 
nicht unumstritten. Die genaueren Modalitä-

Beispielhafte Vertragsklauseln65  

(A)	 Der Vorhabenträger verpflichtet sich, … % der gemäß den Festsetzungen des Be-
bauungsplans XY zulässigen Geschossfläche auf den Grundstücken (genaue Be-
zeichnungen der Grundstücke erforderlich) als Mietwohnungen im Rahmen des 
Wohnraumförderungsprogramms (Bezeichnung des jeweiligen Programms erfor-
derlich) innerhalb einer Frist von ... Jahren seit in Kraft treten des Bebauungsplans 
oder der Erteilung einer Genehmigung auf der Grundalge von § 33 BauGB bezugs-
fertig zu errichten.

(B)	 Der Vorhabenträger verpflichtet sich, die im Rahmen der sozialen Wohnraumförde-
rung zu errichtenden Wohneinheiten so kostengünstig zu errichten, dass diese 
förderungsfähig sind. Die jeweiligen Baugrundstücke sind im Finanzierungsplan mit 
einem Wertansatz von … Euro/m² erzielbarer Geschossfläche einzusetzen. … % der 
Gesamtkosten des Wohnungsbauvorhabens sind als Eigenkapital zu … % jährlich 
aufzuwenden.

(C)	 Während der Laufzeit der öffentlichen Wohnraumförderung besteht zugunsten der 
Stadt ein Belegungsrecht nach den Bestimmungen des § 26 WoFG und der Miet-
wohnungsbauförderR. Die Wohnungen dürfen während dieses Zeitraums nicht ge-
gen eine höhere, als die in der Förderzusage bestimmte höchstzulässige Miete zum 
Gebrauch überlassen werden. Die in der Förderzusage enthaltenen Bestimmungen 
über die höchstzulässige Miete und das Bindungsende sind in den jeweiligen Mietver-
trägen anzugeben.

(D)	 Der Erwerber räumt der Stadt ein Wohnungsbelegungsrecht nach § 26 Abs. 2 
WoFG und Nr. 4.5 der MietwohnungsbauförderR ein. Das Wohnungsbelegungsrecht 
ist im Grundbuch einzutragen. Der Erwerber bewilligt und die Stadt beantragt die Ein-
tragung dieser beschränkt persönlichen Dienstbarkeit in Abt. II des Grundbuchs (…).

(E)	 Der Vorhabenträger wird sämtliche Wohnungen des geplanten Bauobjektes nur an 
die von der Gemeinde bezeichneten Personen überlassen, indem er mit den jeweils 
benannten Wohnungssuchenden einen Mietvertrag zu den ortsüblichen Bedingungen 
abschließt. Er bewilligt und beantragt die Eintragung einer beschränkt persönlichen 
Dienstbarkeit (Belegungsrecht) zugunsten der Gemeinde auf sämtlichen in § 1 ange-
gebenen Parzellen im neu anzulegenden Grundbuch, und zwar an rangbreiter Stelle.

ten der Ablösungsvereinbarung unterliegen 
zwar nicht der strikten Kausalitätsanforde-
rung der Kostenerstattungsverträge nach 
§ 11 Abs. 1 Satz 3 BauGB, sehr wohl aber 

65	 Vgl. Bunzel et al 2013: 137 und Burmeister 2013: 

155
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den allgemeinen Anforderungen städtebauli-
cher Verträge. Im Besonderen ist das Kopp-
lungsverbot relevant66. Von der Möglichkeit, 
Ablösevereinbarungen abzuschließen, sollte 
lediglich aus besonderen, einzelfallbezoge-
nen Gründen Gebrauch gemacht werden 
und wenn zugleich die Mittel in anderen Bau-
gebieten wieder eingesetzt werden.

4.5.5	Vergünstigter Erwerb und Verkauf 
von Flächen für den geförderten 
Wohnungsbau 

Die Flächenbeschaffung für den geförderten 
Wohnungsbau zu einem wirtschaftlich trag-
fähigen Preis stellt eine zentrale Herausfor-
derung dar. Dazu können die Gemeinden 
ihre Planungshoheit zielgerichtet einsetzen, 
indem sie die Ausweisung von Wohnbauflä-
chen im Rahmen der Bauleitplanung davon 
abhängig machen, dass die jeweiligen Grund-
stückseigentümer einen gewissen Anteil der 
Baugrundstücke zu einem für den geförder-
ten Wohnungsbau wirtschaftlich tragfähigen 
Preis an die Gemeinde oder an eine geeig-
nete Wohnungsbaugesellschaft veräußern. 
Der wirtschaftlich tragfähige Preis liegt dann 
möglicherweise unterhalb des Verkehrswer-
tes von Bauflächen für den freifinanzierten 
Wohnungsbau. Eine derartige Kopplung von 
Bauflächenausweisung und Veräußerungs-
bereitschaft ist nur dann zulässig, wenn die 
Gemeinden oder das Wohnungsunterneh-
men dort geförderten Mietwohnraum zeitnah 
errichten und dauerhaft bereitstellen und der 
Grundstückseigentümer dies nicht selbst 
durchführen will oder kann67. 

Ein solcher Vertrag kann auch im Rahmen 
einer vereinbarten amtlichen Umlegung nach 
§ 45 ff und § 11 BauGB oder einer freiwilligen 

66	 Vgl. BeckOK 2016: § 11 Rn. 22-1
67	 Vgl. BGH, Urteil vom 02.10.1998 – 5 ZR 45/98 -, 

NJW 1999, S. 208-209

Umlegung nach § 11 BauGB abgeschlossen 
werden und regeln, dass

1.	 der Grundstückseigentümer sich ver-
pflichtet, der Gemeinde oder einer Woh-
nungsbaugesellschaft eine bestimmte 
Fläche zu einem für den geförderten 
Wohnungsbau wirtschaftlich tragfähigen 
Kaufpreis zu überlassen und 

2.	 die Gemeinde bzw. die Wohnungsbauge-
sellschaft sich ihrerseits verpflichtet, auf 
dieser Fläche zeitnah tatsächlich geför-
derten Wohnraum zu errichten bzw. dau-
erhaft bereitzustellen.

Erwirbt die Gemeinde die Fläche zum er-
mäßigten Preis, so hat sie diese ebenfalls 
preisermäßigt zum Zweck des sozialen Woh-
nungsbaus weiter an einen Bedarfsträger 
zu veräußern und die damit verfolgten Ziele 
durch einen städtebaulichen Vertrag abzusi-
chern. Dieses Vorgehen hat sich als wirksa-
mer und effektiver zur Schaffung bezahlbaren 
Wohnraums erwiesen, als planungsrechtliche 
Festsetzungen nach §  9  BauGB in Zusam-
menhang mit einem ergänzenden Koopera-
tionsvertrag nach § 14  f WoFG mit privaten 
Wohnungsbaugesellschaften. Im Gegensatz 
dazu kann mittels städtebaulichem Vertrag 
dauerhaft, und nicht nur zeitlich befristet be-
zahlbarer Wohnraum geschaffen werden. 

Die verbilligte Veräußerung und Nutzungs-
überlassung von kommunalen Grundstücken 
an einen privaten Vorhabenträger zum Zweck 
der sozialen Wohnraumförderung ist gemäß 
§ 79 Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg möglich68. Ein bekanntes Beispiel 
für den vergünstigten Verkauf kommunaler 
Grundstücke zur Bereitstellung von bezahlba-
rem Wohnraum stellt das „Münchner Modell“ 
dar. Die Stadt München vergibt sozial gebun-
dene Grundstücke in einem Auswahlverfah-

68	 Vgl. Runderlass III Nr. 85/1994 und § 90 Abs. 3 
Gemeindeordnung Brandenburg (GO)
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ren zu einem einheitlichen und lageunabhän-
gigen Preis69. In kleineren Städten werden 
vorwiegend Kaufpreisnachlässe für Einfamili-
enhausgrundstücke, z. B. in Abhängigkeit von 
der Kinderzahl der Käufer gewährt70.

Bei einer verbilligten Abgabe hat die Gemein-
de eine Sicherung der zeitnahen Bebauung 
(Baupflicht) sowie der zweckentsprechenden 
dauerhaften Nutzung (Nutzungsbindung) 
der veräußerten Grundstücke vorzunehmen, 
die regelmäßig vertraglich zu erfolgen hat. 
Dies kann weder durch einen Bebauungs-
plan (§ 9 BauGB) noch durch ein Baugebot 
(§ 176 BauGB) erreicht werden71. 

Baupflicht
Ein geeignetes Instrument zur Durchsetzung 
der Baupflicht stellt das dingliche Rück- oder 
Wiederkaufsrecht dar, das durch eine Rück-
auflassungsvormerkung in Abteilung II des 
Grundbuchs zu sichern ist. Damit kann die Ge-
meinde das Grundstück bis zur Verwirklichung 
des Gebäudes wieder zurückerlangen, falls die 
Baupflicht nicht oder nicht in der vereinbarten 
Frist erfüllt wird. Rechtsdogmatisch handelt es 
sich hierbei um ein Wiederkaufrecht zuguns-
ten der Gemeinde im Sinne der § 497 ff BGB. 
Der Wiederkaufspreis entspricht meist dem 
ursprünglichen Kaufpreis ohne Zinsen und 
Auslagen. Auch ein Ausgleich von Geldwer-
tänderungen findet meistens nicht statt. Die 
Sicherung des schuldrechtlichen Rücker-
werbsrechtes kann durch die Eintragung einer 
Rückauflassungsvormerkung erfolgen72. 

69	 Vgl. Stadt München 2016
70	 Z. B. 1 Kind: 5 % Nachlass, 2 Kinder: 10 % 

Nachlass usw.; vgl. Stadt Korschenbroich 2016 & 
Anhang II

71	 Vgl. Grizwotz 2007: 295 ff. und BGH Urteil vom 
13.10.2006 –V ZR 33/06, NJW-RR 2007, 962

72	 Vgl. Grizwotz 1993: 214 ff, als Beispiel für den 
Einsatz einer Rückauflassungsvormerkung im 
Zusammenhang mit einer zweckgebundenen 
Grundstücksvergabe siehe: Stadt Ibbenbüren 2016

Nutzungsbindung 
Zur Sicherung der Nutzungsbindung und 
zur Sanktionierung von Verstößen kommen 
regelmäßig Vertragsstrafen in Betracht. So 
muss es der Gemeinde beispielsweise nach 
der Fertigstellung des Gebäudes möglich 
sein, bei Verstoß gegen die Nutzungsbin-
dung, den von ihr gewährten Nachlass auf 
den Grundstückspreis sowie die ausgereich-
ten Fördermittel zurückzufordern. Zur Siche-
rung dieser Nach- und Rückzahlungspflicht 
ist die Rückauflassungsvormerkung durch 
eine „Restkaufpreishypothek“ in Abteilung III 
des Grundbuchs zu ersetzen. 

Empfehlung: 

Die Schaffung von Baurecht darf nicht 
von einer unentgeltlichen Flächenabtre-
tung durch den Grundstückseigentümer 
abhängig gemacht werden. Hinsichtlich 
des Kaufpreises der Grundstücke ist eine 
objektiv nachvollziehbare städtebauliche 
Kalkulation zum Nachweis der Angemes-
senheit notwendig (vgl. Abbildung 8). Für 
die Kalkulation sind die relevanten Ansät-
ze der II. BV heranzuziehen. Der Kaufpreis 
muss so angesetzt werden, dass die ge-
planten Wohnungen für die Wohnungs-
baugesellschaft kostendeckend und zu 
den förderrechtlich festgelegten Mieten an 
Berechtigte vermietet werden können73.74

73	 Vgl. Burmeister 2013: 157

74	
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Beispiel Sicherung eines Wiederkaufsrechts durch Vormerkung im Grundbuch74 

„Wiederkaufsrecht: Die Gemeinde kann die lastenfreie Rückübertragung des Grundstücks 
verlangen, wenn

-	 der Erwerber es nicht innerhalb einer Frist von drei Jahren, gerechnet ab dem Zeit-
punkt, zu dem ein Wohnhaus baurechtlich genehmigt werden kann, mit einem be-
zugsfertigen Wohngebäude entsprechend den Festsetzungen des Bebauungsplans 
bebaut, oder

-	 der Erwerber das bezugsfertige Gebäude nicht auf die Dauer von … Jahren, gerechnet 
ab heute, selbst bewohnt, oder

-	 der Erwerber das Grundstück innerhalb einer Frist von … Jahren, gerechnet ab heute 
(oder vor Erfüllung der Bauverpflichtung), veräußert (…).“

4.5.6	Städtebauliche Verträge über 
	 Belegungsrechte und 
	 Mietpreisbindungen außerhalb der 

sozialen Wohnraumförderung 

Die Anwendung von § 11 Abs. 2 Satz 2 BauGB 
ist nicht zwingend an den Einsatz von Mitteln 
der sozialen Wohnraumförderung gebunden. 
Auch bei freifinanzierten Vorhaben ist es 
grundsätzlich möglich, Vereinbarungen über 
Belegungsrechte und Mietpreisbindungen 
zu treffen. Hierbei ist die Angemessenheit 
der Vereinbarung sorgfältig zu prüfen, da die 
bindungsbedingten Belastungen nicht durch 
öffentliche Fördermittel ausgeglichen werden 
(Angemessenheitsprinzip).

Bei den Vereinbarungen ist die Angemessen-
heit der gesamten vertraglichen Regelungen 
zu prüfen. Die Vereinbarungen zur Mietpreis-
bindung sind dann unzulässig, wenn die 
zulässige Miete unwirtschaftlich, das heißt, 
nicht mindestens kostendeckend ist. Ferner 
ist bei der Beurteilung der Angemessenheit 
nicht jede einzelne vereinbarte Verpflichtung 
gesondert zu betrachten, sondern die Sum-

me der sich aus dem Vertrag ergebenden 
Vor- und Nachteile75. 

4.5.7	Kooperationsverträge nach dem 
WoFG

Entsprechend der Verwaltungsvorschrift des 
MIL zum Wohnraumförderungs- und Woh-
nungsbindungsgesetz (VV - WoFGWoBindG) 
sollen die Gemeinden in Brandenburg, stär-
ker als bisher, die soziale Wohnraumförde-
rung mitgestalten und Kooperationsverträge 
gem. §§ 14 und 15 WoFG schließen. Koope-
rationsverträge sind öffentlich-rechtliche Ver-
träge außerhalb der Förderung, im Sinne der 
§§ 54 ff des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfGBbg). Sie unterliegen daher keiner 
direkten Bindung an Fördermittel, Förderge-
genstände und Zielgruppen. Vielmehr kommt 
den Kooperationsverträgen eine ergänzende 
Funktion zu den Förderverträgen zu76.

§  14 des WoFG benennt Gemeinden, Ge-
meindeverbände und sonstige öffentliche 
Stellen als Beteiligte, die mit Eigentümern 
oder sonstigen Verfügungsberechtigten von 

75	 Vgl. Bunzel et al. 2013: 41 f
76	 Vgl. MIL 2002: 974	 Vgl. Grizwotz 1993: 217
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Wohnraum Kooperationsverträge schließen 
sollen. Ziele dieser Verträge sind die Un-
terstützung von Maßnahmen der sozialen 
Wohnraumversorgung, die Verbesserung der 
Wohnverhältnisse und die Schaffung oder Er-
haltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen. 
Mit diesen Kooperationsverträgen kann auch 
der vorhandene Wohnungsbestand stärker in 
die Wohnraumversorgung einbezogen wer-
den. Gegenstände von Kooperationsverträ-
gen nach § 15 WoFG können sein:

•	 Begründung oder Verlängerung von Bele-
gungs- und Mietbindungen an Wohnraum 
zu Gunsten der Gemeinde.

•	 Aufhebung oder Änderung von Belegungs- 
und Mietbindungen an Wohnraum, soweit 
dies nach den §§ 30 und 31 WoFG zuläs-
sig ist und Bestimmungen der Förderzusa-
ge nicht entgegenstehen.

•	 Übernahme von wohnungswirtschaftli-
chen, baulichen und sozialen Maßnah-
men, die sich besonders auf die Verbesse-
rung des Wohnumfeldes, die Beseitigung 
sozialer Missstände und die Quartiersver-
waltung beziehen.

Im Besonderen eignen sich Kooperationsver-
träge dazu, verschiedene Einzelregelungen 
zu Belegungs- und Mietbindungen zusam-
menzufassen. Als mögliche Anwendungsbei-
spiele nennt die VV – WoFGWoBindG:

Beispiel 1: 

Bei hohem Leerstand und einem vorerst 
nur geringen Bedarf an Belegungsbin-
dungen in einer Kommune kann anstelle 
der Übertragung von Belegungsbindun-
gen (§ 31 WoFG) eine vorrübergehende 
Freistellung von Belegungsbindungen 
(§ 30 WoFG) und zugleich eine Verlän-
gerung der Bindungsdauer vertraglich 
vereinbart werden.

Beispiel 2: 

Wenn es aus stadtentwicklungspolitischer 
Sicht sinnvoll ist (z. B. zur Stabilisierung 
belasteter Stadtteile), kann vereinbart wer-
den, dass bestimmte Wohnungsbestände 
zeitweilig oder dauerhaft von Belegungs-
bindungen freigestellt werden und dass 
stattdessen Bindungen für Wohnungsbe-
stände an anderer Stelle verlängert wer-
den77. 

Empfehlung 1: 

Als Grundlage für Kooperationsverträge 
zwischen Gemeinde und Wohnungsunter-
nehmen ist ein kommunales Wohnraum-
versorgungskonzept empfehlenswert78.

Empfehlung 2: 

Die Kooperationsverträge sind nicht an 
eine Förderzusage der sozialen Wohn-
raumförderung gebunden. Darüber hinaus 
können sie als „selbstständige Vereinba-
rung“ neben einem städtebaulichen Ver-
trag stehen.

77	 Vgl. MIL 2002: 3 f
78	 Vgl. Bunzel et al 2013: 146
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Wichtigste Anwendungsvoraussetzungen städtebaulicher Verträge

Kooperationsbereitschaft Grundsätzlich gilt: Verträge setzt die Kooperationsbereitschaft der 
potentiellen Vertragspartner zwingend voraus.

Vertragsinhalte Mit städtebaulichen Verträgen lassen sich auch solche städtebaulichen 
Ziele und Maßnahmen realisieren, die in einem Bebauungsplan oder 
einer anderen Baurechtssatzung hoheitlich nicht festgesetzt werden 
können.

Anforderungen Die Verträge müssen die materiellen Anforderungen des Koppelungs-
verbots, der Kausalität (vgl. § 56 I 2 VwVfG) und der Angemessenheit 
sowie neben der notariellen Beurkundung die weiteren formellen 
Anforderungen des BGBs (§§ 305-310 BGB) erfüllen.

4.6	 Zwischenerwerbsmodelle

4.6.1	Ziele und Aufgaben

Ein vergleichsweise einfaches, transparen-
tes und zugleich wirkungsvolles Instrument 
der Baulandentwicklung stellt der gemeind-
liche Zwischenerwerb der zu entwickelnden 
Flächen dar. Dabei ist zwischen langfristiger 
Flächenbevorratung und projektbezogenem 
Flächenankauf zu unterscheiden. Gegenwär-
tig hat die langfristige Bodenvorratspolitik, 
aufgrund der kritischen Haushaltssituation 
zahlreicher Kommunen, an Bedeutung verlo-
ren. Zugleich ist eine abnehmende Verkaufs-
bereitschaft von Grundstückseigentümern zu 
verzeichnen79. Die (kurz-, mittel- oder lang-
fristige) Verfügbarkeit eigner Grundstücke 
ist ein Schlüsselinstrument der kommunalen 
Baulandentwicklung. In Kombination mit pla-
nungsrechtlichen Steuerungsinstrumenten 
ist eine Kommune hiermit in der Lage, auf die 
Flächenentwicklung und Baurechtsnutzung 
sowie auf den örtlichen Grundstücksmarkt 
gezielt Einfluss zu nehmen. Hierdurch kön-
nen eine zielorientierte Steuerung der Flä-
chenbereitstellung und auch die Realisierung 
des preisgünstigen geförderten Wohnraums 
erfolgen.

79	 Vgl. DVW 2014: 122 f

Mit dem kommunalen Zwischenerwerbsmo-
dell lassen sich drei wesentliche Ziele mit 
wohnungspolitischer Relevanz verfolgen:

•	 Städtebauliche Ziele: Steuerung der 
Stadtentwicklung durch Bereitstellung von 
geeigneten Grundstücken für den sozialen 
Wohnungsbau sowie Sicherung der mit der 
Bauleitplanung verfolgten diesbezüglichen 
Ziele, Darstellungen und Festsetzungen.

•	 Ökonomische Ziele: Dämpfung der 
Grundstückspreise und Finanzierung der 
Infrastrukturkosten durch die Bodenwert-
steigerung. 

•	 Sozialpolitische Ziele: Wohnraumbe-
reitstellung für einkommensschwächere 
Gruppen sowie die Förderung der Ei-
gentumsbildung für breite Schichten der 
Bevölkerung durch gezielte Vergabe der 
Grundstücke nach Vergabekriterien. 

Je nach Rolle der Gemeinde und der sonsti-
gen beteiligten Akteure lassen sich Gemein-
de zentrierte Modelle, Treuhänder zentrierte 
Modelle sowie Developer zentrierte Modelle 
unterscheiden. In allen Fällen steuert die Ge-
meinde durch die Schaffung von Planungs-
recht im Rahmen ihrer Planungshoheit den 
gesamten Prozess. Sie kann darüber hinaus 
beim Strategietyp Z  1 eine Feinsteuerung 
durch Vereinbarungen in den privaten Grund-
stückskaufverträgen, im Zuge der Vermark-
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tung der Baugrundstücke, vornehmen. Diese 
Möglichkeiten sind bei den weiteren Strategi-
etypen Z 2 und Z 3 (vgl. Abbildung 1) einge-
schränkt. Dafür hat die Gemeinde hier nicht 
das Vorfinanzierungs- und Vermarktungsri-
siko für die Flächen zu tragen. Aus boden-
politischer Sicht lassen sich die wesentlichen 
Vorteile des kommunalen Zwischenerwerbs-
modells für den geförderten Wohnungsbau 
wie folgt zusammenfassen:

1.	 Mobilisierungs- und Realisierungs-
funktion: Die Flächen im Eigentum der 
Gemeinde bzw. im Eigentum eines be-
auftragten Treuhänders oder Developers 
erlauben eine plangemäße und flächen-
deckende Mobilisierung der Bauflächen 
sowie auch eine Realisierung der ge-
schaffenen Baurechte durch Bauver-
pflichtungen im Grundstückskaufvertrag.

2.	 Finanzierungsfunktion: Die planungs- 
und maßnahmenbedingten Bodenwert-
steigerungen als Differenz zwischen 
Vermarktungspreis und Erwerbspreis 
können nicht nur für die Finanzierung 
der Herstellungs- und Folgekosten der 
Baulandentwicklung eingesetzt werden, 
sondern auch für die Finanzierung der Er-
mäßigung der Grundstücke für den geför-
derten Wohnungsbau (vgl. Abbildung 8). 
Zwar können überschüssige Erlöse des 
Zwischenerwerbs ohne Zweckbindung in 
den kommunalen Haushalt überführt wer-
den, allerdings sollten bei diesem Modell 
nicht fiskalische Interessen der Kommune 
im Vordergrund stehen. 

3.	 Bindungsfunktion: Bei der Grund-
stücksvermarktung können im Rahmen 
der Grundstückskaufverträge mit den Er-
werbern die Inanspruchnahme von För-
dermitteln des sozialen Wohnungsbaus, 
Belegungsrechte und Mietpreisbindungen 
zugunsten der Gemeinde geregelt wer-
den.

4.	 Qualitätssteuerung: Durch Konzeptver-
gabeverfahren im Zuge der Veräußerung 
kommunaler Baugrundstücke können wei-
tere qualitative Aspekte für die geplante 
Bebauung erreicht werden, wie beispiels-
weise der Einsatz erneuerbarer Energien, 
barrierefreie Gestaltung und andere ge-
stalterische Aspekte. Diese Möglichkeiten 
reichen weit über das Spektrum der Fest-
setzungsmöglichkeiten in einem Bebau-
ungsplan hinaus, bedürfen indessen einer 
sorgfältigen Beachtung des Angemessen-
heitsgebots. Eine Vergabe ausschließlich 
zum Höchstgebot dient hingegen vorwie-
gend fiskalischen Zwecken und schränkt 
zudem die Erreichung der sozialen und 
städtebaulichen Ziele ein. 

Der Einsatz des kommunalen Zwischener-
werbs zur Erreichung dieser Zielsetzungen 
ist an zwei grundlegende Voraussetzungen 
gebunden:

•	 Flächenverfügbarkeit: Es müssen Flä-
chen in ausreichender Größe und Lage, 
zum entsprechenden Preis und zum rich-
tigen Zeitpunkt verfügbar sein.

•	 Finanzierbarkeit: Die Finanzierbarkeit 
des Zwischenerwerbs der Flächen durch 
die Kommune oder einen beauftragten pri-
vaten Dritten muss sichergestellt sein. 

Hinsichtlich der Anwendung und Durchfüh-
rung lassen sich im Wesentlichen vier Varian-
ten des Zwischenerwerbs unterscheiden, die 
jeweils mit einer kurz- und mittelfristigen oder 
langfristigen Perspektive angewendet wer-
den können. Diese werden nach einer kurzen 
Darstellung der zweckmäßigen kommunalen 
Regelungen zum Zwischenerwerbsmodell 
erläutert.

STRATEGIEN DER BAULANDENTWICKLUNG ZUR SCHAFFUNG PREISGÜNSTIGEN WOHNRAUMS



57

4.6.2	Kommunale 
	 Regelungsmöglichkeiten zum 
	 Zwischenerwerbsmodell

Flächenumfang
Bei Ausübung des Zwischenerwerbsmo-
dells stellt sich für die Kommunen zunächst 
die Frage, in welchem Umfang der Erwerb 
für die Erreichung der städtebaulichen Ziele 
erforderlich und zweckmäßig ist, ob also ein 
vollständiger Erwerb oder nur ein Teilerwerb 
der Flächen eines Plangebietes anzustreben 
ist. In der kommunalen Praxis finden beide 
Varianten Anwendung.

Der wesentliche Vorteil des vollständigen Flä-
chenerwerbs ist der umfassende Handlungs-
spielraum der Kommune. So kann sie ihre 
Zielvorstellungen für das gesamte Plange-
biet verwirklichen. Als nachteilig sind hinge-
gen die hohen Grunderwerbskosten und die 
Notwendigkeit der Verkaufsbereitschaft aller 
im Plangebiet vorhandener Grundstücksbe-
sitzer zu nennen. 

Umgekehrt verhält es sich beim Teilerwerb 
von Flächen eines Plangebiets. Für die 
Kommune fallen verhältnismäßig weniger 
Grunderwerbskosten an. Andererseits ist sie 
hinsichtlich der Zielverwirklichung für das 
Plangebiet auf die in ihrem Eigentum befind-
lichen Flächen beschränkt. Der Erwerb sollte 
sich indessen nicht auf die Erschließungs-
flächen beschränken, sondern auch auf Flä-
chen für spätere Baugrundstücke, z. B. für 
den geförderten Wohnungsbau. Im Hinblick 
auf die Anwendung von strategischen Zwi-
schenerwerbsmodellen bzw. Baulandmodel-
len ist der Anteil, der von der Gemeinde zu 
erwerbenden Flächen, als Voraussetzung 
für die Aufstellung eines Bebauungsplans 
eindeutig zu benennen (z. B. 30 oder 50 % 
je nach städtebaulicher Zielsetzung)80. Eine 

80	 Vgl. Anhang I: Sozialgerechte Bodennutzung 
Münster

Erhöhung der Verkaufsbereitschaft lässt sich 
durch die Beteiligung der Eigentümer an der 
Wertschöpfung erreichen (vgl. Kapitel 4.6.3.).

Ankaufspreis 
Zur Transparenz eines Zwischenerwerbsmo-
dells trägt es wesentlich bei, wenn Regelun-
gen zum Ankaufpreis für Grundstücke getrof-
fen werden, den Kommunen oder ein von ihr 
beauftragter Entwickler für den Zwischener-
werb bezahlt, damit sich alle Beteiligten da-
rauf langfristig einstellen können. Folgende 
zwei Optionen haben sich bewährt:

(a) Grundsätzliche Regelungen zum An-
kaufpreis für Flächen bestimmter Qualität 
(z. B. Agrarland oder Bauerwartungsland) in 
Form fester Prozentsätze vom späteren Wert 
des baureifen Landes.

Textbaustein: Grundsätzliche 
Regelungen zum Ankaufspreis

In neuen Baugebieten sind nach 
grundsätzlicher Beschlussfassung 
durch den Gemeinderat mit den 
Grundstückseigentümern städtebauli-
che Verträge gemäß § 11 BauGB, zur 
Flächenabtretung an die Gemeinde 
abzuschließen. Es ist zu regeln, dass 
die Gemeinde ca. 20 % des Bruttobau-
landes für Erschließungszwecke zum 
Preis von Bauerwartungsland (20 % 
eines bei Vertragsabschluss zu ermit-
telnden Wertes für baureifes Land) 
und außerdem ein Drittel des danach 
verbleibenden Nettobaulandes zum 
Preis von Rohbauland (50 % eines 
bei Vertragsabschluss zu ermittelnden 
Wertes für baureifes Land) erwirbt.
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(b) Gebietsbezogene Kalkulation zur Er-
mittlung des Ankaufpreises gemäß Abbildung 
9. Ausgehend vom Wert des späteren baurei-
fen Landes werden die Entwicklungskosten 
sowie die Entwicklungszeit bis zur Baureife 
und der Flächenbedarf für die Erschließungs-
anlagen berücksichtigt und dadurch ein bau-
gebietsbezogener gemittelter Ankaufwert 
ermittelt. So wird die Kostendeckung seitens 
der Kommune gewährleistet, und die betrof-
fenen Grundstückseigentümer werden gleich 
behandelt. Zudem sind Höhe und Zusam-
mensetzung der Ankaufspreise durch ein 
veröffentlichtes Kalkulationsmodell von allen 
Beteiligten gut nachzuvollziehen. 

Beteiligung der Alteigentümer an der 
Wertschöpfung
Im Rahmen des Zwischenerwerbs können 
Kommunen die planungs- und entwicklungs-
bedingten Wertsteigerungen der Grundstücke 
(nach erfolgter Baulandentwicklung) vollstän-
dig abschöpfen oder aber die Alteigentümer 
an den Wertsteigerungen beteiligen. Hierzu 
bieten sich drei verschiedene Vorgehenswei-
sen an. Die Beteiligung der Eigentümer an 
der Bodenwertsteigerung erhöht naturgemäß 
die Mitwirkungs- und Verkaufsbereitschaft 
der Eigentümer. Es muss indessen aus Sicht 
der Kommune nicht zwangsläufig eine Betei-
ligung erfolgen. Eine variable Anwendung im 
Einzelfall ist ebenfalls möglich.
 
(1) Rückübertragung von Grundstücken 
und die Option zum Teilrückkauf sind nur im 
Rahmen des kurz- und mittelfristigen pro-
jektbezogenen Bodenerwerbs sinnvoll, eben 
dann, wenn in absehbarer Zeit die Bauland-
entwicklung der Flächen erfolgt. Die einzel-
nen Reglungen zur Rückübertragung bzw. 
zum Teilrückkauf eines bestimmten Teils der 
Flächen, die die Eigentümer zur Bauland-
entwicklung an die Kommune veräußert ha-
ben, sollten bereits im Kaufvertrag zwischen 
Kommune und Eigentümer festgeschrieben 
werden (Rückkaufrecht). Die Rückübertra-

gung erfolgt, nach Aufstellung  des Bebau-
ungsplans und nach der Neuordnung und Er-
schließung des Gebiets durch die Gemeinde, 
so dass die ehemaligen Eigentümer durch 
eine Preisermäßigung an der Bodenwertstei-
gerung ihrer Grundstücke beteiligt werden 
können. Der Nachteil einer solchen Rege-
lung besteht darin, dass für eine Teilfläche 
die doppelte Grunderwerbsteuer und Grund-
erwerbsnebenkosten anfallen.

Je nach Zielsetzung der Kommune kann ein 
bestimmter prozentualer Anteil an Nettobau-
land, eine bestimmte absolute Flächengröße 
oder eine bestimmte Anzahl von Baugrund-
stücken, an den Alteigentümer zurücküber-
tragen werden. Bei der Wahl des Anteils am 
Nettobauland (z. B. 50 %) empfiehlt es sich 
ebenfalls einen Mindest- und ggf. Höchstan-
spruch festzulegen. So kann sichergestellt 
werden, dass nur bebauungsfähige Grund-
stücke nach Maßgabe des Bebauungsplans 
zugeteilt werden.
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(2) Die Beteiligung der Eigentümer an der 
Bodenwertsteigerung kann anstelle von Bau-
grundstücken auch durch einen Geldaus-
gleich erfolgen. Dieser kann mittels Nach-
zahlungsklausel im Grundstückskaufvertrag 
geregelt werden. Nachzahlungsklauseln le-
gen beispielsweise fest, dass eine bestimmte 
Nachzahlung (zum bereits gezahlten Kauf-
preis) an den Alteigentümer zu entrichten 
ist, sofern auf dem vom Eigentümer an die 
Kommune veräußerten Flächen, in einem 
festgelegten Zeitraum, z. B. innerhalb von 
20 Jahren, Baurecht geschaffen wird. Wird 
kein Baurecht geschaffen, entfällt die Nach-
zahlungsverpflichtung. Dieses Vorgehen mi-
nimiert den Vorfinanzierungsaufwand und 
das Kostenrisiko der Kommune und erhöht 
erfahrungsgemäß die Verkaufsbereitschaft 
der Alteigentümer, die so an der Wertsteige-
rung der Flächen partizipieren. Hinsichtlich 
der Höhe der Nachzahlungsverpflichtung 
sind die Entwicklungskosten für das Bauland 
sorgfältig zu kalkulieren und zu berücksichti-
gen.

Textbaustein: Rückkaufrecht mit Regelungen zum Umfang81

Nach Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans für ein Baugebiet sowie nach Abschluss 
der Neuvermessung und Herstellung der Erschließungsanlagen erfolgt die Vermarktung 
der Baugrundstücke bzw. Rückveräußerung an die Alteigentümer, soweit ein Rückkauf-
recht besteht. Die Veräußerung erfolgt zum Ankaufspreis zuzüglich aller Entwicklungs-
kosten, einschließlich des Erschließungsaufwandes. Dabei darf die Stadt keinen Gewinn 
erzielen. Bei einer eingeworfenen Grundstücksfläche von

bis zu 2.000 m² kann ein Bauplatz,

bis zu 5.000 m² können zwei Bauplätze

bis zu 10.000 m² können drei Bauplätze

…

vom Alteigentümer zurück erworben werden. Ausnahmen davon sind durch Einzelfallent-
scheidungen des Rates möglich.

(3) Überschussbeteiligungen kommen in 
Frage, wenn die planungs- und maßnahmen-
bedingten Wertsteigerungen der erworbenen 
Flächen höher sind als die tatsächlichen Ent-
wicklungskosten. Sofern die Kommune ledig-
lich die Bodenwertsteigerung bis zur Höhe 
der tatsächlich entstandenen Entwicklungs-
kosten abschöpft, entspricht diese Form der 
Beteiligung der alten Grundstückseigentü-
mer an der Wertentwicklung dem boden-
rechtlichen Vorgehen in der städtebaulichen 
Entwicklungsmaßnahme82. Diese sollten 
ebenfalls im Grundstückskaufvertrag zwi-
schen Kommune und Eigentümer geregelt 
werden83.

82	 Vgl. § 171 Abs. 1 Satz 2 BauGB i.V.m. § 156a 
BauGB 

83	 Vgl. Forum Baulandmanagement NRW 2002: 57 f
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Verkaufspreis
Grundsätzlich besteht für Kommunen die Pflicht, 
Grundstücke zum Verkehrswert zu veräußern. 
Gemäß Runderlass darf in Brandenburg „in 
besonderen Einzelfällen im Rahmen und zum 
Zweck der Aufgabenerfüllung“ vom Grundsatz 
der Veräußerung zum vollen Verkehrswert ab-
gewichen werden84. Gewisse Einschränkungen 
bei der Preisgestaltung können sich ebenfalls 
durch die Gemeindeordnung ergeben.

Bei der Wahl des Verkaufspreises ergibt sich 
abgesehen vom Verkauf zum Verkehrswert 
ein gewisser Spielraum. Dieser sollte unter 
Berücksichtigung des mit der Baulandent-
wicklung bzw. mit dem Zwischenerwerb ver-
folgten Ziel genutzt werden. Sollen soziale 
Ziele, wie die Bereitstellung von Baugrund-
stücken für weite Bevölkerungsschichten, 
verfolgt werden, empfiehlt sich ein Verkauf 
unter Verkehrswert. Eine vergünstigte Abga-
be von Grundstücken darf nur auf Grundlage 
konkreter Vergaberichtlinien erfolgen, die eine 
Begründung für dieses Vergabevorgehen lie-
fern. Die einzelnen Formen der Grundstücks-
vergabe werden im nachfolgenden Abschnitt 
erläutert. Wird eine vollständige Refinan-
zierung der Kosten der Baulandentwicklung 
angestrebt, bedarf es einer Vollkostenkalku-
lation unter Berücksichtigung des Ankaufs-
preises und der entstandenen Entwicklungs-
kosten für die Schaffung von baureifem Land.

4.6.3	Formen der Grundstücksvergabe 

Grundsätzlich muss die Grundstücksvergabe 
bei allen Zwischenerwerbsmodellen transpa-
rent, gerecht sowie haushaltsrechtskonform und 
objektiv nachvollziehbar erfolgen. Dies gilt auch 
für die Vergabe von Flächen für den geförderten 
Wohnungsbaus im Rahmen des Zwischener-
werbsmodells, um die erforderliche Transpa-
renz und Zielerreichung zu gewährleisten.

84	 Runderlass III Nr. 85/1994

Generell können Kommunen zwischen einer 
freien und einer gebundenen Grundstücks-
vergabe wählen. Die freie Grundstücksver-
gabe, z. B. durch Ausschreibung nach dem 
Höchstgebotsverfahren eignet sich dazu, das 
Baulandangebot allgemein zu erhöhen und 
die Refinanzierung des Zwischenerwerbs 
und sonstiger Entwicklungskosten sicher-
zustellen. Sie dient also primär fiskalischen 
Zielen und bietet keine direkte Möglichkeit, 
den preisgünstigen Wohnungsbau als quali-
tatives Ziel der Baulandentwicklung voranzu-
treiben. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, 
dass sich auch eine freie Grundstücksverga-
be wegen der Ausweitung des Angebots an 
Bauland dämpfend auf die Entwicklung von 
Baulandpreisen und damit positiv auf die 
Wohnraumversorgung auswirken kann.

Die gebundene Grundstücksvergabe erfolgt 
anhand von kommunalen Richtlinien mit 
objektiven Vergabekriterien und bietet sich 
daher in besonderem Maße zur Umsetzung 
qualitativer Ziele an. Als gebundene Verga-
beformen lassen sich unterscheiden:

1.	 Konzeptvergabe: Es handelt sich um 
ein Ausschreibungsverfahren für Bauträ-
ger in Gemeinschaft mit Architekten, die 
für konkrete kommunale Grundstücke ein 
genehmigungsfähiges Bebauungskon-
zept und ein Kaufpreisangebot vorlegen 
müssen. Die Auswahl erfolgt auf Basis 
von kommunalen Richtlinien und anhand 
eines abschließenden Kriterienkatalogs 
mit gewichteten Einzelkriterien. Diese 
Richtlinien sind vom Stadt- bzw. Gemein-
derat als Vergabegrundlage für die Ver-
waltung zu beschließen und einheitlich 
für das gesamte Gemeindegebiet anzu-
wenden. Darin können sozial- und woh-
nungspolitische Kriterien in Verbindung 
mit einem Bewertungsschema definiert 
werden, anhand derer die Vergabe von 
Grundstücken an Bauträger zu erfolgen 
hat. Dabei kann auch die Höhe des Kauf-
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preises als ein gewichtetes Bewertungs-
kriterium definiert werden. Beispiele für 
Konzeptvergaben finden sich in Anhang 
II oder können z. B. in der Broschüre 
„Grundstücksvergabe für gemeinschaft-
liches Wohnen“ der gleichnamigen Bun-
desvereinigung eingesehen werden85.

2.	 Anhandgabeverfahren: Das Anhandga-
berverfahren richtet sich an Wohnungs-
baugesellschaften oder Baugemeinschaf-
ten, die zum Zeitpunkt der Bewerbung 
noch kein konkretes Konzept für einen 
Bauantrag vorlegen können, aber die 
kommunalen Kriterien der Grundstücks-
vergabe erfüllen und daher eine Option 
auf das Grundstück erhalten sollen. Das 
Grundstück wird beispielsweise für ein 
Jahr reserviert und in dieser Zeit keinem 
Mitbewerber angeboten. Das Verfahren 
sichert dem Bewerber das Grundstück 
und einen festen Grundstückspreis zwi-
schen Auswahlentscheidung der Kom-
mune und dem Abschluss des Kaufver-
trages. Dieses Verfahren hat sich z. B. in 
Hamburg für Baugemeinschaften bewährt 
und kann analog auch auf Wohnungsbau-
gesellschaften für den geförderten Woh-
nungsbau übertragen werden86. 

3.	 Zielgruppenspezifische Direktverga-
be: Kommunen können Grundstücke 
(ggf. preisdifferenziert) an bestimmte aus-
gewählte Personengruppen (Privatper-
sonen) vergeben, deren Versorgung mit 
Wohnraum aus sozialpolitischen Grün-
den bedeutsam ist87. Dies ist in kommu-
nalen Vergaberichtlinien entsprechend 
zu begründen. Ein klassisches Beispiel 
hierfür stellen die sogenannten „Einhei-
mischenmodelle“ aus Süddeutschland 
dar. Aktuelle Beispiele für kommunale 
Vergaberichtlinien zur zielgruppenspezi-
fischen Direktvergabe finden sich im An-

85	 Vgl. Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V. 2016
86	 Vgl. LIG Hamburg 2016 und BMUB 2015: 14
87	 Vgl. BMUB 2015: 13 f

hang II. Sofern die Nachfrage größer ist 
als das Angebot an Grundstücken, sind 
auch in diesem Fall Vergaberichtlinien 
mit Kriterien erforderlich.

4.	 Verbilligte Grundstücksvergabe: Bei 
hohen Bodenwerten ist für die Schaffung 
von preisgünstigem förderfähigem Wohn-
raum die verbilligte Abgabe von Grundstü-
cken unterhalb des Verkehrswertes erfor-
derlich. Die Verbilligung hängt einerseits 
vom örtlichen Bodenpreis- und Mietniveau 
und andererseits vom Maß der baulichen 
Nutzung ab. Im Gegenzug für die vergüns-
tigte Abgabe von kommunalen Grundstü-
cken hat der Erwerber als „Gegenleistung“ 
eine Mietpreis- und Belegungsbindung 
einzugehen. Eine derartige Vergabe er-
folgt beispielsweise im Rahmen der „Sozi-
algerechte Bodennutzung“ München.

5.	 Erbbaurecht: Mit der Vergabe von Erb-
baurechten, anstelle einer Veräußerung 
der Grundstücke, können Kommunen in 
Regionen mit hohen Grundstückwerten 
und in Zeiten hoher Hypothekenzinssätze 
zur Schaffung von preisgünstigem Wohn-
raum beitragen. Die Kommune vereinbart 
eine Vergabebindung zu Mietpreisen und 
Belegungen mit einem geeigneten Woh-
nungsunternehmen als Erbbaurechts-
nehmer. Ein Vorteil bei der Vereinbarung 
von Erbbaurechten besteht in Hochzin-
sphasen vor allem in der geringeren fi-
nanziellen Belastung der Erbbaurechts-
nehmer. Derzeit wird das Interesse an 
Erbbaurechten aufgrund des historisch 
niedrigen Hypothekenzinsniveaus gering 
sein, so dass es an der erforderlichen 
Bereitschaft der potentiellen Zielgruppen 
fehlen wird. Beispielhafte Anwendungen 
für den Einsatz von Erbbaurechten fin-
den sich traditionell in den Niederlanden 
(Amsterdam) aber auch in zahlreichen 
deutschen Städten (Hamburg, Wolfsburg, 
Lübeck oder Krefeld Samtweberviertel)88.

88	 Vgl. Stift  Trias 2015
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Eine gebundene Grundstücksvergabe wird 
darüber hinaus immer dann notwendig, wenn 
Kommunen die Veräußerung ihrer Grundstü-
cke unterhalb des Verkehrswertes anstre-
ben. Dazu bedarf es Vergaberichtlinien, die 
z. B. Abschläge oder Rabatte für diejenigen 
Grundstücke festgelegen, die für den geför-
derten Wohnungsbau bereitgestellt werden 
sollen. Die Gewährung eines sogenannten 
„Sozialrabatts“ auf Grundstücke (in Verbin-
dung mit Vergabekriterien) zur Bereitstellung 
preisgünstigen Wohnraums ist legitim und 
hat sich als wirtschaftlicher Anreiz für Bauträ-
ger bewährt.

Wann die Vergabe kommunaler Grundstücke 
im Sinne des geltenden Vergaberechts abzu-
wickeln ist, hängt von der Frage ab, ob die 
Grundstücksvergabe unter den Begriff des 
öffentlichen Bauauftrags fällt. Dieser Frage 
wird in Kapitel 5 nachgegangen.

Empfehlung 1: 

Erarbeitung einer Vergaberichtlinie mit 
zielgerichteten Kriterien zur Grundstücks-
vergabe, die bei der Vergabe von für 
den sozialen Wohnungsbau geeigneten 
Grundstücken zur Anwendung kommt und 
auch bei Konzeptvergaben angewendet 
werden kann. 

Empfehlung 2: 

Wohnungspolitische Kriterien zur Verga-
be von Grundstücken an Bauträger zur 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
für breite Gesellschaftsschichten können 
z. B. sein:
•	 Anzahl Wohneinheiten im Eigentum und 

zur Vermietung
•	 Anzahl der Wohneinheiten je Förder-

weg und Einkommensgrenze des sozi-
alen Wohnungsbaus

•	 Förderung von Barrierefreiheit
•	 Anteil der Wohnungen für bestimmte 

Personengruppen (z. B. Studenten und 
Auszubildende sowie Senioren)

Empfehlung 3: 

Wohnungspolitische Kriterien zur Vergabe 
von Grundstücken an Privatpersonen zur 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum 
für breite Gesellschaftsschichten können 
z. B. sein:
•	 Höhe des Einkommens
•	 Allgemeine Vermögensverhältnisse 

(z. B. Eigentum)
•	 Haushaltsgröße und/oder Kinderzahl
•	 Wohnort (Hauptsitz in der entsprechen-

den Gemeinde)

Textbaustein: Verkauf unter Verkehrswert („Sozialrabatt“)

Veräußerungen von Grundstücken für den öffentlich geförderten Mietwohnungsbau erfol-
gen zum Verkehrswert abzüglich eines „Sozialrabattes“ von 30 % für den 1. Förderweg 
und 15 % für den 2. Förderweg.
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4.6.4	Formen des Zwischenerwerbs

Freihändiger Zwischenerwerb ohne 
Beteiligung der Eigentümer an der 
Wertschöpfung
Hierbei erwirbt die Kommune alle Flächen 
im Plangebiet von den Alteigentümern. Vo-
raussetzung ist also der Veräußerungswille 
der Grundstückseigentümer. Im Falle einer 
langfristigen Bodenvorratspolitik liegt meis-
tens noch keine Planung vor, und die künfti-
ge Nutzung als Bauland ist noch weitgehend 
offen, so dass der Erwerb grundsätzlich zum 
Agrarlandpreis erfolgen kann. Bei einem 
kurzfristigen projektbezogenen Zwischener-
werb erfolgen i. d. R. zeitnah die Aufstellung 
eines Bebauungsplans, die Erschließung, die 
Parzellierung und die Vermarktung der bau-
reifen Grundstücke durch die Gemeinde. Der 
Ankaufspreis für die Flächen ist höchstens 
als Wert für werdendes Bauland anzusetzen, 
so dass die weiteren planungs- und maßnah-
menbedingten Bodenwertsteigerungen bei 
der Gemeinde verbleiben. Nach der Veräu-
ßerung zum Verkehrswert für baureifes Land 
kann die Gemeinde die Differenz zum Erwerb-
spreis zur Finanzierung ihrer Aufwendungen 
verwenden. Die Alteigentümer werden daher 
nicht an den planungsbedingten Bodenwert-
steigerungen beteiligt. Im Übrigen besteht 
auch keine Verpflichtung der Gemeinde, die 
Alteigentümer an der entwicklungsbedingten 
Bodenwertsteigerung partizipieren zu lassen.

Beispiel 
Eine Gemeinde kauft noch zu entwickelnde 
Bauflächen mit der Entwicklungsstufe wer-
dendes Bauland, vor Darstellung im Flä-
chennutzungsplan als Wohnbauflächen. Am 
Markt haben sich noch keine Bauerwartun-
gen gebildet und der Ankaufspreis ist daher 
gering. Die Kosten für die erforderliche Pla-
nung (FNP-Änderung und B-Planaufstellung) 
sowie Baureifmachung durch Bodenordnung 
und Erschließung können durch den höheren 
Wiederverkaufswert als baureifes Land ge-

deckt werden. Verbleibende Planungsgewin-
ne können zur Subventionierung von Grund-
stücken des sozialen Wohnungsbaus genutzt 
werden89. 

Freihändiger Zwischenerwerb mit 
Beteiligung der Eigentümer an der 
Wertschöpfung
Bei diesem Modell erwirbt die Kommune die 
Flächen im Bereich des Plangebietes zu ei-
nem Ankaufswert, der durch kostenbasierte 
Kalkulation des wirtschaftlich tragfähigen 
Wertes ermittelt wird. Dabei werden aus-
gehend vom Wert für baureifes Land die 
Entwicklungskosten (Planungskosten, Infra-
strukturkosten etc.), der Flächenaufwand für 
die Erschließung, die grundstücksbezoge-
nen Kosten des geförderten Wohnungsbaus 
sowie die Entwicklungszeit bis zur Baureife 
berücksichtigt (vgl. Abbildung 9). Die voll 
entwickelten Baugrundstücke werden nach 
Erschließung und Parzellierung zu tragfähi-
gen Preisen für den sozialen Wohnungsbau 
veräußert. Die Alteigentümer partizipieren 
daher an den planungsbedingten Boden-
wertsteigerungen. Diese können ihnen in 
Form von Bauflächen oder einer Planungs-
gewinnbeteiligung an den Wertsteigerungen 
übertragen werden. Durch die Beteiligung 
an der Wertschöpfung wirkt sich diese Zwi-
schenerwerbsform positiv auf die Mitwir-
kungsbereitschaft der Eigentümer aus und 
ist daher eine besonders effektive Form der 
Baulandbereitstellung. Eine Nachzahlungs-
verpflichtung greift, wenn die tatsächlich rea-
lisierten Nutzungen von Flächen höherwertig 
sind, als bei der Kaufpreisermittlung ange-
nommen.

Zwischenerwerb im Rahmen einer 
vereinbarten amtlichen Umlegung
Die Baulandbereitstellung für den geför-
derten Wohnungsbau durch kommunalen 

89	 Vgl. z. B. Baulandmodell der Stadt Kerpen 2016; 
Erfahrungen werden in LBS 1999: 63 f dargestellt
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Zwischenerwerb kann auch im Rahmen der 
vereinbarten amtlichen Umlegung nach § 45 
i.V.m. § 11  BauGB erfolgen. Die Kommune 
kann durch die Erhöhung des obligatorischen 
Flächenbeitrags zum Ausgleich der umle-
gungsbedingten Vorteile für den geförderten 
Wohnungsbau geeignete Baugrundstücke 
erhalten und an einen Vorhabenträger mit 
der vertraglichen Verpflichtung veräußern, 
auf diesen Flächen geförderten Wohnungs-
bau zu errichten und dauerhaft zu den lan-
desrechtlichen Konditionen zu vermieten.

Zwischenerwerb im Rahmen einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme
Ein kurzfristiger projektorientierter und zu-
dem flächendeckender kommunaler Zwi-
schenerwerb erfolgt auch im Rahmen einer 
städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme 
nach § 165 ff BauGB unter den gesetzli-
chen Anwendungsvoraussetzungen und 
kann - soweit erforderlich - durch Enteignung 
vorgenommen werden (vgl. Kapitel 4.2). An-
kaufs- und Veräußerungswerte sind gesetz-
lich standardisiert. Der Ankauf muss zum ent-
wicklungsunbeeinflussten Anfangswert ohne 
Aussicht auf Entwicklung vorgenommen 
werden, der Verkauf hingegen zum Endwert 
nach tatsächlicher und rechtlicher Durchfüh-
rung der Maßnahme (vgl. § 153 BauGB). So-
weit bei der Finanzierung der Maßnahme ein 

Überschuss verbleibt, sind diese Beträge an 
die vormaligen Grundstückseigentümer zu-
rück zu verteilen. Die Bodenwertabschöpfung 
hat insofern abgabenrechtlichen Charakter 
und darf nur insoweit vorgenommen werden, 
als dies zur Finanzierung der Maßnahme er-
forderlich ist. Die Eigentümer werden daher 
grundsätzlich nicht an der Wertschöpfung 
beteiligt90.

Die Vermarktung der Flächen für den geför-
derten Wohnungsbau kann zu ermäßigten 
Preisen unterhalb der Werte für den freifi-
nanzierten Wohnungsbau erfolgen. Dabei 
ist die Gemeinde indessen verpflichtet, die 
Grundstücksnutzung für den geförderten 
Wohnungsbau durch Bau- und Nutzungs-
verpflichtungen gemäß § 169 Abs. 7 BauGB 
entsprechend den Zielen der Entwicklungs-
maßnahme in den Reprivatisierungsverträ-
gen dauerhaft zu sichern.

90	 Vgl. LBS 1999: 64 f und Forum 
Baulandmanagement NRW 2002: 41

Wichtige Anwendungsvoraussetzungen für Zwischenerwerbsmodelle

Finanzierbarkeit
Im kommunalen Finanzhaushalt sollten ausreichende Mittel zur 
Verfügung gestellt werden.

Flächenverfügbarkeit
Grundstückseigentümer müssen bereit sein, die benötigten Flächen zum 
tragfähigen Preis und zum richtigen Zeitpunkt zu veräußern.

Vergaberecht Bei der Vermarktung der Grundstücke unter bestimmten Zielvorgaben ist 
die vergaberechtliche Relevanz zu prüfen.

Baulandbeschluss
Empfehlenswert ist die generelle Festlegung der Zwischenerwerbsmoda-
litäten durch Baulandbeschluss, damit diese nicht in jedem Einzelfall neu 
entwickelt und verhandelt werden müssen
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4.6.5	Kalkulation des wirtschaftlich 
	 tragfähigen Ankaufswertes 

Beim Zwischenerwerbsmodell spielt die Er-
mittlung des Ankaufswertes eine zentrale 
Rolle für die Wirtschaftlichkeit des Ansatzes. 
Es ist daher ein Ankaufswert zu kalkulieren, 
der unter Berücksichtigung der gesamten 
noch zu finanzierenden Entwicklungskosten, 
des Flächenbedarfs für öffentliche techni-
sche, soziale und grüne Infrastruktur sowie 
der Entwicklungszeit bis zur Baureife nach 
Herstellung der Erschließungsanlagen wirt-
schaftlich tragfähig ist. Die Kalkulation kann 
nach dem in Abbildung 9 dargestellten An-
satz erfolgen, der alle wesentlichen Parame-
ter und Kostenansätze enthält91. 

91	 Zur Methodik und Anwendung vgl. Kötter et al. 
2009 und 2012 sowie Seele 1998

Abbildung 9: Kalkulationsmodell zur Ermittlung des wirtschaftlich tragfähigen Ankaufswert 
beim Zwischenerwerbsmodell durch einen privaten Träger (Quelle: eigene Darstellung)

Beim Zwischenerwerb durch die Gemeinde 
(Strategietyp Z 1) muss dabei im Gegensatz 
zu dem Zwischenerwerb durch einen unter-
nehmerisch agierenden Entwickler (Strategi-
etyp Z  3) auf die Position 2.12 „Risiko und 
Unternehmensgewinn“ verzichtet werden. 
Die Tabellen 8 und 9 enthalten Kalkulations-
beispiele für die beiden unterschiedlichen 
Fallgestaltungen der Baulandstrategietypen 
Z 1 und Z 3. Die Berechnungen beruhen je-
weils auf denselben Annahmen. 
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Tabelle 9: Beispielkalkulation zur Ermittlung des wirtschaftlich tragfähigen Ankaufswertes mit 
Kostenbeteiligung an sozialer Infrastruktur beim Zwischenerwerb durch einen privaten unterneh-
merischen Träger (Strategietyp Z 3)

Tabelle 8: Beispielkalkulation zur Ermittlung des wirtschaftlich tragfähigen Ankaufswertes mit 
Kostenbeteiligung an sozialer Infrastruktur durch die Gemeinde (Strategietyp Z 1)
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Die Kostenansätze 2.1 – 2.12 in den vorste-
henden Tabellen beziehen sich jeweils auf 
den Quadratmeter Bruttobauland. Die Erfah-
rungswerte der Gemeinden für Herstellungs-
kosten der Erschließungsanlagen, die sich 
üblicherweise auf den Quadratmeter Stra-
ßenfläche oder Grünfläche beziehen, sind 
daher entsprechend umzurechnen. Beim 
Zinssatz p zur Position 2.10 „Vorfinanzie-
rung“ ist beim unternehmerischen Entwickler 
der marktübliche Hypothekenkreditzinssatz 
für Immobilienfinanzierung, bei der Gemein-
de der günstigere Kommunalkreditzinssatz 
zu berücksichtigen.

4.6.6	Organisation und Durchführung des 
Zwischenerwerbsmodells 

Das Zwischenerwerbsmodell kann die Ge-
meinde entweder mit den Kapazitäten ihrer 
eigenen Verwaltung durchführen oder sich 
dabei eines unternehmerischen oder treu-
händerischen Trägers bedienen. 

Bewährt haben sich zu diesem Zweck in zahl-
reichen Gemeinden kommunale oder kom-
munalbeteiligte Entwicklungsgesellschaften, 
die für Zwecke der Stadt- und Baulandent-
wicklung gegründet werden. Eine fachliche 
Unterstützung der Gesellschaften kann dabei 
fallbezogen durch einen Geschäftsbesorger, 
ÖbVI’s oder durch externe Ingenieurbüros 
erfolgen. 

Bei der Einschaltung einer Entwicklungsge-
sellschaft kann die Baulandentwicklung für 
die Gemeinde „kostenneutral“ durchgeführt 
werden, da der private Vorhabenträger die 
Maßnahme vorfinanziert und gegenüber 
den beteiligten Eigentümern und Bauunter-
nehmen im eigenen Namen und auf eigene 
Rechnung finanziell abwickelt. Zudem kann 
die gesamte Baulandentwicklung mit Boden-
ordnung, Erschließung, Vermarktung und 
Projektmanagement durch diese private Ent-

wicklungsgesellschaft aus einer Hand durch-
geführt werden. Dabei wird der kommunale 
Haushalt nicht belastet und das Risiko der 
Grundstücksvermarktung liegt beim privaten 
Kooperationspartner. Insgesamt wird der Ver-
waltungsaufwand für die Gemeinde dadurch 
erheblich reduziert. Zugleich lassen sich die 
städtebaulichen Ziele durch die Planungs-
hoheit der Gemeinde bei der Schaffung von 
Planungsrecht und durch städtebauliche Ver-
träge steuern und sichern.

4.7	 Bodenpolitische 
	 Grundsatzbeschlüsse und 
	 Baulandmodelle

4.7.1	Baulandmodelle

Die vorgenannten Instrumente und Strategi-
en zur Baulandentwicklung (hoheitliche An-
gebotsstrategien, städtebauliche Verträge 
und Zwischenerwerbsmodelle) lassen sich in 
unterschiedlicher Kombination zu sogenann-
ten Baulandmodellen zusammenfassen. 
Hierdurch entwickeln kleinere und größere 
Städte seit einigen Jahren erfolgreich neues 
Bauland und wirken damit Wohnungsmarkt-
problemen entgegen92. Unter einem Bauland-
modell wird eine grundsätzliche Festlegung 
einer Strategie mit Instrumenten für das kom-
munale Flächenmanagement verstanden. 
Baulandmodelle bestehen im Kern meist aus 
dem Baurecht schaffenden Bebauungsplan 
und einem oder mehreren städtebaulichen 
Verträgen, die zwischen der Gemeinde und 
einem oder mehreren  Planungsbegünstigen 
geschlossen werden. Ergänzend hierzu kön-
nen alle formellen und informellen Instrumen-
te des Planungs-, Bau- und Bodenrechts des 
BauGB hinzugezogen werden.

Hauptzielsetzungen kommunaler Baulandmo-
delle sind die Steuerung der Bodennutzung, 

92	 Vgl. Anhang 
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die Refinanzierung der Siedlungsentwicklung 
und die Umsetzung von Qualitätszielen der 
Stadtentwicklung. Sie ersetzen „Fall-zu-Fall-
Entscheidungen“, unter Beachtung der ein-
zelfallspezifischen Anforderungen und führen 
daher zu einer effizienten und transparenten 
Baulandentwicklung93. Baulandmodelle soll-
ten durch einen kommunalen Grundsatzbe-
schluss des Rates zur Baulandentwicklung 
abgesichert werden. So besteht eine ver-
lässliche baulandpolitische Handlungsgrund-
lage für die Verwaltung und für die privaten 
Akteure auf dem Grundstücksmarkt. Bau-
landmodelle können also nicht nur für die Flä-
chenbereitstellung und Finanzierung genutzt 
werden, sondern auch für die Herstellung und 
langfristige Sicherung des preisgünstigen und 
geförderten Wohnungsbaus.

4.7.2	Beiträge zum preisgünstigen und 
geförderten Wohnungsbau

Mit Baulandmodellen sind Kommunen in der 
Lage, ihre Handlungsfähigkeit für die Bereit-
stellung von preisgünstigem und geförder-
tem Wohnungsbau auch in Zeiten knapper 
öffentlicher Haushalte zu erhalten. Vor allem 
zahlreiche größere Kommunen nutzen Bau-
landmodelle zur Bewältigung der Versor-
gungsdefizite beim geförderten Wohnungs-
bau94.

Eine Evaluierung dieser Modelle zeigt, dass 
sich vor allem Quoten für den geförderten 
Wohnungsbau und Regelungen zu Mietprei-
sen und Wohnungsbelegungen als erfolg-
reiche Instrumente in Zeiten angespannter 
Wohnungsmärkte erweisen95. Im Einzelnen 
lässt sich durch Baulandmodelle folgendes 
erreichen:

93	 Vgl. Kötter 2014: 98 ff
94	 Vgl. z. B. Stadt München 2009
95	 Vgl. Stadt Köln 2008: 7 ff, Stadt Münster 2014 & 

Land Berlin 2015

1.	 Eine Ausweitung des Angebots im geför-
derten Wohnungsbau durch Einführung 
einer verbindlichen und stadtweit ein-
heitlich geltenden Quote an geförderten 
Wohnungen bei jeder Neuentwicklung 
von Bauland (z. B. 30 % neuen Ge-
schossfläche bzw. der neuen Wohnein-
heiten). Die räumliche Steuerung bildet 
hierbei eine wichtige Maßnahme zur För-
derung einer sozialen Durchmischung 
und zur Vermeidung sozialräumlicher 
Polarisierungen96. 

2.	 Des Weiteren wird eine Entlastung des 
Wohnungsmarktes durch die Mobilisie-
rung von Bauland und die Beschleu-
nigung von Baulandbereitstellungs-
prozessen ermöglicht – Dämpfung der 
Bodenpreise durch gezielte Ausweitung 
des Baulandangebotes und eine zeit-
nahe Durchsetzung der Baurechte und 
Mietpreisbindungen.

3.	 Ebenfalls lässt sich eine Reduzierung 
des Bedarfs an öffentlichen Mitteln für 
den Wohnungsbau und eine Entlastung 
kommunaler Haushalte, durch die teil-
weise oder vollständige Abschöpfung der 
Bodenwertsteigerungen (im Zwischener-
werb), zur Finanzierung der Baulandent-
wicklung einschließlich der infrastruktu-
rellen Folgekosten, erreichen. 

4.	 Ferner eine Qualitätssteigerung im ge-
förderten Wohnungsbau durch energe-
tische Vorgaben, Mindestqualitätsstan-
dards bei Bauvorhaben und Freiflächen, 
obligatorische städtebauliche Realisie-
rungswettbewerbe und Hochbauwettbe-
werbe und deren dezentrale Verteilung 
im Stadtgebiet sowie deren Einbindung 
in die Quartiere.

Die Beiträge die Baulandmodelle zur Bereit-
stellung von preisgünstigem und gefördertem 
Wohnungsbau leisten können, sind in Abbil-
dung 10 zusammengefasst.

96	  Vgl. BBSR 2012: 91
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4.7.3	Bausteine, Anforderungen und 
	 Steuerungsmöglichkeiten 

Für Baulandmodelle stehen den Kommunen 
grundsätzlich alle geeigneten bodenrechtli-
chen Instrumente des BauGB sowie die öf-
fentlich- und zivilrechtlichen Möglichkeiten 
der Vertragsgestaltung zur Verfügung. In der 
Praxis werden jedoch Kombinationen von 
Bebauungsplan, Zwischenerwerbsmodell 
mit städtebaulichen Verträgen zur Erschlie-
ßung, Finanzierung und Bodenordnung ein-
gesetzt.
 
Mit Baulandmodellen legen Kommunen nicht 
nur die Strategie, die Instrumente und den Ab-
lauf für die Baulandentwicklung fest, sondern 
auch die generellen Inhalte der abzuschlie-
ßenden städtebaulichen Verträge, die stadt-
weit und bei jedem Entwicklungsvorhaben 
gelten. Der öffentliche Grundsatzbeschluss 
schafft Transparenz, indem Inhalte und Abläu-

Abbildung 10: Strategiebausteine zur Unterstützung des preisgünstigen und geförderten 
Wohnungsbaus (Quelle: eigene Darstellung)

fe der Entwicklung feststehen. Bau- und Im-
mobilienmarkt können sich hierauf einstellen.
Ohne derartige grundsätzliche Festlegungen 
müssten für jeden Einzelfall zeitaufwendige 
Vertragsverhandlungen durchgeführt und in-
dividuelle Entscheidungen getroffen werden. 
Baulandmodelle gewährleisten damit nicht 
nur Transparenz sondern auch eine Gleich-
behandlung aller Beteiligten. Baulandmodel-
le dürfen allerdings zu keinen unzulässigen 
Bindungen führen. Im Übrigen gelten die be-
reits erläuterten rechtlichen Anforderungen 
an städtebauliche Verträge (vgl. 4.5.2). 

Wichtigste und am häufigsten eingesetzte 
Instrumente im Rahmen von kommunalen 
Baulandstrategien sind der Zwischenerwerb, 
städtebaulich Verträge sowie die freiwillige 
und amtliche Umlegung. Anhang I enthält ei-
nige ausgewählte aktuelle Baulandmodelle 
und baulandpolitische Grundsatzbeschlüsse. 
Zunächst haben sich vorwiegend in großen 
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Städten  Baulandmodelle mit vielfältigen Re-
gelungsinhalten und Umsetzungsstrategien 
etabliert. Inzwischen haben auch kleinere 
Städte und Gemeinden solche Modelle auf 
ihre örtliche Situation angepasst und einge-
führt. Häufig handelt es sich dabei um Re-
gelungen zum Ankauf der zu entwickelnden 
Grundstücke durch die Gemeinde, vor dem 
Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan, 
sowie um Vergaberichtlinien zur Veräuße-
rung der Baugrundstücke (siehe Anhang II). 
Dabei stehen Baugrundstücke für den Ein-
familienhausbau im Vordergrund, um die 
einheimische Bevölkerung mit ausreichend 
günstigem Bauland zu versorgen (Einhei-
mischen Modelle). Zur Bereitstellung von 
Wohnbauland für bezahlbaren Mietwoh-
nungsbau liegen bislang in kleineren Städten 
und Gemeinden kaum gesonderte Steue-
rungsansätze vor.

Hinsichtlich der Kostentragung hat sich in 
der kommunalen Praxis eine Beteiligung der 
Planungsbegünstigten bis zu maximal Zwei-
dritteln der planungs- und maßnahmenbe-
dingten Bodenwertsteigerungen bewährt, so 
dass in jedem Fall ein Drittel beim Planungs-
begünstigten verbleibt. Diese Aufteilung, 
erstmals mit dem Modell der sozialgerechten 
Bodennutzung 1993 in der Stadt München 
eingeführt, ist bisher – soweit ersichtlich – 
noch nicht gerichtlich angefochten worden. 
Eine solche Begrenzung der Kostenüberwäl-
zung berücksichtigt die Unsicherheiten in der 
städtebaulichen Kalkulation und der erforder-
lichen Ermittlung der Anfangs- und Endwerte. 
Nicht zuletzt sichert sie die Mitwirkungsbe-
reitschaft der Planungsbegünstigten. 

Demzufolge können Kommunen ihre kom-
munale Planungshoheit auch zur Durchset-
zung einer sozialen Wohnraumversorgung 
einsetzen. Die Aufstellung eines Bebauungs-
planes kann in Abhängigkeit von der Zustim-
mung der Eigentümer zum Baulandmodell 
erfolgen, die eine angemessene Beteiligung 

am preisgünstigen und geförderten Woh-
nungsbau und an den städtebaulichen Fol-
gekosten miteinschließt. „Mit dem Abschluss 
solcher Verträge bewegen sich die Gemein-
den im Bereich, der ihnen durch das Städ-
tebaurecht (…) zugewiesenen Aufgaben“97. 
Vor dem Satzungsbeschluss muss der fina-
le städtebauliche Vertrag zur Verwirklichung 
der städtebaulichen Ziele des Gebiets abge-
schlossen worden sein. 

Zur Steuerung der Abläufe im Rahmen eines 
Baulandmodells hat sich ein dreistufiges Vor-
gehen bewährt, bei dem das Baurecht in Ab-
hängigkeit von der Mitwirkungsbereitschaft 
der Planungsbegünstigten geschaffen wird. 
Abbildung 11 zeigt den prinzipiellen Ablauf für 
die Umsetzung des Baulandmodells.

97	 Vgl. BayVGH, Urteil vom 11.04.1990 – 1 B 85 
A.1480
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Abbildung 11: Prozesse der kooperativen Baulandentwicklung (Quelle: eigene Darstellung)

4.7.4	Erfolgsfaktoren

Nachfolgend werden die wesentlichen Er-
folgsbedingungen für Baulandmodelle erläu-
tert, die bei der Einführung eines Bauland-
modells in einer Kommune beachtet werden 
sollten:

Transparenz und Klarheit
Baulandmodelle müssen transparent, einfach 
und leicht verständlich sein, damit sie akzep-
tiert werden. Ziele und Grundsätze müssen 
intensiv kommuniziert werden. Der Bau- und 
Immobilienmarkt muss sich auf die Bedin-
gungen und Regelungen einstellen können. 
Transparenz und Klarheit sind zwingende 
Voraussetzungen für die Berechenbarkeit 
des Modells sowie für die Sicherheit bei der 
Kalkulation der Kosten
. 

Langfristigkeit und Verlässlichkeit
Der Baulandmarkt ist ein dem Wohnungs- 
und Gewerbeimmobilienmarkt vorgelagerter 
Markt. Dieser Zusammenhang erfordert es, 
dass die Bedingungen für die Baulandent-
wicklung nur sehr langfristig und vor allem 
verlässlich formuliert und mit großer politi-
scher Mehrheit beschlossen werden müs-
sen. Bei Immobilien mit ihren langen Ent-
wicklungszeiträumen wirken sich kurzfristige 
Änderungen der kommunalen Bodenpolitik 
oft ungünstig aus. 

Regionale Abstimmung
Bei Baulandmodellen gilt es durch frühzeitige 
regionale Abstimmungen Konkurrenzsitua-
tionen zu vermeiden bzw. aufzulösen. Zum 
jetzigen Zeitpunkt gibt es in keiner Stadt mit 
einem solchen Modell Anzeichen dafür, dass 
die Investoren und Bauwilligen das Stadt-
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gebiet auf Grund des Baulandbeschlusses 
verlassen und sich in einer Umlandgemein-
de angesiedelt haben. Im besten Fall bewirkt 
das Modell sogar Ausstrahlungseffekte auf 
die Nachbarkommunen, die sich daran ori-
entieren und ein Baulandmodell in ähnlicher 
oder sogar gleicher Weise entwickeln. 

Organisation
Kommunale Baulandmodelle erfordern grund-
sätzlich neue und effektivere Formen der 
Kommunikation und Kooperation zwischen 
den für die kommunale Bodenpolitik relevan-
ten Dienststellen. Besonders wichtig ist das 
Zusammenwirken der Bereiche Stadtplanung, 
Bodenordnung, Bauwesen, Liegenschaften 
und Finanzen, sowie die Bündelung der fachli-
chen Aspekte und Zuständigkeiten und  deren 
Abstimmung mit den politischen Gremien. Es 
hat sich als sehr zweckmäßig erwiesen, wenn 
die Kompetenzen und Informationen an einer 
Stelle in der Verwaltung zusammengeführt 
werden, um eine Anlaufstelle für Investoren 
und Bauwillige zu schaffen und um die erfor-
derliche Synchronisation der verschiedenen 
Verträge zu erreichen. Bewährt haben sich 
ämterübergreifende Projektgruppen, die Bau-
landmodelle zügig umsetzen können. 

Lokalspezifische Erfordernisse
Einen Königsweg oder einen Standard für 
alle Städte und Gemeinden für ein Bauland-
modell zur Erreichung einer bedarfsgerech-
ten sozialen Wohnraumversorgung, gibt es 
nicht. Bereits die unterschiedlichen stadt-
spezifischen Rahmenbedingungen und Ziel-
setzungen erfordern die Erarbeitung eines 
einzelfallbezogenen Modells. Ein Bauland-
modell muss mit den Akteuren vor Ort und 
aufgrund der lokalen Rahmenbedingungen 
und Erfordernisse entwickelt werden. 

Flexibilität in der Anwendung
In der Praxis ist mitunter eine flexible Anwen-
dung der Baulandmodelle notwendig, ohne 
die Grundsätze zu verlassen. Darüber hin-

aus bedürfen Baulandmodelle, aufgrund der 
Änderungen von Rahmenbedingungen und 
Zielsetzungen, der behutsamen inhaltlichen 
Anpassung im Laufe der Zeit. Die Regelun-
gen sollten langfristig ausgelegt sein, damit 
keine Änderungen in kurzen Zeiträumen er-
folgen müssen. 

Planungshoheit im Dienst der Bodenpolitik
Die kommunale Planungshoheit ist das zen-
trale Steuerungsinstrument für die Bauland-
modelle der sozialgerechten Bodennutzung. 
Es ist bisher in der Rechtsprechung unbestrit-
ten, dass die Kommunen diese Handhabe 
zur Verwirklichung ihrer städtebaulichen Zie-
le einsetzen können. Grundsätzlich können 
Städte und Gemeinden den Aufstellungsbe-
schluss für einen Bebauungsplan von einer 
entsprechenden Mitwirkungsbereitschaft der 
Eigentümer abhängig machen. 

Unter Berücksichtigung dieser Faktoren kön-
nen Baulandmodelle die wichtige Aufgabe 
der Kommunen, eine bedarfsgerechte sozi-
ale Wohnraumversorgung sicherzustellen, 
erheblich unterstützen. Beispiele und Rege-
lungsinhalte erfolgreicher kooperativer Bau-
landmodelle befinden sich im Anhang I.
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5.1	 Überblick über rechtliche 
	 Grundlagen

Bei der Veräußerung kommunaler Grund-
stücke mit einer Bauverpflichtung für den 
Erwerber (gebundene Vergabe) stellt sich 
die Frage, ob und wie das geltende Verga-
berecht dabei anzuwenden ist. Dieser Frage 
soll und kann an dieser Stelle nur in einem 
ersten Schritt nachgegangen werden. Mit 
der Beantwortung aller wirtschaftlichen und 
vergaberechtlichen Details eröffnet sich ein 
weites Themenfeld, dem in einer eigenen Ar-
beitshilfe nachgegangen werden sollte.

Das Vergaberecht muss angewendet werden, 
wenn es sich um einen öffentlichen Bauauf-
trag handelt und bestimmte Voraussetzungen 
erfüllt sind. Dies ist regelmäßig der Fall, wenn 
eine Kommune ihre Grundstücke im Zusam-
menhang mit mittelbaren oder unmittelba-
ren Verpflichtungen zur Realisierung einer 
konkreten Bebauung veräußert. Erfolgt der 
Verkauf kommunaler Grundstücke hingegen 
ohne eine qualifizierte Bauverpflichtung, muss 
das Vergaberecht nicht angewendet werden98. 

Das Vergaberecht und die damit ggf. entste-
henden Verpflichtungen dienen dem Schutz 
des freien Wettbewerbs. In Deutschland ba-
siert das Vergaberecht für Bauaufträge auf 
folgenden Rechtsgrundlagen: 

•	 Richtlinie 2014/24/EU (Richtlinie 2014/24/
EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26.02.2014 über die öffentliche 
Auftragsvergabe),

•	 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen (GWB) (Teil 4 i.d.F. vom 01.04.2016),

•	 Vergabeverordnung und Konzessionsver-
ordnung (VgV),

•	 Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen Teil A (VOB/A),

98	 Vgl. Urteil des EuGH vom 25.03.2010 – C-451/08 
(DÖV 2010, 4859)

Grundstücksvergabe als Bauauftrag 5.

•	 Vergabeverordnung für die Bereiche Ver-
teidigung und Sicherheit (VSVgV),

•	 Landesvergabegesetze (hier: Landesver-
gabegesetz Brandenburg (BVergG)).

5.2	 Recht der öffentlichen 
	 Auftragsvergabe der EU

Nach EU-Recht ist die Richtlinie 2014/24/EU 
des europäischen Parlaments und des Rates 
maßgebend für die Auftragsvergabe öffentlicher 
Bauaufträge in Europa. Die Richtlinie definiert, 
was einen öffentlichen Bauauftrag ausmacht99. 

In Artikel 1 Abs. 2 wird die Vergabe von öf-
fentlichen Bauaufträgen definiert als, „(...) im 
Wege eines öffentlichen Auftrags erfolgenden 
Erwerb von Bauleistungen (…) durch einen 
oder mehrere öffentliche Auftraggeber von Wirt-
schaftsteilnehmern, die von diesen öffentlichen 
Auftraggebern ausgewählt werden, unabhängig 
davon, ob diese Bauleistungen (…) für einen öf-
fentlichen Zweck bestimmt sind oder nicht.“100

Artikel 2 Abs. 6 der Richtlinie konkretisiert 
den Begriff des öffentlichen Bauauftrags 
weiter, als öffentlichen Auftrag mit einem der 
folgenden Ziele:

•	 Ausführung und/oder Planung von Bautätig-
keiten im Zusammenhang mit einer der in An-
hang II der Richtlinie genannten Tätigkeiten,

•	 Ausführung und/oder Planung eines Bau-
vorhabens,

•	 Erbringung einer Bauleistung durch Dritte.

Als Schwelle für die Anwendung des EU-Ver-
gaberechts für einen öffentlichen Bauauftrag 
ist der Wert von min. 5.225.000 Euro (netto 
ohne MwSt.) anzusetzen101.

99	 Vgl. Art. 1 Abs. 1 ff der Richtlinie 2014/24/EU
100	 Vgl. Art. 1 Abs. 2 der Richtlinie 2014/24/EU
101	 Vgl. Art. 4 Buchstabe a Richtlinie 2014/24/EU
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5.3 	 Deutsches Vergaberecht

In Deutschland wird die o. g. Richtlinie 
2014/24/EU durch das Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen (GWB) umgesetzt. 
Das GWB wird seinerseits durch die Verord-
nung zur Modernisierung des Vergaberechts 
(VergRModVO) ergänzt. 

Gemäß § 103 Abs. 1 und 3 GWB sind fol-
gende Fallgestaltungen für öffentliche Bau-
aufträge zu unterscheiden: 

a)	 Entgeltlicher Vertrag zwischen öffent-
lichen Auftraggebern oder Sektorenauf-
traggebern und Unternehmen, der sich 
auf die Ausführung und/oder Planung 
von Bauleistungen im Zusammenhang 
mit einer der in Anhang II der EU-Richt-
linie 2014/24/EU genannten Tätigkeiten, 
bezieht (s.o.). 

b)	 Planung und/oder Ausführung eines 
Bauwerks für den öffentlichen Auftrag-
geber oder Sektorenauftraggeber, wenn 
dieses das Ergebnis von Tief- oder Hoch-
bauarbeiten ist und eine wirtschaftliche 
oder technische Funktion erfüllen soll. 

c)	 Bauleistung eines Dritten entspre-
chend den vom öffentlichen Auftraggeber 
genannten Erfordernissen. Die Bauleis-
tung muss dem Auftraggeber unmittelbar 
wirtschaftlich zugutekommen und dieser 
muss einen entscheidenden Einfluss auf 
Art und Planung der Bauleistung haben. 

Das GWB übernimmt die, in der Richtlinie 
2014/24/EU definierten, monetären Schwel-
lenwerte. So handelt es sich um einen Bau-
auftrag, wenn dieser einen geschätzten Wert 
von min. 5.225.000 Euro (netto ohne MwSt.) 
hat102. Der Auftragswert ist nach den Vorga-
ben des § 3 VgV durch den öffentlichen Auf-
traggeber zu schätzen.

102	 Vgl. Art. 4 Buchstabe a Richtlinie 2014/24/EU & § 
106 Abs. 2 Nr. 1 GWB

Auf Grundlage des aktuellen Vergaberechts 
gilt es daher, anhand der nachfolgenden Kri-
terien zu beurteilen, ob und wann der Verkauf 
kommunaler Grundstücke für die Realisie-
rung von geförderten Wohnungsbau einen 
öffentlichen Bauauftrag darstellt und daher 
nach Vergaberecht zu behandeln ist: 

1.	 Der Grundstücksverkäufer muss öf­
fentliche Auftraggeber gem. § 9 Abs. 1 
GWB sein.
Kommunen sind öffentliche Gebiets-
körperschaften und daher als öffent-
liche Auftraggeber entsprechend des 
GWB einzustufen. Des Weiteren kann 
es sich bei kommunalen Gesellschaf-
ten ebenfalls um öffentliche Auftragge-
ber handeln. Dies gilt es im Sinne von 
§ 99 Abs. 1 GWB zu prüfen.

2.	 Es muss sich um einen öffentlichen 
Auftrag i.S.d. § 103 GWB handeln.
Bauaufträge zum geförderten Wohnungs-
bau sind rechtlich Bauaufträge, sofern 
sie einer der in den Sätzen 1 bis 3 des 
§ 103 Abs. 3 GWG genannten Fallkons-
tellationen (siehe oben) zuzuordnen sind.

3.	 Der Schwellenwert gemäß § 106 Abs. 
2 Nr. 1 GWB muss erreicht bzw. über­
schritten werden.

	 Das Vergaberecht ist lediglich dann an-
zuwenden, wenn der Auftragswert von 
5.225.000 Euro (netto ohne MwSt.) er-
reicht oder überschritten wird.
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Beispiel 1 – Festsetzungen nach 
§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB: 

Aus einer Festsetzung im Bebauungs-
plan zum sozialen Wohnungsbau gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB folgt keine konkre-
te Verpflichtung, Fördermittel tatsächlich 
in Anspruch zu nehmen, den errichteten 
Wohnraum also als geförderte Wohnung 
dem Markt zur Verfügung zu stellen und 
sich damit Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen zu unterwerfen. Hieraus folgt le-
diglich die Verpflichtung, die geplanten 
Wohnungen so zu errichten, dass diese 
den gebäudebezogenen Fördervorausset-
zungen entsprechen. Alleine hieraus lässt 
sich daher keine Vergaberelevanz ablei-
ten. Diese gilt es erst dann zu prüfen, wenn 
Bauverpflichtungen, Mietpreisbindungen 
und Belegungsrechte etc. mittels städte-
baulicher Verträge vereinbart werden103. 

Beispiel 2 – Sozialer Wohnungsbau 
durch städtebauliche Verträge: 

Kommunale Grundstücke sollen zur Be-
reitstellung von gefördertem Wohnungs-
bau veräußert werden. Zur Sicherstellung 
der Planungsziele wird ein städtebaulicher 
Vertrag mit entsprechenden Bindungen 
und Verpflichtungen für den Erwerber ab-
geschlossen. Eine entgeltliche vertragliche 
Beziehung zwischen öffentlichem Auftrag-
geber und Unternehmer ist gemäß EuGH-
Urteil (vom 08.05.2013 – Rs. C-197/11 und 
C-203-/11) und gemäß § 103 Abs. 1 GWB 
eine Grundvoraussetzung für die Annahme 
eines öffentlichen Bauauftrags. Demnach ist 
eine Vergaberelevanz des geförderten Woh-
nungsbaus auf Basis städtebaulicher Verträ-
ge unter Berücksichtigung der monetären 
Schwellenwerte unbedingt zu überprüfen.

103	 Vgl. Urteil des EuGH vom 08.05.2013 – Rs. 
C-197/11 und C-203/11

Fazit

Die Ausschreibungspflicht gilt es in jedem 
Einzelfall und anhand der oben genannten 
Kriterien zu überprüfen. Generell lässt sich 
sagen, dass die Wahrscheinlichkeit der Aus-
schreibungspflicht (gemäß Vergaberecht) mit 
zunehmender Einflussnahme der Kommune 
auf Art und Planung der vertraglich verein-
barten Bauleistungen (z. B. durch Mietpreis- 
und Belegungsbindungen) zunimmt104. Die 
Vergaberelevanz jeder Grundstücksvergabe 
ist in jedem Einzelfall unbedingt sachkundig 
zu überprüfen. Zur Unterstützung hierbei 
sei auf die „Kompetenzstellen Vergabe“ des 
MILs verwiesen. 

104	 Herten-Koch 2013
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Der Baulandmarkt ist ein dem Wohnungs-
markt vorgelagerter Markt. Die Verfügbarkeit 
von Bauland in ausreichender Quantität und 
Qualität beeinflusst daher wesentlich das 
Angebot an Wohnraum. Ein zielgerichtetes 
Baulandmanagement ist die Grundvoraus-
setzung, um Probleme des Wohnungsmark-
tes zu lösen. 

Zur Schaffung von preisgünstigem Wohn-
raum empfiehlt sich eine aktive Baulandpo-
litik der Städte und Gemeinden, denn die 
Bereitstellung geeigneter Grundstücke stellt 
eine unverzichtbare Voraussetzung für die 
effiziente und wirksame Durchführung des 
geförderten Wohnungsbaus dar. Der stei-
gende Bedarf sowie die besondere Situation 
im geförderten Wohnungsbausegment erfor-
dern es, dass die Kommunen wieder mehr 
Bauland in Eigenregie entwickeln. Bewährt 
haben sich in der kommunalen Praxis inte-
grierte Strategien vor allem mit einem Zwi-
schenerwerb des werdenden Baulandes, die 
auf bodenpolitischen Grundsatzbeschlüssen 
basieren und im Rahmen eines kommunalen 
Baulandmodells zusammengefasst werden. 
Als wesentliche Ansätze einer aktiven Bo-
den- und Baulandpolitik sind zu nennen:

•	 Strategische Bodenvorratspolitik durch 
langfristigen Zwischenerwerb einerseits 
und ein projektbezogener kurzfristiger 
Zwischenerwerb mit zielorientierter Ver-
marktung und Bindung der Erwerber an-
dererseits, um flexibel und zeitnah auf die 
sich ändernde Nachfrage nach Bauland 
reagieren zu können. Aufgrund ihrer Haus-
haltssituation sind einige Kommunen dazu 
nicht in der Lage. Deshalb sind revolvie-
rende und geförderte Bodenfondsmodelle 
zu diskutieren, um eine effektive Boden-
vorratspolitik auch in diesen Gemeinden 
zu ermöglichen.

•	 Mobilisierung des baureifen Landes im 
Bestand sowie Entwicklung von innerstäd-
tischen Flächenpotentialen einschließlich 

Fazit und Empfehlungen6.

Brachflächen, die meistens bereits über 
eine vollständige äußere Erschließung 
verfügen und daher kostengünstig zu ent-
wickeln sind. Um die Mobilisierungshemm-
nisse zu überwinden, ist das gesamte 
Spektrum städtebaulicher Instrumente von 
der intensiven Beratung der Eigentümer 
bis hin zu hoheitlichen bodenordnerischen 
Maßnahmen zu prüfen. Eine Beratung 
kleinerer Gemeinden ist in diesem Zusam-
menhang hilfreich. 

•	 Einführung verpflichtender, stadtweit ein-
heitlicher Quoten für geförderten und 
preisgünstigen Wohnraum bei allen Neu-
bauvorhaben zur Schaffung sozial ge-
mischter stabiler Quartiere. Je nach der 
örtlichen Situation und den Erfordernissen 
ist diese Quote sorgfältig ortsspezifisch zu 
ermitteln und zu begründen.

•	 Vergünstigte Vergabe kommunaler Grund-
stücke im Rahmen von Konzeptvergaben 
mit definierten qualitativen und quantitati-
ven Anforderungen an den preisgünstigen 
und geförderten Wohnungsbau. Damit 
können die Kommunen direkt Einfluss 
nehmen auf Grundstückspreise, Mieten 
und Zielgruppen. Als Grundlage für das 
Verwaltungshandeln und zur Schaffung 
einer langfristigen Verlässlichkeit müssen 
dazu Grundsätze und objektive Kriterien in 
Form von Grundstücksvergaberichtlinien 
von den Kommunen erstellt werden.

•	 Verknüpfung der kommunalen Bauland- 
und Liegenschaftspolitik mit der Förder-
politik des Landes und Einbindung ge-
eigneter privater Wohnungsmarktakteure. 
Die bestehenden Möglichkeiten, die Mittel 
für den geförderten Wohnungsbau durch 
städtebauliche oder andere Verträge wirk-
sam einzusetzen und räumlich zu steu-
ern, sind unter Beachtung der rechtlichen 
Grenzen zu nutzen. 

•	 Optimierung der zuständigen Verwaltungs-
strukturen durch Einrichtung querschnitts-
orientierter, projektbezogener Arbeitsgrup-
pen mit Entscheidungskompetenz für die 
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Umsetzung kommunaler Baulandstrate-
gien für preisgünstigen und geförderten 
Wohnraum in den Kommunen. Ratsam 
sind ebenfalls transparente Beteiligungs-
prozesse bei der Strategieerstellung, um 
von vornherein die Akzeptanz und Mitwir-
kungsbereitschaft der Bevölkerung zu för-
dern. Dies ist in der Regel mit einem ho-
hen Personaleinsatz verbunden, der durch 
politische Prioritätensetzung ermöglicht 
werden kann. 

Kooperative Modelle sowie Zwischener-
werbsmodelle sind für die umsetzungsorien-
tierte und kostengünstige Baulandentwick-
lung von preisgünstigem und gefördertem 
Wohnraum in den meisten Fällen praktika-
bel, sachgerecht und wirksam. Gleichwohl 
können im Einzelfall hoheitliche Instrumente 
des BauGB erforderlich sein, um öffentliche 
Interessen im Zusammenhang mit einer be-
darfsgerechten und sozialen Wohnraumver-
sorgung durchzusetzen.
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Im Anhang werden ausgesuchte Baulandbe-
schlüsse (Anhang I) sowie kommunale Re-
gelungen zur Grundstücksvergabe (Anhang 
II), jeweils komplett (bei Vorlage der entspre-
chenden Beschlussvorlage) oder in einer 
Zusammenfassung, wiedergegeben. Wörtli-
che Zitate aus den Beschlussvorlagen sind 
kursiv geschrieben. Wichtige Maßnahmen 
und Instrumente sind fett gedruckt. Anhang 
III erläutert ein Beispiel für eine Baulandent-
wicklungsstrategie mittels einer kommunal-
beteiligten Gesellschaft.  

Im Fokus stehen die wichtigsten Regelungen 
zur Bereitstellung von bezahlbarem Wohn-
raum und zur Kostenübertragung. Weitere De-
tails sind den jeweils angegebenen Quellen zu 
entnehmen. Neben den etablierten Bauland-
modellen deutscher Großstädte werden außer-
dem einige Baulandbeschlüsse kleinerer Kom-
munen zitiert. Regelungen und Verpflichtungen 
zur Bereitstellung von bezahlbarem Mietwohn-
raum sind vorwiegend in den Baulandmodellen 
größere Städte zu finden. Kleinere Kommunen 
verfügen häufig nur über Richtlinien zur Verga-
be von Grundstücken für den Einfamilienhaus-
bau (Zielgruppe sind dabei meist Einheimische 
und Familien mit Kindern).

Sozialgerechte Bodennutzung in Münster 
(NRW, circa 310.000 Ew.)

Die Stadt Münster leitet unter Beachtung des 
§ 1 Abs. 3 BauGB neue städtebauliche Planun-
gen für den Bau neuer Wohnungen ein, wenn:

e.	 wenn die Flächen im Eigentum der Stadt 
Münster stehen oder

f.	 im Außenbereich nach §  35  BauGB im 
Wege des kommunalen Zwischener­
werbs vor Schaffung des Planungsrech-
tes mindestens einen Anteil von 50  % 
des Bruttobaulandes an die Stadt Müns-
ter veräußert wird und sich die Eigentü-
mer und Investoren verbindlich vertrag-

Anhang I: 
Regelungsinhalte ausgewählter Baulandmodelle für 
den preisgünstigen und geförderten Wohnungsbau

lich verpflichten, sich an den Kosten und 
Folgekosten, die mit der Schaffung von 
Bauland entstehen, zu beteiligen, oder

g.	 im Geltungsbereich eines Bebauungspla-
nes oder im Innenbereiches (§§ 30 und 
34 BauGB) bei Veränderung des beste-
henden Baurechts eine Vereinbarung zu 
den wohnungsstrukturellen Zielen, mit 
Eigentümern/Investoren getroffen wird 
und sich die Eigentümern/Investoren an 
den Kosten und Folgekosten, die mit der 
Schaffung der Wohnbauflächen entste-
hen, beteiligen, oder

h.	 im Geltungsbereich eines Bebauungspla-
nes oder im Innenbereiches (§§  30 und 
34 BauGB) bei Flächen, für die entweder 
eine öffentliche Zweckbindung besteht 
oder die gärtnerisch oder landwirtschaftlich 
genutzt werden, im Wege des kommuna-
len Zwischenerwerbs mindestens ein Anteil 
von 50 % des Bruttobaulandes an die Stadt 
Münster veräußert wird und sich die Eigen-
tümern/Investoren anteilig an den Kosten 
und Folgekosten, die mit der Schaffung der 
Wohnbauflächen entstehen, beteiligen.

•	 Für städtische Grundstücke für Mehrfami-
lienhausbebauung wird ein Zielwert von 
60 % der entstehenden Nettowohnbauflä-
che für die anteilige Errichtung von geför-
dertem Mietwohnraum festgelegt.

•	 Für die private Baulandentwicklung im 
Innenbereich wird für die Mehrfamilien-
hausbebauung ein Zielwert von je 30  % 
der entstehenden Nettowohnfläche zur 
anteiligen Errichtung von gefördertem 
Mietwohnraum sowie von förderfähigem 
Wohnraum festgelegt.

•	 Für städtische Einfamilienhausgrundstü-
cke finden ausschließlich Richtlinien für 
die Vergabe städtischer Einfamilienhaus-
grundstücke zur Förderung der Eigen-
tumsbildung – städtische Vergaberichtlinie 
– Anwendung105.

105	 Stadt Münster 2014
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Das Kooperative Baulandmodell Köln 
(NRW, ca. 1.000.000 Ew.)

Das Kooperative Baulandmodell der Stadt 
Köln106 vom 17.12.2013 soll die Bereitstellung 
bezahlbaren Wohnraums in Köln fördern. Es 
ist ein wesentliches Instrument zur zeitnahen 
Umsetzung einer bedarfsgerechten und qua-
litativ anspruchsvollen Stadtplanung im Köl-
ner Stadtgebiet.

Das kooperative Baulandmodell kommt nur 
dann zur Anwendung, wenn ein Planerforder-
nis nach § 1 Abs. 3 BauGB gegeben ist sowie 
durch das Planverfahren neues Baurecht für 
mehr als 25 Wohneinheiten geschaffen wird.

Grundsätze des Modells: 
Am Anfang steht die grundsätzliche Erklä-
rung des oder der Planungsbegünstigten, die 
Grundsätze des Modells für sein Projekt an-
zuerkennen.

Der Planungsbegünstigte muss:
•	 sich bereit erklären, einen städtebaulichen 

Vertrag nach § 11 BauGB abzuschließen 
oder gleichwertige Leistungen im Rahmen 
eins Umlegungsverfahrens zu erbringen,

•	 sich bereit erklären, die Folgekosten so-
zialer wie technischer Infrastruktur sowie 
weitere Kosten, die durch das Vorhaben 
ausgelöst werden, vollständig oder anteilig 
zu übernehmen sowie

•	 bereit sein, bei der Erstellung von mehr als 
25 Wohneinheiten mindestens 30 % der 
Geschossfläche öffentlich gefördert zu 
errichten.

Öffentlich geförderter Wohnungsbau
•	 Der Anteil für den öffentlich geförderten 

Wohnungsbau zu bindenden Geschoss-
fläche beträgt mindestens 30 % des neu-
geschaffenen Baurechts, soweit dieses 
Flächen für den Wohnungsbau vorsieht.

106	 Stadt Köln 2014

•	 Je Maßnahme müssen davon mindes-
tens zwei Drittel im Mietwohnungsbau 
Förderweg A, bis zu einem Drittel kön-
nen wahlweise in öffentlich gefördertem, 
selbstgenutzten Wohneigentum oder im 
Mietwohnungsbau Förderweg B umge-
setzt werden.

•	 Die Vorgaben gelten vorbehaltlich der 
Förderfähigkeit des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaus an den jeweiligen Stand-
orten. Diese ist gegeben, wenn die städte-
baulichen und technischen Fördervoraus-
setzungen eingehalten werden können, 
die Sozialraumverträglichkeit des Stand-
ortes bestätigt und die Bewilligung der 
Wohnungsbaufördermittel sichergestellt 
werden kann.
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Stuttgarter Innenentwicklungsmodell 
(SIM) – Grundsatz für eine sozial 
ausgewogene städtebaulich 
qualifizierte Bodennutzung in Stuttgart 
(Baden-Würtemberg, ca. 625.000 Ew.)

Das SIM107 ist ein Mittel für eine sozial aus-
gewogene und städtebaulich qualifizierte Bo-
dennutzung in Stuttgart. Im März 2011 hatte 
der Gemeinderat den Grundsatzbeschluss 
zur Einführung von SIM gefasst. Mit dem 
Modell werden Bauherren verpflichtet, ei-
nen bestimmten Anteil des Bauvolumens für 
Wohnungen und geförderten Wohnraum zu 
reservieren. In Stuttgart fehlen Wohnungen 
sowohl für untere als auch für mittlere Ein-
kommensgruppen.

Geltungsbereich:
1.	 SIM gilt stadtweit ab einer Baugrund-

stücksgröße von 2.000 m2, sofern neues 
Planungsrecht zugunsten einer höherwer-
tigen Nutzung geschaffen wird und wenn

2.	 mindestens 1/3 der Grundstückswert­
steigerung als Investitionsanreiz beim 
Planungsbegünstigten verbleibt.

3.	 SIM gilt auch bei geringerer Wertsteige-
rung, bei denen Ausnahmen möglich sind 
(Empfehlung modifizierter Konditionen 
durch eine einzurichtende Baulandkom-
mission und Entscheidung durch Ge-
meinderat).

Ziele und Konditionen:
4.	 Ziel ist, dass jeder Grundstückeigentümer 

bei jeder Neuschaffung oder wesentli-
chen Änderung von Baurechten auf 20 % 
der neu zu schaffenden Geschossflä­
che geförderten Wohnungsbau in den 
städtischen Förderprogrammen:
•	 Sozialer Mietwohnungsbau
•	 Mietwohnungen für mittlere Einkom-

mensbezieher und
•	 Preiswertes Wohneigentum

107	 Stadt Stuttgart 2010 & Stadt Stuttgart 2011

erstellt oder erstellen lässt und die betreffen-
den Grundstücke zu einem verbilligten Preis 
einbringt (Sozialbauverpflichtung) unter Ge-
währleistung ausreichender Flexibilität und 
mit dem Ziel eines möglichst ausgeglichenen 
Verhältnisses beim Einsatz der Programme.

Alternativ kann er die betreffenden selbstän-
dig bebaubaren Grundstücksanteile auch zu 
einem ermäßigten Preis von 250 Euro/m² 
(erschließungsbeitragspflichtig) auf die Stadt 
übertragen, die den geförderten Wohnungs-
bau dann anstelle des Eigentümers durch ei-
nen anderen Investor erstellen lässt.

9.	 Sicherung eines Wohnanteils mit mind. 
20 % bei allen Bauvorhaben im Bereich 
der Stuttgarter City, der Stadtteilzentren 
und an sonstigen städtebaulich geeig-
neten Standorten. Ab 20 Wohneinheiten 
sind wiederum 20 % zugunsten des ge-
förderten Wohnungsbaus zu verwenden.

10.	Gleichbehandlung aller Planungsbe-
günstigten bei einer nachvollziehbaren 
und transparenten Verfahrensweise.

11.	Übernahme von Kosten (Lasten und 
Bindungen der Wohnbauförderung so-
wie Kostentragungen für städtebauliche 
Verfahren, Grundstücksvorbereitung und 
Erschließung, anteiliger Infrastrukturbe-
reitstellung und Umsetzung der Mindest-
qualitätsstandards etc.).

12.	Mindestqualitätsstandards bezogen auf 
Energieeinsparung, Konzeptvielfalt, Grü-
nordnung etc.

13.	Bauverpflichtung innerhalb einer Frist 
von drei Jahren.

14.	Ziel ist ein Abschlag auf die ortsübliche 
Vergleichsmiete von 1,40 Euro/m²/Mo-
nat. Falls sich dies im Einzelfall aus der 
genannten Grundstücksverbilligung (250 
€/m²) auf die Dauer von 15 Jahren nicht 
errechnet, kann die Bindung abweichend 
von den Förderrichtlinien auch kürzer 
sein.
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Berliner Modell der kooperativen 
Baulandentwicklung – Leitlinie für den 
Abschluss städtebaulicher Verträge im 
Land Berlin (Berlin, ca. 3.500.000 Ew.) 

Das „Berliner Modell“ 108 soll dem im BauGB 
formulierten Anspruch an eine sozialgerech-
te Bodennutzung gerecht werden. Es wird 
seit August 2014 angewandt und im April 
2015 wurde ein fester Anteil von 25 Prozent 
mietpreis- und belegungsgebundenen Wohn-
raums bei Neubauprojekten eingeführt.

Anwendungsbereich
Das „Berliner Modell der kooperativen Bau-
landentwicklung“ ist anzuwenden, soweit 
die Aufstellung oder Änderung eines Bebau-
ungsplans für die Herbeiführung der Geneh-
migungsfähigkeit eines Wohnungsbaupro-
jekts erforderlich ist.

Das Modell kommt ausschließlich in Verfah-
ren der verbindlichen Bauleitplanung zum 
Einsatz, bei denen zu diesem Zeitpunkt der 
Verfahrensschritt der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) noch nicht erfolgt war. 

Mietpreis- und Belegungsbindungen
Ausgehend von den im StEP Wohnen 2025 
formulierten städtebaulichen Zielen soll bei 
der Entwicklung neuer Wohngebiete auch 
ein Beitrag zur Deckung des Wohnbedarfs 
von Bevölkerungsgruppen mit Wohnraum-
versorgungsproblemen geleistet werden. 
Dafür sind neben der Kostenbeteiligung für 
die technische und soziale Infrastruktur auch 
Bindungen zur Deckung des dringenden 
Wohnbedarfs insbesondere von Haushalten 
mit geringem Einkommen zu vereinbaren. 

Der für ganz Berlin verbindliche Anteil der 
mietpreis- und belegungsgebundenen Woh-
nungen soll, bezogen auf die Gesamtzahl der 
zu errichtenden Wohnungen, grundsätzlich 25 

108	 Land Berlin 2015

Prozent betragen. Zur Wahrung der Angemes-
senheit kann es im begründeten Einzelfall ge-
boten sein, den Anteil zu verringern oder ganz 
darauf zu verzichten. Auf die Umsetzung die-
ses Ziels kann auch verzichtet werden, wenn 
sich aus der konkreten Planungssituation und 
dem sich daraus ableitenden Planungsziel 
besondere städtebauliche Gründe ergeben, 
wie beispielsweise die vorgefundene Bevöl-
kerungsstruktur in angrenzenden Quartieren.

Einsatz von Wohnraumfördermittel
Die Projektträger errichten die mietpreis- 
und belegungsgebundenen Wohnungen 
in der Regel mit Mitteln aus dem Berliner 
Wohnraumförderprogramm. Damit werden 
sie in der Angemessenheitsprüfung nicht 
als Belastung für den Projektträger geführt. 
Die Möglichkeit der Inanspruchnahme von 
Wohnraumfördermitteln wird vor Einleitung 
des Bebauungsplanverfahrens geprüft. 

Verzichtet der Projektträger auf die Beantra-
gung von Wohnraumfördermitteln oder wer-
den ihm keine oder weniger Mittel als bean-
tragt bewilligt, so soll auch im frei finanzierten 
Wohnungsbau die Möglichkeit genutzt werden, 
im Bebauungsplan einen bestimmten Anteil 
von Wohnungen als Fläche für förderfähigen 
Wohnraum auszuweisen und Wohnflächen 
mit Mietpreis-und Belegungsbindungen zu er-
richten, die den in den jeweils geltenden Woh-
nungsbauförderungsbestimmungen festgeleg-
ten Anforderungen entsprechen. In diesem Fall 
werden Mietpreis- und Belegungsbindungen 
dem Projektträger als Belastung angerechnet. 

Ablösung
Der Projektträger kann der Verpflichtung zum 
Bau von Wohnungen mit Mietpreis- und Bele-
gungsbindungen auch dadurch nachkommen, 
indem er eine geeignete Fläche im Plangebiet 
an einen anderen Wohnungsbauträger abtritt. 
Dieser verpflichtet sich seinerseits gegenüber 
dem Land Berlin zur Umsetzung der genann-
ten Verpflichtung in entsprechendem Umfang.
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Bocholt: Sozialgerechte Bodennutzung – 
Bodenmanagementmodelle 
(NRW, ca. 71.000 Ew.)

•	 1995: Grundsatzbeschluss über die Re-
gularien der Baulandentwicklung („Boden-
management und sozialgerechte Boden-
nutzung in Bocholt“) 

•	 Ziel: Abkehr von der Angebotsplanung hin 
zur kooperativen Baulandentwicklung

Wesentliche Inhalte und Ziele
•	 Verhandlung mit Grundstückseigentümer 

vor der Planung und anhand des „Entwick-
lungsplanes Wohnen Bocholt“ (EWB)

•	 Mixmodell: Einsatz von verschiedenen ge-
setzlichen und kooperativen Instrumenten 
der Baulandbereitstellung

•	 Verzicht der Eigentümer auf vollen Pla-
nungsmehrwert

•	 Schnelle Baulandentwicklung
•	 Neue Verwaltungsstruktur – seit 2004: „Treu-

händerische Entwicklungsgesellschaft Bo-
cholt mbh“ (TEB) leitet Bodenmanagement

•	 Revolvierende Bodenfonds zur Finanzie-
rung

Verfahren/Ablauf
1.	 Bedarfsgerechte Entwicklung von Bau-

land aus dem EWB
2.	 Bei Kooperativer Baulandentwicklung: 

Notarielles Kaufangebot
•	 Baulandkalkulation für jedes einzelne 

Projekt: Ermittlung des wirtschaftlich 
tragfähigen Ankaufspreises 

•	 Stadt kauft i. d. R. 1/3 der Fläche
3.	 Städtebaulicher Vertrag über:

•	 Einheitlichen Verkaufspreis der 
Grundstücke

•	 Bauverpflichtung (2-3 Jahre)
•	 z.T. Einheimischenregelungen und 

andere soziale Vergaberichtlinien
•	 Regelungen zur Übernahme der ge-

samten Erschließungskosten
•	 z.T. Übernahme der Planungs- und 

Gutachterkosten

•	 Übernahme Kosten der sozialen Infra-
struktur

4.	 Einleitung Planverfahren und Umle-
gung109

109	 Stadt Köln 2008: 11 ff & Stadt Bocholt 2016
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Grundsatzbeschluss zur zukünftigen 
Wohnbaulandbereitstellung der Stadt 
Ahaus (NRW, ca. 39.000 Ew.) 

Das Ziel der zukünftigen Wohnbaulandpo-
litik der Stadt Ahaus ist die nachhaltige und 
kontinuierliche Bereitstellung preisgünstigen 
Wohnbaulands für breite Schichten der Be-
völkerung. Besondere Berücksichtigung sol-
len hierbei die ortsansässige Bevölkerung, 
und hier vor allem junge Familien, finden.

Durch eine angemessene Beteiligung der 
Grundstückseigentümer bzw. Investoren an 
den ursächlichen (Folge-)Kosten der Wohn-
baulandentwicklung, auch unter Teilverzicht 
auf den planungsbedingten Bodenwertzu-
wachs, soll eine gerechtere Verteilung der Las-
ten der Baulandbereitstellung erreicht werden. 

Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen 
der Wohnbaulandpolitik sollen die geordnete 
städtebauliche Entwicklung in der Stadt Ahaus 
unterstützen und die Steuerung des Stadt-
wachstums sowie der Bevölkerungsentwick-
lung und –verteilung insgesamt verbessern.

Städtebauliche Planungen nur bei ange­
messener Beteiligung der Grundstücks­
eigentümer an den (Folge-)Kosten der 
Wohnbaulandentwicklung. 

Die Gemeinde bringt städtebauliche Planun-
gen zur Schaffung neuer Wohnbaugebiete 
nur dann zur Rechtskraft, wenn durch die 
Anwendung der nachfolgend aufgeführten 
Instrumente sichergestellt ist, dass sich die 
Grundstückseigentümer spürbar unter Teil­
verzicht auf planungsbedingte Wertstei­
gerungen ihrer Grundstücke angemessen 
an den (Folge-)Kosten der Wohnbaulandent-
wicklung beteiligen. 

Kann eine angemessene Mitwirkungsbereit-
schaft aller Eigentümer nicht erzielt werden, 
sollen die Grundstücke der nicht mitwirkungs-

bereiten Eigentümer nicht in die planerische 
Konzeption einbezogen werden und verblei-
ben somit auf ihrer jeweiligen Wertstufe vor 
städtebaulicher Planung.

Ist das Abkoppeln von Grundstücken nicht 
mitwirkungsbereiter Eigentümer nicht mög-
lich, behält sich die Stadt vor, die Planung 
insgesamt nicht weiter zu verfolgen.

Es sollen die Baugebiete bevorzugt verwirk-
licht werden, in denen die Mitwirkungsbereit-
schaft der Eigentümer am größten ist.

Als Instrumente zur Wohnbaulandentwick-
lung unter angemessener Beteiligung der 
Grundstückseigentümer an den kausalen 
(Folge-)Kosten kommen insbesondere die 
drei nachstehenden Instrumente bzw. gege-
benenfalls eine Kombination der Modelle in 
Betracht.

Die Anwendung der Instrumente erfolgt nach 
Maßgabe der Gemeinde. Dabei sollen die 
Interessen und Wünsche der Grundstücks-
eigentümer angemessen berücksichtigt 
werden. Ein Rechtsanspruch der Grund-
stückseigentümer auf die Anwendung eines 
bestimmten Instruments besteht jedoch nicht. 
Ebenso besteht kein Rechtsanspruch auf die 
Beibehaltung dieser Grundsätze zur zukünf-
tigen Bereitstellung von Wohnbauland. Der 
Gleichbehandlungsgrundsatz ist zu wahren.

Instrumente zur Mobilisierung von 
Wohnbauland:

Vollständiger kommunaler 
Zwischenerwerb
Die Stadt Ahaus vereinbart mit den einzelnen 
Grundstückseigentümern notarielle Kaufan-
gebote über den Erwerb der Grundstücke, 
die als Wohnbaugebiet entwickelt werden 
sollen. Unabhängig von den zukünftigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes wird 
ein ortsüblicher Preis für Bauerwartungsland 
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zugrunde gelegt. Die jeweiligen Eigentümer 
verpflichten sich, der Stadt ihr Grundstück zu 
dem vorher vereinbarten Kaufpreis zu veräu-
ßern. Das an die Stadt gerichtete notarielle 
Kaufangebot beinhaltet eine Bindungsfrist 
von fünf Jahren, in denen die Stadt das Kau-
fangebot annehmen kann. Im Einzelfall kön-
nen auch andere Bindungsfristen vereinbart 
werden.

Kann das Baugebiet aufgrund der mangeln-
den Mitwirkungsbereitschaft der übrigen 
Grundstückseigentümer nicht verwirklicht 
werden, nimmt die Stadt die Kaufangebote 
nicht an. Die Stadt trägt die für die mit der 
Unterbreitung der jeweiligen notariellen Kau-
fangebote anfallenden Kosten; dies gilt auch 
für den Fall der Nichtannahme der Angebote.

Die Refinanzierung der Erschließungs-
anlagen, Ausgleichsmaßnahmen und der 
Kanalisation soll bei der Veräußerung im 
Grundstücksvertrag über Ablösungen sicher-
gestellt werden (§§ 127 ff; §§ 135a ff BauGB; 
§ 8 KAG).

Kommunaler Zwischenerwerb mit 
verbleibenden Restflächen
Die Stadt Ahaus vereinbart mit den einzelnen 
Grundstückseigentümern notarielle Kaufan-
gebote über den Erwerb von zwei Dritteln der 
Grundstücksfläche, die als Wohnbaugebiet 
entwickelt werden soll. Unabhängig von den 
zukünftigen Festsetzungen des Bebauungs-
planes wird ein ortsüblicher Preis für Bauer-
wartungsland zugrunde gelegt.

Die jeweiligen Eigentümer verpflichten sich, 
der Stadt ihr Grundstück zu einem vorher 
vereinbarten Kaufpreis zu veräußern. Das an 
die Stadt gerichtete notarielle Kaufangebot 
beinhaltet eine Bindungsfrist von fünf Jahren, 
in denen die Stadt das Kaufangebot anneh-
men kann. Im Einzelfall können auch andere 
Bindungsfristen vereinbart werden.

Kann das Baugebiet aufgrund der mangeln-
den Mitwirkungsbereitschaft der übrigen 
Grundstückseigentümer nicht verwirklicht 
werden, nimmt die Stadt die Kaufangebote 
nicht an. Die Stadt trägt die für die mit der 
Unterbreitung der jeweiligen notariellen Kau-
fangebote anfallenden Kosten; dies gilt auch 
für den Fall der Nichtannahme der Angebote.

Die verbleibende Restfläche verbleibt zu ei-
nem Drittel  im Eigentum des Grundstücksei-
gentümers, wobei im Hinblick auf die zukünf-
tigen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
eine freiwillige Neuordnung der Grundstücke 
unter Kostenbeteiligung der Grundstücksei-
gentümer vorgenommen wird. Die Erschlie-
ßungsabfolge ist zu regeln.

Für die verbleibende Restfläche verpflichten 
sich die Grundstückseigentümer hinsichtlich 
des Erschließungsbeitrages, des Kosten-
erstattungsbeitrages sowie des Kanalan-
schlussbeitrages zu Vorauszahlungen oder 
zur Ablösung, wobei Höhe und Fälligkeit im 
Vertrag konkret geregelt werden (§§ 127  ff; 
§§ 135a ff BauGB; § 8 KAG).

Baulandbereitstellung durch private 
Investoren bzw. Erschließungsträger
Die Stadt Ahaus begrüßt die Entwicklung von 
Wohnbaugebieten durch private Investoren 
bzw. Erschließungsträger auf der rechtlichen 
Grundlage von städtebaulichen Verträgen 
gemäß § 11 BauGB bzw. Vorhaben- und Er-
schließungsplänen gemäß § 12 BauGB.

Voraussetzung für den Abschluss von städte-
baulichen Verträgen bzw. die Einleitung von 
Verfahren zur Aufstellung von Vorhaben- und 
Erschließungsplänen ist die Vorlage eines 
schlüssigen und überzeugenden Erschlie-
ßungs-, Bebauungs- und Gestaltungskon-
zeptes durch den Vorhabenträger.

Der Vorhabenträger erklärt sich bereit, die 
Planungs- und Verfahrenskosten sowie die 
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ursächlichen Folgekosten der Wohnbauland-
entwicklung auch außerhalb des Plangebie-
tes zu übernehmen. 

Sofern die Wohnbauflächen nicht im Eigen-
tum des Vorhabenträgers verbleiben, unter-
wirft sich der Vorhabenträger hinsichtlich der 
Verwertung der Grundstücke den vom Rat 
der Stadt Ahaus beschlossenen Kriterien für 
die Vergabe von städtischen Baugrundstü-
cken.

Sonderregelungen in den städtebaulichen 
Verträgen bzw. im Rahmen von Vorha-
ben- und Erschließungsplänen können im 
Einzelfall geprüft und ggf. nach Beschluss 
durch den Rat weiterverfolgt werden. Darin 
eingeschlossen sind insbesondere auch Re-
gelungen über die Bereitstellung von Wohn-
baugrundstücken im Rahmen von Erbbau-
rechtsverträgen. Die Bestimmung der Höhe 
des Erbbauzinses erfolgt nach Maßgabe der 
Stadt Ahaus auf der Basis der jeweils aktuel-
len amtlichen Bodenrichtwertkarte bzw. eines 
fiktiven Bodenwertes.

Regelungen zur Refinanzierung der Erschlie-
ßungsanlagen und Ausgleichsmaßnahmen 
sind entbehrlich, da ihre Herstellung durch 
den Vorhabenträger erfolgt. Auf den Ka-
nalanschlussbeitrag (§ 8 KAG) kann der 
Vorhabenträger den tatsächlich erbrachten 
Aufwand zur Herstellung der Kanäle auf die 
Kanalanschlussbeiträge anrechnen.

Weitere Instrumente zur Mobilisierung 
von Wohnbauland
Sofern die Anwendung keines der oben ge-
nannten Modelle oder ihrer Kombination 
geeignet erscheinen, Grundstücke für eine 
Wohnbaulandentwicklung zu mobilisieren, 
kann die Gemeinde auch andere geeignete 
bodenrechtliche Instrumente des Bauge-
setzbuches, gegebenenfalls ergänzt durch 
privatrechtliche Vereinbarungen, in Betracht 
ziehen. Dabei sind die in der Präambel die-

ses Grundsatzbeschlusses genannten Zie-
le des kommunalen Baulandmanagements 
ausdrücklich zu berücksichtigen110.

110	 Stadt Ahaus 2002
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Baulandmodell der Stadt Bürstadt 
(Hessen, 16.000 Ew.)

Die Grundelemente der Baulandpolitik der 
Stadt Bürstadt  wurden nach der Erarbeitung 
eines „Strategiepapiers zur Baulandentwick-
lung“ in einem Baulandmodell („Neues Bau-
landmodell“) zusammengefasst. Im Bereich 
der Wohnbaulandbereitstellung wird vor al-
lem das Instrument des Zwischenerwerbs 
eingesetzt. Dieser erfolgt durch das An-
kaufsmodell der Bürstädter Grundstücks-
entwicklungsgesellschaft (BGE).

In potentiellen Gebieten zur Entwicklung von 
Wohnbauflächen betreibt die BGE auf Ba-
sis festgelegter Vorgaben Ankaufsverhand-
lungen mit den Grundstückseigentümern. 
Stimmen die Grundstückeigentümer zu, un-
terbreiten Sie der Stadt ein notarielles Kau-
fangebot zum Ankauf Ihrer Grundstücke mit 
folgenden Bestandteilen:

1.	 Der Kaufpreis entspricht dem festge-
legten Preis für Bauerwartungsland 
(48,57 €/m2). Dieser wird nach Rechts-
verbindlichkeit des B-Plans und Baureife 
der Grundstücke fällig. Das Angebot gilt 
befristet für fünf Jahre.

2.	 Um der Stadt die alleinige Ankaufsmög-
lichkeit zuzusichern, müssen die Grund-
stückseigentümer die Eintragung einer 
Auflassungsvormerkung in das Grund-
buch zu Gunsten der BGE vornehmen 
lassen.

3.	 Die BGE verpflichtet sich im Gegenzug 
dazu, den Grundstückseigentümern 
nach Erschließung des Baugebiets einen 
Bauplatz zu dem dann üblichen Kauf-
preis zu überlassen. Auf den so wieder-
verkauften Bauplätzen ist innerhalb von 
sechs Jahren nach Vertragsabschluss 
ein Wohnhaus bezugsfertig zu errich-
ten. Bei Nichterfüllen steht der BGE ein 
Rückübertragungsanspruch zu.

Beim Verkauf der fertigen Baugrundstücke 
durch die BGE gelten die Vergaberichtlini-
en der Stadt Bürstadt. Hiernach ist u. a. für 
Haushalte mit Kindern ein Preisnachlass von 
5 % möglich111.

111	 Stadt Bürstadt 2016
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Baulandbeschluss der Stadt Gelnhausen 
(Hessen, 22.000 Ew.)

Die Stadt Gelnhausen hat im Jahr 2009 fol-
genden Baulandbeschluss112 gefasst:

Präambel
Bauland wird auch zukünftig knapp und in-
sofern teuer bleiben. Trotz rückläufiger Be-
völkerungszahlen wird aufgrund spezifischer 
Nachfragegesichtspunkte (u.a. Verkleine-
rung der Haushalte, steigende Wohnflächen 
je Person) neues Bauland bereitgestellt wer-
den müssen.

Die Probleme bei der Bereitstellung von 
Bauland und der Förderung der Bildung von 
Wohneigentum nehmen nicht nur in den Bal-
lungsräumen zu. Auch wir stehen vor wach-
senden Problemen. Die städte und Gemein-
den sehen sich aufgrund der steigenden 
Belastung der kommunalen Haushalte immer 
weniger dazu in der Lage, Bauland nur durch 
Angebotsplanung bereitzustellen. Während 
die planungsbedingten Kosten der Allge-
meinheit angelastet werden, kommen die 
planungsbedingten Wertsteigerungen häufig 
ausschließlich den Grundstückseigentümers 
bzw. den Investoren zu Gute.

Es besteht die Notwendigkeit des Einsatzes 
eines einheitlichen Instrumentariums zur 
Gleichbehandlung der Grundstückseigentü-
mer und Investoren. Ein Baulandbeschluss 
ermöglicht eine vereinheitlichte Vorgehens-
weise, dies bietet auch eine Sicherheit für 
Investoren, die wissen, welche Vorausset-
zungen zu erfüllen sind und welche Kosten 
Ihnen entstehen.

§ 1 Grundsatz
Verbindliche Bauleitplanungen zur Auswei-
sung von Neubaugebieten werden nur dann 

112	 Baulandbeschluss der Stadt Gelnhausen (2009) in 
Forum Baulandmanagement 2017

eingeleitet, wenn die Stadt Gelnhausen die 
gesamten betroffenen Flächen angekauft 
bzw. mittels Optionsverträgen gesichert hat. 
Ausnahmen hiervon sind nur aus zwingen-
den Gründen durch Beschluss der Stadtver-
ordnetenversammlung möglich.

§ 2 Wertfestlegung
Der Ankaufswert orientiert sich am künftigen 
Baulandwert des zu entwickelnden Bauge-
bietes. Dieser wird vom Magistrat in Ver-
bindung mit dem Gutachterausschuss des 
Main-Kinzig-Kreis festgelegt.
Es gilt: Ankaufswert = 15  % des künftigen 
Baulandwertes

§ 3 Optionsvertrag – Kaufvertrag
Der Zugriff auf die künftigen Baulandflächen 
erfolgt im Regelfall über einen Optionsver­
trag. Der Optionsvertrag (Verkaufsangebot 
des alten Eigentümers an die Stadt) sicher 
der Stadt das Verfügungs- und Verwertungs-
recht an den Grundstücken durch Abschluss 
eines notariellen Vertrages auf der Grundla-
ge dieses Baulandbeschlusses.

Vertragsinhalt Optionsvertrag: Der Eigentü-
mer bietet der Stadt sein Grundstück befristet 
zum Kauf an.

Kaufpreis: 70  % der Fläche wird zum An-
kaufswert des Punktes 2 erworben. 30 % der 
Fläche wird als Baulandfläche dem Eigentü-
mer zurückgegeben.

Unabhängig vom Kaufangebot verpflichtet 
sich der Eigentümer im Rahmen eines Um­
legungsverfahrens nach dem BauGB zur 
Bodenordnung beizutragen, in dem die ge-
troffenen Vertragsvereinbarungen realisiert 
werden. Geldausgleich und Bauplatzzutei-
lung findet mit Rechtskraft des Umlegungs-
verfahrens statt. Bis zur Rechtskraft des Um-
legungsverfahrens wird der Optionsvertrag 
durch eine Auflassungsvormerkung im 
Grundbuch abgesichert.
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Kaufvertrag: Abschluss eines Kaufvertra-
ges erfolgt nur dann, wenn die Gebietsent-
wicklung ohne diesen Abschluss gefährdet 
ist. Wirksamkeit des Kaufvertrages wird an 
folgenden Bedingungen geknüpft: Die Stadt 
wird Eigentümer aller Altflächen und es wird 
die Rechtskraft des Bebauungsplanes er-
reicht.

§ 4 Bauleitplanverfahren
Nach Abschluss der Verträge leitet die Stadt 
das Bauleitplanverfahren ein.

§  5 Rechtskraft der Bauleitplanung und 
Bodenordnung
Parallel zur Entwicklung des B-Planes wird 
das Bodenordnungsverfahren durchgeführt. 
Die Rechtskraft des Umlegungsverfahrens 
erfolgt kurz nach Rechtskraft des Bebau-
ungsplanes.

§ 6 Gleichbehandlung von „§ 34er-Fällen“
Bei der Aufstellung von Abrundungssatzun-
gen im Sinne des § 34 des BauGB wird bei 
bisher noch nicht vorgenommenen Wert-
abschöpfungen ein Ausgleichsbetrag nach 
diesen Richtlinien festgesetzt. Mit den betrof-
fenen Grundstückseigentümern ist ein ent-
sprechender Vertrag abzuschließen.

§ 7 Übergangsregelungen
Diese Richtlinien gelten auch für die bereits 
im Aufstellungs- und Genehmigungsverfah-
ren befindlichen Bauleitplanungen. Entspre-
chende Vereinbarungen sind mit den Ei-
gentümern vor Rechtskraft des B-Planes zu 
treffen.

§ 8 Vorkaufsrechte
Gemäß den Vorschriften des 
§  24  Abs.  1  BauGB steht der Stadt ein 
Vorkaufsrecht beim Kauf von unbebauten 
Grundstücken zu, soweit es sich um Flächen 
handelt, für die nach dem Flächennutzungs-
plan eine Nutzung als Wohnbaufläche oder 
Wohngebiet darzustellen ist. Hat die Stadt be-

schlossen, einen Flächennutzungsplan auf-
zustellen, zu ändern oder zu ergänzen, kann 
das Vorkaufsrecht bereits ausgeübt werden, 
wenn nach dem Stand der Planungsarbeiten 
anzunehmen ist, dass der künftige Flächen-
nutzungsplan eine solche Nutzung darstel-
len wird. Bei entsprechenden Kaufverträgen 
hat der Magistrat zu entscheiden, ob das der 
Stadt zustehende Vorkaufsrecht ausgeübt 
wird.
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Baulandbeschluss der Stadt Leonberg 
(Baden-Württemberg, 46.000 Ew)

Der Rat der Gemeinde Leonberg hat im Jahr 
2005 folgendes beschlossen:

1. (…)

2. Bebauungspläne für Neubaugebiete wer-
den künftig nur dann aufgestellt, wenn alle 
Grundstückseigentümer bereit sind, einen 
städtebaulichen Vertrag nach §  11  BauGB 
abzuschließen, der mindestens folgende Re-
gelungen enthält:

•	 Durchführung einer vereinbarten amtli-
chen Umlegung unter Abschöpfung der 
vollen Bodenwertsteigerung, die durch 
das Umlegungsverfahren entsteht. Der 
zugrunde zu legende Verteilungsmaßstab 
(Wertmaßstab oder Flächenmaßstab) ist 
gebietsbezogen festzulegen. In Gebie-
ten, in denen kein wesentlicher Bedarf für 
öffentliche Flächen besteht, ist die Wer-
tumlegung vorzuziehen, da hierbei eine 
direkte Abschöpfung des Wertzuwachses 
in Geld entsteht und nicht erst bei der Ver-
äußerung der zugeteilten Flächen verein-
nahmt wird.

•	 Übernahme sämtlicher Kosten und Auf-
wendungen, die der Gemeinde für städ-
tebauliche Maßnahmen entstehen oder 
entstanden sind und die Voraussetzung 
oder Folge des geplanten Vorhabens sind 
sowie Kosten für die Ermittlung und die 
Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen 
für Eingriffe in Natur- und Landschaft nach 
§ 1a Abs. 3 BauGB.

•	 Abschluss eines Erschließungsvertrages 
nach §  124  BauGB zur Übertragung der 
Herstellung und Kosten für die Erschlie-
ßungsmaßnahmen.

Für kleinere Baugebiete ist unter verfahrens-
technischen und wirtschaftlichen Gesichts-
punkten abzuwägen, ob die Umsetzung 

durch einen privatrechtlichen notariellen Um-
legungsvertrag im Rahmen einer vereinbar-
ten amtlichen Umlegung durchzuführen ist113.

113	 Baulandbeschluss der Gemeinde Leonberg (2005) 
in Forum Baulandmanagement 2017
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Baulandbeschluss der Stadt Neuss 
(NRW, 153.000 Ew.)

Das „Gutachten zum bezahlbarem Wohn-
raum in Neuss 2030“114 wurde im Jahr 2013 
von der Stadt Neuss als Leitlinie zur zukünfti-
gen Wohnungspolitik beschlossen und ist als 
Baulandbeschluss zu interpretieren:

1.	 Bis 2020 sollten mindestens 525 (105 
Wohnungen/Jahr) preisgünstige oder 
öffentlich geförderte Wohnungen ent-
stehen, um die bereits bestehende und 
zukünftig steigende Unterdeckung (zur-
zeit 36  %) deutlich zu reduzieren. Ne-
ben der vollständigen Ausschöpfung der 
zustehenden Fördermittel sollte mit dem 
Land NRW ein Globalbudget vereinbart 
werden, um auch eventuell vorhandene 
(durch andere Kommunen nicht abgeru-
fene) Mittel zu erschließen.

2.	 Die Preise für Grundstücke und Immo-
bilien steigen unter anderem aufgrund 
nicht ausreichender Flächen. Planun-
gen zur Innenverdichtung und moderate 
Neuausweisungen von Bauland können 
sich positiv auf den derzeit engen Markt 
und die Grundstückspreise auswir-
ken. Zur Schaffung von preisgünstigem 
Wohnraum soll die Stadt ein Konzept 
entwickeln, wie ihre vorhandenen Bau-
grundstücke mit Preisnachlass veräußert 
werden können, wenn der Investor im 
Gegenzug eine verbindliche Quote von 
preisgünstigem oder öffentlich geförder-
tem Wohnraum zusichert.

3.	 Anstelle eines Grundstücksverkaufs soll-
te auch das Mittel der Überlassung auf 
dem Wege des Erbbaurechts geprüft 
werden.

4.	 Für Projekte mit noch zu schaffendem 
Planrecht ist eine variable Quote von 

114	 Stadt Neuss (2013): Gutachten zum 
bezahlbaren Wohnraum in Neuss 2030 in Forum 
Baulandmanagement 2017

ca. 25 – 35 % gefördertem Wohnungs­
bau bereits ab einer Projektgröße von 40 
WE einzuhalten. Bei kleinen Projekten 
wird die Verwaltung im Einzelfall prüfen, 
welche Quote von öffentlich geförderten 
und/oder preisgünstigen Wohnungen 
möglich und sinnvoll ist.

5.	 Zusätzlich sollte geprüft und ein Vor-
schlag entwickelt werden, ob Maßnah-
men, wie Belegungsrechte oder Zu-
schüsse, angewendet werden können, 
um preisgünstigen Wohnraum für die 
jährlich aus der Sozialbindung heraus 
fallenden Wohnungen zu erhalten.

6.	 Im Rahmen der Bauleitplanung wird die 
Verwaltung beauftragt, mittelfristig Quar-
tiersbetrachtungen mit dem perspekti-
vischen Ziel einer quartiersgerechten 
Mischung (im Rahmen der kommunalen 
Möglichkeiten) vorzunehmen. Bis dahin 
sollten vorhandene statistische Zahlen 
für das Quartier bzw. für den Stadtteil 
verwendet werden.

7.	 Die Bemessungsgrenze für die Miet-
höhen bei bestimmten Leistungsemp-
fängern (SGB II und SGB XII) sollte 
dringend an die besondere Situation in 
Neuss angepasst werden. Hier sind Ge-
spräche mit der Politik und Verwaltung im 
Rhein-Kreis Neuss zu führen.

(…)
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Folgekostenverträge der Stadt 
Euskirchen (NRW, ca. 54.000 Ew.)

Um einen durch mangelnde kommunale Fi-
nanzen verursachten Entwicklungstop für 
neue Baugebiete zu verhindern hat der Rat 
der Stadt Euskirchen (2002) die Finanzierung 
von städtebaulich notwendigen Infrastruktur-
einrichtungen durch Folgekostenverträge 
beschlossen. Vertragsinhalte sind

1.	 Die Finanzierung von städtebaulich not-
wendiger Infrastruktur bei der Entwick-
lung neuer Baugebiete durch die Beteili-
gung der Grundstückseigentümer. 

2.	 Die Höhe der zu übernehmenden Folge-
kosten wurde wie folgt festgelegt:
•	 3 Euro/m2 in Ortsteilen und Gewerbe-

gebieten,
•	 4,5 Euro/m2 in der Kernstadt. 

Eine Weitergabe der Folgekosten an die spä-
teren Eigentümer, versucht die Stadt Euskir-
chen durch die Ausweisung von ausreichend 
Bauflächen zu verhindern. Hierdurch soll ein 
unverhältnismäßiger Anstieg der Bauland-
preise verhindert werden115.

115	 Forum Baulandmanagement 2011
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Baulandpolitische Grundsätze der Stadt 
Freiburg im Breisgau 
(Baden-Württemberg, ca. 226.000 Ew.)

Die baulandpolitischen Grundsätze zur Be-
reitstellung von gefördertem Wohnungsbau 
gelten für Neubauten und neue Baugebiete 
seit 2009 in Freiburg. Die Grundsätze wer-
den im Detail durch städtebauliche Verträge 
ergänzend zu allen Bauleitplanverfahren, die 
zusätzliche Baurechte schaffen, mit dem Pla-
nungsbegünstigten verbindlich vereinbart:

•	 Bei der Schaffung von Baurechten und 
der Durchführung von privaten Boden-
ordnungsverfahren sind bis zu 10 % der 
Fläche für Maßnahmen im geförderten 
Wohnungsbau unentgeltlich an die Stadt 
abzutreten.

•	 Wird keine Flächenabtretung vorgenom-
men, ist im Umfang von 30 % der neu 
geschaffenen Wohnfläche geförderter 
Miet- bzw. Eigentumswohnungsbau zu re-
alisieren und entsprechend zu belegen.

•	 Bei amtlichen Bodenordnungsverfahren 
entfällt diese Forderung, da 30 % aus den 
Umlegungserlösen zugunsten von Maß-
nahmen für den geförderten Wohnungs-
bau im städtischen Haushalt reserviert 
werden116.

116	 Stadt Freiburg 2012
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Potsdamer Baulandmodell 
(Brandenburg, ca. 170.000 Ew.)

Die wesentlichen Grundsätze und Regelungs-
inhalte der „Richtlinie zur sozialgerechten 
Baulandentwicklung in der Landeshauptstadt 
Potsdam“ (Potsdamer Baulandmodell)117, mit 
Stand Oktober 2016, lassen sich wie folgend 
zusammenfassen:

Vorhaben im Sinne der Richtlinie (2.1.)
Vorhaben im Sinne dieser Richtlinie sind 
städtebauliche Planungen, deren Umset-
zung durch verbindliche Bauleitplanung 
(§§  8 und 12  BauGB) und städtebauliche 
Satzungen nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
Nr.  3  BauGB ermöglicht wird. Planungsbe-
günstige im Sinne dieser Richtlinie sind in der 
Regel die Grundstückseigentümer.
(…)

Richtlinienanwendung im 
Bebauungsplanverfahren (2.3.)
Die Richtlinienanwendung wird in einem zeit-
lich koordinierten Verfahren in das Bebau-
ungsplanverfahren eingebunden.

117	 Landeshauptstadt Potsdam 2016

Abbildung 12: Anwendung der Richtlinie im Bebauungsplanverfahren (Quelle: Landeshauptstadt 
Potsdam 2016)

Bestimmungen der Richtlinie (3)  

Planungskosten (3.1.)
Bei Bauleitplanverfahren, die hauptsächlich 
im wirtschaftlichen Interesse Dritter liegen, 
ist grundsätzlich im rechtlich zulässigen Rah-
men vertraglich die Übernahme der externen 
Kosten für Planung und etwaige Gutachten 
sowie die Erstattung der verwaltungsinternen 
Kosten des Verfahrens zu vereinbaren.

Erläuterung und Begründung:
(…)

Auf Basis des oben genannten Beschlusses 
wird bei der Einleitung neuer Verfahren der 
verbindlichen Bauleitplanung sowie im Rah-
men der Vereinbarung von Prioritäten für die 
verbindliche Bauleitplanung eine Entschei-
dung der Stadtverordnetenversammlung her-
beigeführt, ob das einzelne Verfahren über-
wiegend im wirtschaftlichen Interesse Dritter 
steht. Liegt es im privaten (d. h. nichtöffent-
lichen) Interesse, wird mit den jeweiligen In-
vestoren vor Beginn der Planungsleistungen 
ein Vertrag über die städtebauliche Planung 
und die Kostentragung für das Planverfahren 
gemäß § 11 in Verbindung mit § 4b BauGB 
abgeschlossen (ein sogenannter „Kosten-
tragungsvertrag“). Dieser Vertrag umfasst 
neben der Verpflichtung zur Übernahme der 
Kosten für die externen Planungs- und Gut-
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achterleistungen auch die Übernahme der 
nicht-hoheitlichen Aufwendungen der Ver-
waltung an dem jeweiligen Planverfahren.
(…)

Öffentliche Grünanlagen (3.2.)
Wenn sich der Bedarf konkret aus der Ent-
wicklung des Gebietes ableitet, ist im städ-
tebaulichen Vertrag die Übertragung der 
Kosten für die Erstellung von öffentlichen 
Grünanlagen und darin enthaltenen öffent-
lichen Spielplätzen und gegebenenfalls zu-
sätzlich die Übertragung der Flächen an die 
Landehauptstadt Potsdam zu vereinbaren.
(…)

Umweltbezogene 
Kompensationsmaßnahmen (3.3.)
Die umweltbezogenen Verpflichtungen 
(insbesondere Arten- und Biotopschutz, 
Eingriffsregelung, Waldumwandlung), die 
entsprechend Bebauungsplan mit Umwelt-
bericht und zur Sicherung der Vollzugsfähig-
keit des Plans notwendig sind, werden nach 
den Bestimmungen des §  1a  BauGB und 
den einschlägigen fachrechtlichen Umwelt-
vorschriften realisiert. Die Kosten tragen die 
Planungsbegünstigten.
(…)

Kostenbeteiligung für die Herstellung 
sozialer Infrastruktur (3.4.)

Voraussetzungen (3.4.1.)
Die Übertragung der Investitionskosten für 
soziale Infrastruktureinrichtungen ist nur bei 
Vorhaben gemäß 2.1 dieser Richtlinie anzu-
wenden, die Wohnungsbau ermöglichen.

Erläuterung und Begründung:
Wohnnutzungen sind in Bebauungsplänen 
regelmäßig in folgenden Baugebieten der 
Baunutzungsverordnung zulässig: Im Reinen 
Wohngebiet (WR), im Allgemeinen Wohnge-
biet (WA), im Mischgebiet (MI) und im Kern-
gebiet (MK). Für die Baugebiete sind folgen-

de Anteile für Wohnnutzungen anzusetzen, 
sofern der Bebauungsplan keine abweichen-
den Festsetzungen trifft:

•	 Reines Wohngebiet: 100 %
•	 Allgemeines Wohngebiet 90 %
•	 Mischgebiet 50 %
•	 Kerngebiet: 30 %

Bei weiteren Gebieten wie z. B. Kleinsied-
lungsgebieten, besonderen Wohngebieten 
und Dorfgebieten ist der Anteil des Wohnens 
entsprechend der Festsetzungen im Bebau-
ungsplan abzuschätzen. Die Prozentanga-
ben beziehen sich auf die realisierbare Ge-
schossfläche nach BauNVO.
(…)

Definition der Kosten (3.4.2.)
Die Richtlinie sieht die Übertragung der vom 
Vorhaben bedingten Kosten für die Errichtung 
oder die Erweiterung von sozialen Infrastruk-
tureinrichtungen auf die Planungsbegünstig-
ten vor. Nicht Gegenstand der Richtlinie sind 
Folgekosten wie Betriebskosten oder Perso-
nalkosten. Soziale Infrastruktureinrichtungen 
im Sinne dieser Richtlinie sind Kindertages-
betreuungseinrichtungen (Krippen, Kinder-
gärten, Horte) und Grundschulen.
(…)

Mietpreis- und belegungsgebundener 
Wohnungsbau (3.5.)

Voraussetzungen (3.5.1.)
Die Verpflichtung zum mietpreis- und bele-
gungsgebundenen Wohnungsbau ist nur bei 
solchen Vorhaben anzuwenden, die gemäß 
2.1 dieser Richtlinie Wohnungsbau ermögli-
chen.

Erläuterung und Begründung:
Anwendungsbereich für die Verpflichtung zur 
Schaffung von Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen sind Bebauungspläne mit zulässiger 
Wohnnutzung wie in 3.4.1 dargestellt.
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Regelfall: Errichtung von Wohnraum 
mit Mietpreis- und Belegungsbindungen 
(3.5.2.)
Mindestens 20 % der möglichen Wohnfläche 
(Geschossfläche abzüglich 30  % Konstruk-
tions-, Verkehrs- und Funktionsfläche) im Be-
bauungsplangebiet sind mit Mietpreis- und 
Belegungsbindungen zu errichten, um die 
Deckung des Wohnbedarfs von Bevölke-
rungsgruppen mit besonderen Wohnraum-
versorgungsproblemen zu verbessern. Die 
Bindungen sollen den Regelungen zur Förde-
rung des Mietwohnungsneubaus des Landes 
Brandenburg in der jeweils gültigen Fassung 
entsprechen. Der späteste Realisierungszeit-
punkt wird im städtebaulichen Vertrag geregelt.

Erläuterung und Begründung:
(…)

Die genauen Konditionen für die Bindungen 
werden im städtebaulichen Vertrag mit Be-
zug auf die jeweils geltenden Regelungen zur 
Förderung des Mietwohnungsneubaus des 
Landes Brandenburg festgelegt. Derzeit be-
trägt die höchstzulässige Miete für die mit Be-
legungsrechten ausgestatten Wohnflächen

•	 für 50 % des Wohnraums maximal 5,50 € 
nettokalt/m2 Wohnfläche, vermietet an 
Haushalte mit WBS,

•	 für 50 % des Wohnraums maximal 7,00 € 
nettokalt/m2 Wohnfläche, vermietet an 
Haushalte mit WBS + 40 %.

Mietpreissteigerungen sind innerhalb des 
Bindungszeitraums (20 bzw. 25 Jahre) ent-
sprechend der Mietwohnungsbauförde-
rungsR möglich.

Die Planungsbegünstigten sind nicht ver-
pflichtet, Fördermittel des Landes Branden-
burg in Anspruch zu nehmen. Unabhängig 
davon werden die Finanzierungskonditionen, 
die durch Inanspruchnahme dieser Förde-
rung möglich wären, bei der Berechnung 

des wirtschaftlichen Nachteils angewendet. 
Sollte die Fördergebietskulisse oder das För-
derbudget des Landes die Landesförderung 
jedoch nicht ermöglichen, wird dies eben-
falls bei der Berechnung des wirtschaftlichen 
Nachteils berücksichtigt.

Die Verpflichtung zur Schaffung von miet-
preis- und belegungsgebundenem Wohn-
raum stellt für den Planungsbegünstigten 
einen wirtschaftlichen Nachteil bei der Ent-
wicklung des Plangebiets dar. Diesen wirt-
schaftlichen Nachteil kann auch die Förde-
rung des Mietwohnungsneubaus des Landes 
Brandenburgs und die darin beschriebenen 
Finanzierungshilfen der Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (ILB) mit den in dieser 
Richtlinie angenommen Standardannahmen 
nicht vollständig ausgleichen. Im Sinne der 
Angemessenheit der im städtebaulichen Ver-
trag getroffenen Vereinbarungen muss der 
bei den Planungsbegünstigten verbleibende 
Ertragsverzicht berücksichtigt werden. Die 
Landeshauptstadt Potsdam ermittelt diesen 
wirtschaftlichen Nachteil in einem immobili-
enwirtschaftlichen Rechenmodell.

Die Höhe des wirtschaftlichen Nachteils für 
die Planungsbegünstigten besteht aus zwei 
Bestandteilen, die durch das Berechnungs-
modell zu einem Bewertungsstichtag als Bar-
wert ermittelt werden.

5.	 Durch die geringen Mieteinnahmen im 
mietpreis- und belegungsgebundenen 
Wohnungsbau reduzieren sich die laufen-
den Einnahmen. Im Berechnungsmodell 
werden diese Mindereinnahmen für den 
Zeitraum der Belegungsbindung in einem 
Vollständigen Finanzplan (VoFi) abgebil-
det und mit dem Liegenschaftszinssatz 
auf den Bewertungsstichtag diskontiert. 
Neben den Mieteinnahmen berücksich-
tigt der Vollständige Finanzplan auch lau-
fende Kosten für die Bewirtschaftung und 
die Finanzierung der Immobilie.
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6.	 Am Ende des Bindungszeitraums ergibt 
sich für Wohnraum mit Mietpreis- und Be-
legungsbindungen ein unterschiedlicher 
Restwert. Dieser Restwert wird mittels des 
Rohertragsfaktors und der jeweiligen Miet-
höhe am Ende des Bindungszeitraums er-
mittelt und auf den Bewertungsstichtag mit 
dem Liegenschaftszinssatz diskontiert.

Der Bewertungsstichtag ist dabei die Unter-
zeichnung des städtebaulichen Vertrags.  Der 
Modellrechnung liegen die Annahmen in An-
lage D (der Richtlinie) zugrunde. Diese sind in 
den dort angegebenen Zeiträumen bzw. jährlich 
zu prüfen und gegebenenfalls fortzuschreiben.

Ausnahmeregelungen: 
Mittelbare Bindungen im Bestand (3.5.2.)
In begründeten Ausnahmefällen kann die Lan-
deshauptstadt Potsdam den Planungsbegüns-
tigten alternativ die Ablösung der Verpflichtung 
zur Errichtung von gebundenen Wohnungen 
im Plangebiet durch eine Zahlung an die Lan-
deshauptstadt Potsdam ermöglichen.

Die Mittel sind von der Landeshauptstadt 
Potsdam zweckgebunden zur Sicherung und 
Schaffung von Bindungen im Bestand zu 
verwenden. Die Höhe der Ablösungen muss 
dem wirtschaftlichen Nachteil entsprechen, 
der en Planungsbegünstigten durch die Re-
alisierung von Mietpreis- und Belegungsbin-
dungen im Vorhaben nach 3.5.2 entstünde.

Alternativ zur Zahlung der Mittel an die Lan-
deshauptstadt Potsdam sind auch direkte 
vertragliche Vereinbarungen zwischen Pla-
nungsbegünstigten und Anbietern von mit-
telbaren Bindungen möglich, wenn diese von 
der Landeshauptstadt Potsdam nach Prüfung 
fachlich bestätigt werden. Verausgabungs-
zeiträume der zweckgebundenen Zahlungen 
regelt der städtebauliche Vertrag.

Erläuterung und Begründung:
(…)

Gründe für die Zulässigkeit der Ablösezah-
lung zur Schaffung von mittelbaren Bindun-
gen können vorliegen, wenn

•	 nach Einschätzung der Landeshauptstadt 
Potsdam die Sozialstruktur im räumlichen 
Zusammenhang des Plangebiets gegen 
die Schaffung von zusätzlichen Bele-
gungsbindungen spricht. Die zuständige 
Stelle der Landeshauptstadt Potsdam prüft 
zu diesem Zweck den Anteil der Transfer-
leistungsempfänger (SGB II und SGB XII) 
im Stadtteil des Bebauungsplans. Damit 
wird die städtebauliche und wohnungspo-
litische Steuerungsmöglichkeit sicherge-
stellt und eine Konzentration von Mietpreis 
und Belegungsbindungen in nur wenigen 
Stadtteilen verhindert.

•	 die einzelnen Planungsbegünstigten we-
niger als 76 m2 mietpreis- und belegungs-
gebundene Wohnfläche, d. h. weniger als 
eine ganze Wohnung entsprechend dieser 
Richtlinie) zu errichten haben. Entschei-
den für diese Beurteilung ist die Eigentü-
merstruktur zum Zeitpunkt der Unterzeich-
nung des städtebaulichen Vertrags.

(…)

Erschließung (4.)

Erschließungsverträge (4.1.)
Im Rahmen von Erschließungsverträgen 
(§ 124 BauGB) ist die für die Stadt unentgelt-
liche Herstellung von Erschließungsanlagen 
einschließlich der unentgeltlichen Übertra-
gung dazu erforderlicher Grundstücke nach 
bundesrechtlichen Regelungen umzusetzen.
(…)

Erschließungskonzept (4.2.)
Parallel zum städtebaulichen Konzept muss 
das Erschließungskonzept mit detaillierter 
Darstellung des Erschließungsaufwands 
erstellt werden, welcher durch die Landes-
hauptstadt Potsdam auf Plausibilität über-
prüft wird und in die Angemessenheitsprü-
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fung des städtebaulichen Vertrags (siehe 5) 
einfließt. Entsprechende zeitliche Vorläufe 
sind zu beachten.
(…)

Einhaltung der Angemessenheit (5.)

Definition „Angemessenheit“ (5.1)
Im Rahmen der Angemessenheitsprüfung 
werden alle wirtschaftlichen Belastungen be-
rücksichtigt, die durch die unter 3 aufgeführ-
ten Regelungen entstehen sowie gegebe-
nenfalls notwendige Leistungen wie weitere 
Grundstücksübertragungen (z. B. für Kinder-
tagesbetreuungseinrichtungen). Mindestens 
ein Drittel der durch die Planung erzielten 
Bodenwertsteigerungen soll als Investi-
tionsanreiz bei den Planungsbegünstigten 
verbleiben. Der Zuwachs errechnet sich aus 
dem Vergleich des Grundstückswertes vor 
der Planung (Anfangswert) und dem Wert 
nach Abschluss der Planung abzüglich des 
Erschließungsaufwands (Endwert) 

Erläuterung und Begründung:
Als Anfangswert im Sinne der Richtlinie 
wird der Wert bezeichnet, der sich auf der 
Grundlage des Enteignungsentschädigungs-
rechtes (enteignungsrechtliche Vorwirkung 
Ausschluss aus der konjunkturellen Weiter-
entwicklung) ergibt. Der Stichtag für die Be-
stimmung der maßgeblichen Grundstücks-
qualität ist spätestens der Zeitpunkt vor 
Veröffentlich und. der Planungsabsichten der 
Landeshauptstadt Potsdam, in der Regel ei-
nen Tag vor  Aufstellungsbeschluss durch die 
Stadtverordnetenversammlung.

Als Endwert im Sinne der Richtlinie wird der 
Wert bezeichnet, der sich auf der Grundlage 
der Nutzungsmöglichkeiten (Art und Maß der 
baulichen Nutzung) des fiktiv rechtskräftigen 
Bebauungsplanes ergibt. Der Wertermitt-
lungsstichtag für den Endwert ist gleich Wert-
ermittlungsstichtag des Anfangswertes.

Wertermittlung zur Bestimmung der 
planungsbedingten Wertsteigerung (5.2.)
Anfangswert und Endwert werden durch die 
Landeshauptstadt Potsdam ermittelt, evtl. 
dafür anfallende Kosten können auf die Pla-
nungsbegünstigten übertragen werden. Der 
Anfangswert wird in einer Zustimmungserklä-
rung vor Beschluss zur Einleitung des Bau-
leitplanverfahrens festgelegt und von den 
Planungsbegünstigten bestätigt.

Priorisierung der Richtlinieninhalte bei 
Überschreiten der Angemessenheit (5.3.)
Sollte die Summer der aus der Richtlinien-
anwendung entstehenden wirtschaftlichen 
Belastungen die Höhe von zwei Dritteln der 
planungsbedingten Wertsteigerung über-
schreiten, wird die wirtschaftliche Belastung 
auf ebendieses Maß reduziert. Dabei werden 
dir Richtlinieninhalte wie folgt priorisiert:

1. Die Kosten für Planung (3.1), öffentliche 
Grünanalgen (3.2) und umweltbezogene 
Kompensationsmaßnahmen (3.3) sind 
stets in vollem Umfang zu entrichten.

2. Die Kostenbeteiligung für die Herstellung 
sozialer Infrastruktur (3.4) ist in dem 
Umfang zu entrichten, der im Rahmen 
von zwei Dritteln der planungsbedingten 
Wertsteigerung nach Abzug der Kosten 
unter 1) verbleibt.

3. Die Schaffung mietpreis- und belegungs-
gebundenen Wohnraums (3.5) ist in dem 
Umfang umzusetzen, der im Rahmen 
von zwei Dritteln der planungsbedingten 
Wertsteigerung nach Abzug der Kosten 
unter 1) und 2) verbleibt.

In begründeten Fällen kann eine abwei-
chende Gewichtung der Richtlinieninhalte 
erfolgen, wenn dieses von der Stadtverord-
netenversammlung der Landeshauptstadt 
Potsdam bestätigt wird. Dies gilt insbesonde-
re für vertraglich vereinbarte Leistungen der 
Planungsbegünstigten über 1) bis 3) hinaus.
(…)

ANHANG I



102

Grundstücksvergabe der Stadt 
Korschenbroich (NRW, ca. 33.000 Ew.)

1. Die Stadt Korschenbroich vergibt Grund-
stücke nach einem Punktesystem mit fol-
genden Kriterien:

•	 Wohnsitz des/der Grundstücksinter­
essenten/in: Hauptwohnsitz in der Stadt 
Korschenbroich (= 5 Punkte) oder der 
Wohnsitz lag früher in der Stadt Korschen-
broich (= 2 Punkte)

•	 Arbeitsort des/der Grundstücksinteressen-
ten/in: Arbeitsort in der Stadt Korschenbro-
ich (= 5 Punkte)

•	 Alter des/der Grundstücksinteressen­
ten/in: Das Ehepaar bzw. die Mitglieder 
der Lebenspartnerschaft sind beide nicht 
älter als 40 Jahre und die Verbindung be-
steht weniger als 5 Jahre (= 5 Punkte)

•	 Nachwuchs: Pro im Haushalt lebendes 
Kind unter 18 Jahren (= 3 Punkte)

•	 Pflegepersonen: Jede im Haushalt des/
der Grundstücksinteressenten/in lebende 
Person mit Pflegestufe eins (= 1 Punkt), 
mit Pflegestufe zwei (= 2 Punkte) und mit 
Pflegestufe drei (= 3 Punkte)

•	 Eigentum: Grundstücksinteressent/in und 
Partner/in hat/haben noch kein Grund- 
oder Wohneigentum (= 2 Punkte)

•	 Familiäre Bindungen: Die Eltern bzw. 
das eigene Kind/die Kinder des/der Grund-
stücksinteressenten/in leben in einem ei-
genen Haushalt in Korschenbroich (= 2 
Punkte)

2. Außerdem vergibt die Stadt sogenannte 
Familienrabatte:
Familien mit Kindern bzw. behinderten Ange-
hörigen sollen gefördert werden. Es besteht 
kein Rechtsanspruch auf die Förderung. Dies 
ist eine freiwillige Leistung der Stadt. Die 
Höhe des Rabattes in Form eines Kaufpreis-
nachlasses bemisst sich wie folgt:

Anhang II: 
Beispiele für kommunale Regelungen zur 
Grundstücksvergabe

•	 Haushalte mit 4 und mehr Kindern: 20 %
•	 Haushalte mit 3 Kindern: 15 %
•	 Haushalte mit 2 Kindern: 10 %
•	 Haushalte mit 1 Kind: 5 %

Der Kaufpreisnachlass wird auf Grundlage ei-
ner Fläche von maximal 350 m2 und maximal 
bis zum Bodenrichtwert errechnet (unabhän-
gig von der tatsächlichen Grundstücksgröße 
und vom tatsächlich erzielten Kaufpreis). Die 
Förderung wird nur einmal gewährt.

Der Rabattnehmer verpflichtet sich dazu, das 
Grundstück mindestens 10 Jahre selbst zu 
nutzen. Er darf nicht einen Großteil vermie-
ten oder Grund und/oder Haus verkaufen. 
Im Falle eines Verstoßes gegen diese Nut-
zungsverpflichtung muss der gewährte Ra-
batt zuzüglich Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem jeweiligen Basiszinssatz gem. § 247 
Abs. 1 BGB vom Tage des Besitzüberganges 
des Objektes zurückzahlen118.

118	 Stadt Korschenbroich 2016
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Richtlinien für die Vergabe von 
Baugrundstücken der Stadt Forchheim 
(Bayern, ca. 32.000 Ew.)

Die Stadt Forchheim regelt die Vergabe ihrer 
Grundstücke wie folgt:

1. Personenkreis

1.1 Es sind nur Einzelbewerber zu berück-
sichtigen, nicht Bauträger oder sonstige 
Firmen oder juristische Personen. Als Ein-
zelbewerber gelten: Ehepaare und Paare in 
eheähnlicher Lebensgemeinschaft mit oder 
ohne Kinder, alleinstehende Schwangere, al-
lein erziehende Mütter und Väter sowie voll-
jährige Alleinstehende ohne Kinder.

1.2 Ortsansässige Bewerber gem. 1.1, die im 
Laufe des Jahres der Grundstücksvergabe 
mindestens fünf Jahre ununterbrochen ihren 
Hauptwohnsitz und Lebensmittelpunkt in der 
Stadt Forchheim haben.

1.3 Arbeitnehmer und Selbstständige gem. 
1.1, die im Laufe des Jahres der Grund-
stücksvergabe mindestens fünf Jahre un-
unterbrochen in der Stadt Forchheim ihrem 
Hauptberuf nachgehen, werden dem Perso-
nenkreis nach 1.2 gleichgestellt.

1.4 Bewerber gem. 1.1 die nicht mehr oder 
wieder (noch keine fünf Jahre) in Forchheim 
wohnen, aber innerhalb der letzten 20 Jahre, 
mindestens fünf Jahre den Hauptwohnsitz 
und Lebensmittelpunkt in Forchheim hatten. 
Bei der Berechnung des 20-jährigen Zeit-
raums wird das Jahr der Grundstücksverga-
be nicht gerechnet.

1.5 Bewerber, die die nach Nr. 1.2 bis 1.4 er-
forderliche Frist für den Hauptwohnsitz bzw. 
Hauptberuf nicht erfüllen, können nach Maß-
gabe der Nr. 6 berücksichtigt werden.

1.6 Bewerber, die der Stadt Forchheim zu-
künftiges Bauland für Baulandmodell zur Ver-
fügung stellen (s. Nr. 5).

2. Voraussetzungen

2.1 Die Bewerber bzw. deren Ehegatten/Le-
benspartner dürfen über keinen bebauten oder 
bebaubaren Grundbesitz für Wohnraum verfü-
gen. Ausnahmen: Besitzt ein Bewerber bzw. 
dessen Ehegatte oder Lebenspartner eine 
selbst genutzte Eigentumswohnung kann er 
unter der Voraussetzung zugelassen werden, 
dass er die Eigentumswohnung zur Finanzie-
rung des Grundstückskaufs mit Wohnhausbau 
veräußert und die Veräußerung nachgewie-
sen wird. Besitzt ein Bewerber bzw. dessen 
Ehegatte oder Lebenspartner einen Miteigen-
tumsanteil an einem Wohngrundstück (z. B. 
aufgrund Erbfolge), der nachweislich nicht zur 
Sicherung des Wohnbedarfs verwendet wer-
den kann, ist die Bewerbung zulässig.

2.2 Die Finanzierung des Bauvorhabens 
muss gesichert sein. Eine Bestätigung des 
Finanzierungsinstituts ist vor der notariellen 
Beurkundung vorzulegen.

2.3 Jeder Bewerber kann nur ein Baugrund-
stück erwerben.

2.4 Das Bauvorhaben, das errichtet werden 
soll, hat sich an die Vorgaben des jeweils gel-
tenden Bebauungsplanes zu halten.

3. Sonstige Bedingungen und Auflagen
Mit dem / den Käufer (n) der Baugrundstücke 
sind im notariellen Kaufvertrag folgende Be-
dingungen zu vereinbaren:

3.1 Der Käufer hat das Wohngebäude in-
nerhalb einer Frist von drei Jahren nach der 
notariellen Beurkundung bezugsfertig zu er-
richten und zu beziehen. Die Frist kann auf 
Antrag unter Angabe von Gründen höchsten 
um 1 Jahr verlängert werden.
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3.2 Der Käufer bewohnt das Wohngebäude 
selbst. Eine Vermietung oder wirtschaftlich 
vergleichbare Nutzungsüberlassung inner-
halb von 10 Jahren seit Erwerb des Grund-
stücks ist nur in begründeten Ausnahme-
fällen mit vorheriger Zustimmung der Stadt 
Forchheim möglich; ausgenommen ist die 
Vermietung einer „Einliegerwohnung“, wenn 
diese 25 % der Gesamtwohnfläche nicht 
übersteigt.
(…)

3.5 Die Stadt Forchheim behält sich das Recht 
zum Wiederkauf des verkauften Grundstücks 
nach § 497 ff. BGB vor, wenn der Käufer
•	 die Bauverpflichtung (Nr. 3.1) oder
•	 die Verpflichtung zum Selbstbezug (Nr. 

3.2) nicht einhält oder
•	 gegen die Verpflichtung gemäß Nr. 3.4 

verstößt.
(...)

3.7 Erfüllt der Käufer
a) seine Bauverpflichtung nicht oder nicht 
fristgerecht, hat er der Stadt Forchheim bis 
zur Bezugsfertigkeit als Vertragsstrafe jähr-
lich einen Betrag in Höhe von 4 Prozentpunk-
ten über dem jeweils geltenden Basiszinssatz 
aus dem Grundstückskaufpreis zu zahlen.

b) seine Verpflichtung zum Selbstbezug nicht 
oder nicht fristgerecht, hat er an die Stadt 
Forchheim als Vertragsstrafe einen einmali-
gen Betrag in Höhe der Differenz zwischen 
dem Grundstückskaufpreis im Bauland-
modell und dem Kaufpreis auf dem freien 
Grundstücksmarkt zu zahlen.

c) seine Verpflichtung nach Nr. 2.4 nicht, wird 
eine Nachzahlung in Höhe des Prozentsat-
zes aus dem Grundstückskaufpreis fällig, wie 
er dem Prozentsatz der Überschreitung der 
Wohnflächen entspricht. Grundstückskauf-
preis ist der in der Kaufurkunde vereinbarte 
Kaufpreis, ohne Erschließungskosten.

Die Absicherung der Vertragsstrafen gemäß 
Buchst. a, b, und c erfolgt durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek in Höhe der Diffe-
renz zwischen dem Grundstückskaufspreis 
im Baulandmodell und dem Kaufpreis auf 
dem freien Grundstücksmarkt an dem Ver-
tragsgrundstück zugunsten der Stadt Forch-
heim.
(…)

5. Vergabe von Baugrundstücken gegen zu-
künftiges Bauland

5.1 Bewerber nach Nr. 1.6 können unter 
nachfolgenden Voraussetzungen berück-
sichtigt werden: Die Bewerber sind Eigentü-
mer von Grundstücken, die im rechtswirksa-
men Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt 
Forchheim oder in anderer Weise verbindlich 
als Wohnbauland – (Bauerwartungsland) – 
festgesetzt, jedoch noch nicht bebaubar sind. 
Ausgenommen sind Grundstücksflächen, bei 
denen es sich um schützenswerte Naturflä-
chen handelt. Die Grundstücke müssen min-
destens seit 2 Jahren im Eigentum des Be-
werbers sein.

5.2 Die Stadt Forchheim erwirbt aus den 
Grundstücken Flächen im Umfang von min-
destens der 1,82 -fachen Fläche des Bau-
grundstücks, das dem Bewerber aus dem 
Baulandmodell zugeteilt werden wird.

Beispiel: Zuteilung Bauland aus Baulandmo-
dell = 550 qm

Erwerb Bauerwartungsland 1,82-fache = 
1.000 qm

Die Stadt Forchheim wird die erworbenen 
Grundstücksflächen bei Bebaubarkeit im 
Rahmen des Baulandmodells verwenden. 
Als Kaufpreis wird der Verkehrswert für die 
Grundstücksqualität „Bauerwartungsland“ 
vereinbart. Falls eine Einigung nicht erfolgt, 
ist ein vom Gutachterausschuss beim Land-
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ratsamt Forchheim zu erstellendes Verkehrs-
wertgutachten maßgebend.

5.3 Für die Bewerber nach Nr. 5 gelten die 
Bestimmungen dieser Richtlinien in Nr. 2 und 
Nr. 3 einschl. der Unterpunkte nicht; die Nr. 
4 (Rangfolge der Bewerber) gilt nicht, jedoch 
mit der Ausnahme, dass den übrigen Bewer-
bern (Nr. 1.1 - 1.4) mindestens 2/3 der zu ver-
gebenden Bauplätze verbleiben.
(…)

6. Vergabe von Baugrundstücken an nicht 
einheimische Bewerber

6.1. Bewerber nach Nr. 1.5 werden wie folgt 
berücksichtigt:
a) mindestens 50 v. H. der zu vergebenden 
Baugrundstücke verbleiben bei den Bewer-
bern nach Nr. 1.2 bis 1.4, d. h. es werden für 
50 v. H. der Baugrundstücke die Rangfolge 
nach diesen Richtlinien ohne den Bewerbern 
nach Nr. 1.5 festgelegt; für die verbleibenden 
Baugrundstücke erfolgt eine weitere Rangfol-
ge mit den Bewerbern nach Nr. 1.2 bis 1.5 
(Einheimische und Nichteinheimische Be-
werber).

b) soweit nur ein Baugrundstück zu vergeben 
ist, werden Bewerber nach Nr. 1.5 nicht be-
rücksichtigt.
(…)119.

119	 Stadt Forchheim 2014
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Vergaberichtlinien der Stadt Baiersdorf 
(Bayern, ca. 7.500 Ew.)

Der Stadtrat Baiersdorf hat in der Sitzung am 
12.12.2006 folgende Richtlinien120 beschlos-
sen: 

1. Zur Befriedigung der Wohnbedürfnisse der 
einheimischen Bevölkerung, zur Ansiedlung 
von einpendelnden Berufstätigen in Baiers-
dorf und zur Wiederansiedlung früher in Bai-
ersdorf Wohnender soll preiswertes Wohn-
bauland zur Verfügung gestellt werden. 

2. Damit die Bedürfnisse der einheimischen 
Bevölkerung nach verbessertem Wohnraum 
in Form von Eigenheimen, insbesondere 
der einkommensschwächeren und kinder-
reichen Familien in dem erforderlichen Um-
fang gedeckt werden können, werden neue 
Bebauungspläne bzw. Änderungen von Be-
bauungsplänen die eine Wohnbebauung 
zum Inhalt haben nur noch aufgestellt, wenn 
die bisherigen Grundstückseigentümer bereit 
sind, 45 % ihrer Bruttoflächen im geplanten 
Gebiet mit notariellem Vertrag an die Stadt 
Baiersdorf zu veräußern (Miteigentumsantei-
le). In diesen Flächen sind enthalten, 
•	 die Flächen für die öffentlichen Erschlie-

ßungsanlagen (unentgeltlich) 
•	 die Flächen für die Bauplätze des Bau-

landmodells (gegen Kaufpreis) 

3. Nicht anwendbar ist das Baulandmodell für 
Grundstücke, für die schon Baurechte nach 
§§ 34 oder 35 BauGB vorhanden sind, also 
das Wohnbaurecht nicht erst durch die Über-
planung neu geschaffen wird. 

4. Die Stadt Baiersdorf bringt ihre 45 % Mit-
eigentumsanteile und die ursprünglichen 
Grundstückseigentümer ihre 55 % Miteigen-
tumsanteile an den Grundstücksflächen als 
Bruttobauland in die spätere Grundstücks-

120	 Stadt Baiersdorf 2006

neuordnung ein. Der Abzug für die öffent-
lichen Bedarfsflächen erfolgt von den 45 % 
Miteigentumsanteilen der Stadt Baiersdorf 
im Zuge dieser Neuordnung (z. B. eine ge-
setzliche oder private Umlegung). Der Stadt 
Baiersdorf und den ursprünglichen Grund-
stückseigentümern werden Bauparzellen 
entsprechend ihrem Anspruch zugeteilt, 
wobei den ursprünglichen Grundstücksei-
gentümern grundsätzlich 55 % ihrer Brutto-
bauflächen als Bauland zugeteilt werden, 
vorbehaltlich Mehr- oder Minderflächen auf-
grund der Vermessung.
 
5. Der Kaufpreis für die geplanten Bauflä-
chen entspricht dem Verkehrswert eines 
Bauerwartungslandes für Wohnbauland der 
untersten Stufe, jedoch höchstens 40 % 
des jeweilig aktuellen, gültigen, amtlichen 
Bodenrichtwerts pro m2. Der Kaufpreis wird 
vom Stadtrat beschlossen. Die öffentlichen 
Bedarfsflächen werden der Stadt Baiersdorf 
unentgeltlich zugeteilt. 

6. Der Kaufpreis ist grundsätzlich, mit Fäl-
ligkeit der Erschließungsbeiträge nach dem 
Baugesetzbuch, zur Zahlung fällig. Soweit 
Vorausleistungen der Erschließungsbeiträge 
fällig werden, wird ein Teilkaufpreis in Höhe 
dieser Vorausleistungen zum gleichen Zeit-
punkt fällig. Eine gegenseitige Verrechnung 
ist möglich. 

7. Der Nettokaufpreis für den Weiterverkauf 
seitens der Stadt Baiersdorf im Rahmen des 
Baulandmodells wird für das jeweilige Bau-
gebiet vom Stadtrat festgelegt. 

8. Die Stadt Baiersdorf behält sich das Recht 
vor, in begründeten Fällen abweichend von 
den vorstehenden Richtlinien zu entscheiden 
(z. B. Bedarf für sozialen Wohnungsbau). 
(…)
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Ausgangslage und Problemstellung
•	 Steigendes Bevölkerungswachstum und 

Mangel auch an bezahlbarem Wohnraum
•	 Wirtschaftlich prosperierende Entwicklung 

durch steigende Gewerbeansiedlungen 
um Kontext des GVZ Großbeeren

•	 Die kommunale Wohnungsbaugesell-
schaft Großbeeren (Wobau) mit Eigen-
kapitalquote von 30 % und Jahresgewinn 
von 300.000 Euro war aufgrund der Fi-
nanzausstattung nur sehr begrenzt hand-
lungsfähig. In den letzten 7 Jahren konn-
ten lediglich 20 Wohneinheiten erstellt 
werden. Nach einem aktuell vorliegenden 
Gutachten eines Wirtschaftsprüfungsun-
ternehmens könnte die Wobau, unter Bei-
behaltung der bisherigen Kapitalausstat-
tung und der entsprechenden Erträge pro 
Jahr ca. 6 bis 8 Wohnungen bauen, ohne 
den eigenen Fortbestand wirtschaftlich zu 
gefährden bzw. die Kreditwürdigkeit in Fra-
ge zu stellen. Ein signifikanter Beitrag zur 
Bewältigung der Wohnungsprobleme war 

Anhang III: 

Baulandentwicklung durch eine kommunalbeteiligte Gesellschaft 

– das Beispiel der Wohnungsbaugesellschaft Großbeeren mbH

seitens der Wobau unter diesen Voraus-
setzungen nicht möglich. 

Ziele der Gemeinde Großbeeren
•	 Erweiterung des Geschäftszweckes der 

Wobau: Gründung der „Standortentwick-
lungs- und Wohnungsbaugesellschaft 
Großbeeren mbH“

•	 Herstellung der Handlungsfähigkeit der 
Wobau durch Verkauf von 54 % der Unter-
nehmensanteilen der Wobau an Co-Inves-
toren (GETEC-Gruppe und IPG)

•	 Entwicklung der Siedlungsflächenerweite-
rungen des geltenden FNP und Schaffung 
von bezahlbarem Wohnraum

Strategie 
Die nachfolgenden Abbildung (Abbildung 13) 
stellt die strategischen Schritte für die Um-
strukturierung und Verbesserung der Finanz-
ausstattung der Wohnungsbaugesellschaft 
zur Durchführung von Wohnungsbauvorha-
ben dar.

Abbildung 13: Modell Großbeeren zur Durchführung von Wohnungsbauvorhaben mittels kommu-
nalbeteiligter Gesellschaft (Quelle: bearbeitet nach Teltower Stadtblatt, Lokalreport Januar 2016)
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Ablauf und Arbeitsschritte der Bauland-
entwicklung zur Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum: 

•	 Anteilsverkauf und Erlöszufuhr zugunsten 
Wobau. Gesellschafteranteile: Gemeinde: 
46 %, GETEC: 51 %, IPG: 3 %

•	 Grundstückserwerb durch Wobau 
•	 Aufstellungsbeschluss zum Bebauungs-

plan zur Umsetzung der kommunalen Zie-
le

•	 Städtebaulicher Vertrag zwischen Ge-
meinde und Wobau zur Umsetzung der 
kommunalen Ziele

•	 Wobau beauftragt Dritte mit Planung u.a. 
der Erschließungsmaßnahmen 

•	 Gemeinde beschließt Satzung zum Be-
bauungsplan 

•	 Wohnungsneubau und Wohnungsvermie-
tung durch Wobau an Haushalte der un-
teren und mittleren Einkommensschichten

Dieses Modell der Baulandentwicklung ist 
seitens der Gemeindevertretung Großbee-
ren im November 2015 mehrheitlich abge-
lehnt worden und kann daher nicht fortge-
führt werden. Stattdessen soll die Gemeinde 
nun eigenständig und auf eigene Kosten den 
Grundstücksankauf durchführen, zum Teil 
unmittelbar zu Gunsten des Vermögens der 
Wobau. Hiermit stehen der Gemeinde unmit-
telbare Einflussmöglichkeiten auf die Art und 
den Umfang der Bebauung der Siedlungser-
weiterungsfläche zur Verfügung, die bei ei-
nem reinen Investorenmodell in dieser Form 
nicht gegeben wären121.

121	 Gemeinde Großbeeren: Begründungsentwurf zur 
Teilprivatisierung & Dombert RA 2015
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